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(Beginn um 9.03 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 19. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Entschuldigt sind die Abgen Mag Antonov, Cammerlander, Ekkamp, Frank, Dipl-Ing Gretner, Harwanegg, Hoch, Mag Korun, Mag Kowarik, Dr Laschan, Mahdalik, Mag Maresch, Novak, Dr Pfleger, Puller, Schubert, Smolik, Stark, Strobl, Dr Troch, Dr Ulm, Vettermann, StRin Dr Vana, Florianschütz, Zankl. – Dazu darf ich mitteilen, dass einzelne Abgeordnete nur eine Zeitverhinderung angemeldet haben und möglicherweise noch während der Sitzung kommen werden.

Vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien wurde ein Verlangen auf Einberufung einer Sitzung des Landtages zum Thema „Parteipolitischer Opportunismus gefährdet den europapolitischen Grundkonsens des Landes Wien" eingebracht.

Ich habe daher in Entsprechung des § 120 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung im Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Landtages für Wien zu dieser Sitzung eingeladen. Die Geschäftsordnung sieht vor, dass in Sitzungen des Landtages auf Verlangen keine Geschäftsstücke verhandelt werden, der Entfall von Fragestunde, Aktueller Stunde und Dringlichen Initiativen ist in der Fraktionsvereinbarung, die von allen vier Fraktionen abgeschlossen wurde, festgeschrieben.

Der Ablauf dieser Sitzung wurde daher in der Präsidialkonferenz nochmals besprochen und mit den Klubvorsitzenden der im Landtag vertretenen Fraktionen einvernehmlich festgelegt, wobei selbstverständlich auch das Einvernehmen bestand, dass die geltende Fraktionsvereinbarung zur Anwendung kommt. – Ich mache darauf ausdrücklich aufmerksam.

Wir sind somit am Beginn der Debatte.

Laut Mitteilung der antragstellenden Fraktion ist Abg Dr Tschirf Begründer und Erstredner in einer Person. Die Fraktionsvereinbarung sieht hiefür eine Gesamtredezeit von 40 Minuten vor. Ich werde etwa 1 Minute vor Ablauf der 40 Minuten darauf aufmerksam machen, dass es dem Ende zugeht.

Ich erteile nun Herrn Abg Dr Tschirf das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist dies nicht die erste Europadebatte, die im Landtag stattfindet, es ist dies aber eine besondere Landtagsdebatte, und zwar nicht nur deshalb, weil sie zu einem für dieses Haus eher ungewöhnlichen Zeitpunkt stattfindet – nämlich am 10. Juli –, sondern weil der Anlass und das Thema ganz besonders sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Rufen wir uns in Erinnerung, wie wir aus der letzten Landtagssitzung vor 14 Tagen hinausgegangen sind: Es war dies am Ende einer Woche, in der es zu den verschiedensten kommunalen Themen unterschiedliche Positionen, aber auch Gemeinsamkeiten gegeben hat, so wie das zu einem Haus wie diesem gehört.

Ich persönlich bin wenige Stunden später informiert worden, dass es eine gewaltige Änderung in einem Bereich gibt, der für ein Land wie Österreich und für dessen Außenpolitik ganz wichtig ist, nämlich in der Europapolitik. Über die APA habe ich und haben wir alle, unter anderem auch die Außenministerin dieses Landes, erfahren, dass die SPÖ in einer völlig neuen Art der Kommunikation ein Vorhaben ankündigt. – Ein Kommentator der „Zeit", der Wiener Joachim Riedl, der keiner parteipolitischen Richtung zugeordnet werden kann und sicherlich unserer nicht nahesteht, schrieb in der letzten Ausgabe: „dass ein markanter Kurswechsel in der Europapolitik verkündet wird, und zwar nonchalant mittels Leserbriefs.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im „Standard" stellt Kommentator Mayer die Frage in den Raum, was denn bloß in Alfred Gusenbauer gefahren sei, dass er zu einem EU-politischen Amoklauf ansetzte.

Ich könnte die Kommentare aus den verschiedenen Zeitungen des In‑ und Auslandes hier jetzt stundenlang referieren, weil diese Frage leider – über Wien hinaus gehend – eine besondere, für uns nicht angenehme Wirkung erzielt hat.

Meine Damen und Herren! Ich war am Montag in Györ auf Besuch bei politischen Freunden. Diese Stadt ist nur 120 km von Wien entfernt. Diese 120 km haben aber einmal eine Welt bedeutet. Im Hinblick darauf glaube ich, dass die Friedensordnung in Europa, die wir heute haben, nicht leichtfertig aus parteipolitischem Opportunismus gefährdet werden sollte! Ich habe mich daran erinnert, als ich das erste Mal in meinem Leben in Györ war: Damals hatte ich ein Skriptum mit und habe mich auf eine meiner letzten Prüfungen aus Völkerrecht vorbereitet. Ich habe in Völkerrecht im Jahre 1981 an der Universität Wien noch die Frage bekommen: Warum kann Österreich der Europäischen Gemeinschaft nicht beitreten?

In diesen mehr als 25 Jahren hat sich viel verändert. Und ich möchte an dieser Stelle auch sagen: Auslöser dafür waren sicherlich sowohl Alois Mocks außenpolitische Position in der Bundesregierung als auch ein frühzeitiges Verständnis des damaligen Bundeskanzlers Franz Vranitzky, vor allem aber auch das diesbezügliche Engagement der Landeshauptmännerkonferenz. 

Ich habe hier das Protokoll der Landeshauptmännerkonferenz vom 13. November 1987 in Villach. An dieser Landeshauptmännerkonferenz hat für Wien der Landeshauptmann-Stellvertreter und Vorgänger von Michael Häupl als Landesparteivorsitzender der SPÖ Hans Mayr teilgenommen. Damals haben die Landeshauptleute, die der ÖVP und SPÖ angehört haben, über die Parteigrenzen hinaus einen Beschluss gefasst, mit dem die Teilnahme Österreichs am gemeinsamen Markt mit dem Ziel, möglichst rasch die Vollmitgliedschaft in der EG anzustreben, festgelegt wurde. – Erstmalig sind die Landeshauptleute aus dem parteipolitischen Zank heraus zu dem Schluss gekommen, dass das sehr notwendig ist.

Hier in Wien wurde seit den Zeiten des Landeshauptmanns Zilk eine Fülle von Diskussionen zum Thema EU geführt. Es gab zahlreiche Resolutionen und es gab schließlich Einhelligkeit der großen politischen Lager SPÖ und ÖVP in diesem Haus, dass wir uns gerade auf Grund der Wiener Situation zur EU bekennen. (Beifall bei der ÖVP.)
Keine Region in Österreich profitiert so von der Ostöffnung und Osterweiterung wie Wien. Ich habe hier nur einige Zahlen aus den letzten Jahren: Es gab 35 Milliarden an Auslandsinvestitionen sowie größte Zuwächse gerade im Kredit- und Versicherungswesen, und wir haben in den letzten Jahren eine hervorragende Stellung als Ostinvestor. Die Ostöffnung ist ein wichtiger Faktor für die Situation, dass wir Österreich heute als bewundertes, wirtschaftlich prosperierendes Land in Europa erleben, meine sehr geehrten Damen und Herren! Österreich hat seit 1995 den Export verdreifacht, die Lebensmittelexporte sind um 23 Prozent gestiegen und der Tourismus expandiert.

Ich zitiere jetzt aus einer Rede der Kollegin Vitouch in diesem Haus, die am 28. März 2008 davon gesprochen hat, welche Förderungen der MA 27 es in den verschiedensten Bereichen gegeben hat. Sie hat eine ganze Anzahl an Förderungen aufgezählt, etwa den Stadtbahnbogen Spittelau, neue Radwege im Bereich der Gumpendorfer Straße und des Mariahilfer Gürtels sowie die Neugestaltung des Mariahilfer Platzls. – Das seien Impulse, die unmittelbar durch die EU gegeben werden. 

Wir haben in dieser Landtagssitzung – der Landeshauptmann ist damals genauso hier vor mir gesessen wie heute – noch mit einer Position gemeinsam davon gesprochen, wie wichtig uns eine vitale EU ist. Lhptm Häupl hat hier gesagt, wie positiv er den Vertrag von Lissabon bewerte und wie wichtig dieser Vertrag als Rechtsgrundlage sowie die Verankerung von gemeinsamen Werten seien. Lhptm Häupl betonte, dass gerade dieser Vertrag ein Mehr an Demokratie und Bürgerbeteiligung bringe, dass dieser Vertrag eine Stärkung der Grundrechte bringe und damit die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union erhöht werde und dass die Solidarität und die Sichtbarkeit zentraler Kriterien des Erfolgs europäischer Maßstab werden würden.

Bgm Häupl berichtete, dass er bereits 1996 die Charta von Aalborg und 2006 die Aalborg Commitments unterschrieben und damit auch ein international sichtbares Zeichen dafür gesetzt habe, dass Wien die europäische Vision von integrativen, prosperierenden und kreativen Städten teilt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das waren die Worte des Wiener Landeshauptmannes in dieser Sitzung, und wir konnten diesen Worten nur zustimmen. – Zum Schluss seiner Rede hat der Wiener Landeshauptmann davon gesprochen, dass Europa schon oft totgesagt wurde, und betont, dass es daher ganz wichtig sei, dass sich Wien auch in Zukunft am Bau unseres gemeinsamen Hauses Europa zum Wohle der in unserer Stadt lebenden Menschen mit aller Kraft beteiligen solle. 

Kollegin Vitouch hat einige bemerkenswerte Zitate gebracht, und zwar auch eines betreffend die historische Verantwortung, dem ich eigentlich nichts hinzufügen kann. – Jeder, der die Berliner Mauer gesehen hat – ich hatte 1980 leider auch dieses Vergnügen – und weiß, wie anders dieses Europa geworden ist, jeder, der sich erinnert, dass die eigenen Großväter im Ersten Weltkrieg noch gegen Italien gekämpft haben und diesen Staat als Feind gesehen haben – heute ist Italien das Lieblingsland vieler Österreicherinnen und Österreicher –, jeder, der die eigene Familiengeschichte kennt, weiß, welche Erfolgsgeschichte dieses Europa ist. Im Hinblick darauf muss man wirklich aufpassen, wie man damit umgeht! Und dem sollten nicht kleine parteipolitische Vorteile entgegenstehen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nunmehr erleben wir, dass die SPÖ einen Schwenk vorgenommen hat. Es wurde ein Brief in einer Form geschrieben, die inakzeptabel ist. Die ganze Vorgangsweise ist nicht nachvollziehbar, und das Ziel war offensichtlich, dass die SPÖ schlechte Umfragewerte hatte und sich irgendwie herauswinden wollte. Das ist aber nie ein guter Ratgeber in der Politik! Daher sollte man sich sehr wohl überlegen, wann und wo man solche Schwenks machen darf und wann und wo nicht.

Es gibt genug SPÖ-Politiker, die das auch so sehen. Selbst Ministerin Claudia Schmied hat im Ö1-Mittags-
journal am 27. Juni 2008 gemeint, dass die Entscheidung des Bundeskanzlers und des designierten Parteivorsitzenden von ihr nicht kommentiert werden könne. Hannes Gschwentner hat gesagt: „Ich bin skeptisch, ob der nun von der SPÖ-Spitze eingeschlagene Weg bei der Volksabstimmung der richtige ist." Viel deutlicher hat es der Vizepräsident des Österreichischen Städtebundes, Heinz Schaden, ausgedrückt. Heinz Schaden, Bürgermeister einer Stadt, die ähnlich wie Wien in ganz großem Ausmaß von der EU und von der Ostöffnung profitiert, hat gesagt: „Ich bin wirklich sauer, das Duo Gusenbauer und Faymann macht aus der SPÖ eine Bananenrepublik und damit auch aus der Republik Österreich."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sind die Reaktionen! Und ich könnte hier noch Aussagen von Herbert Bösch, Harald Ettl, Christa Prets oder Wolfgang Katzian hinzufügen. Keinesfalls ersparen kann ich Ihnen aber die Aussage des Altbundskanzlers Franz Vranitzky. Er hat immerhin damals in Korfu die Verträge unterschrieben. Jetzt sagt er, dass das einzig Richtige jedenfalls sei, diesen Vorstoß zu revidieren und zu einer EU-Politik zurückzukehren, in der sich die österreichischen Staatsbürger wiederfinden, denn die SPÖ begebe sich damit auf die demagogische Linie von FPÖ-Chef Heinz Christian Strache. – Das sagt nicht irgendjemand, sondern das sagt Ihr letzter erfolgreicher Bundeskanzler! Und das sollte Ihnen zu denken geben, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben vor einigen Jahren in diesem Haus Wolfgang Petritsch als außenpolitischen Beamten beschäftigt. Offensichtlich war das eine andere Zeit als heute, denn er kritisiert genauso wie die vorhin Zitierten die Politik der SPÖ. Er kritisiert den Opportunismus und sagt: „Da treibt man den Teufel mit dem Beelzebub aus. Es ist langfristig nicht gut, sich in die Geiselhaft einer Zeitung zu begeben."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In dieser Situation, als am vorletzten Donnerstag Faymann und Gusenbauer diesen Brief geschrieben haben, haben wir alle erwartet, dass der Wiener Bürgermeister als der angeblich so mächtige Mann in der SPÖ aufsteht und sagt: „Freunde, so geht es nicht! Hier geht es um mehr als um die Umfragedaten der SPÖ! Es geht um mehr als darum, dass wir im Moment Probleme haben! Es geht letztlich um unser Land und um unsere Stadt!“ – Diese klaren Worte, meine sehr geehrten Damen und Herren, vermissen wir bis heute! (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir haben in diesem Haus sehr eingehend auch die Frage von Volksabstimmungen diskutiert. – Fraglos ist es ganz wesentlich, dass man die Bürgerinnen und Bürger in Europa und gerade auch die Wienerinnen und Wiener in diesem großartigen Friedensprozess in Europa mitnehmen muss. (Abg Mag Wolfgang Jung: Bisher habt ihr sie aber vergessen!) Wir müssen sie mitnehmen, und ich bin bestürzt darüber, solche Zwischenrufe zu hören! Ich verstehe noch, dass Herr Jung sie macht, von der FPÖ sind wir das gewohnt, wenn sie aber aus der SPÖ kommen, dann bin ich wirklich bestürzt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vranitzky hat also doch nicht so unrecht, wenn er sagt, dass es hier eine enge Achse und offensichtlich Vorbereitungen für eine Koalition zwischen Faymann und Strache nach der nächsten Wahl gibt. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.)
Das kann schon sein, aber das haben Sie auszutragen! Hier sind Sie verantwortlich für die Wienerinnen und Wiener. Es geht darum, dass wir klar und deutlich sagen, was dieses Projekt Europa für uns bedeutet. Hatten wir davor jemals eine so lange Friedensperiode wie in den letzten Jahrzehnten? Ich bin selbst Jahrgang 1957 und habe den Eisernen Vorhang erlebt und gesehen, wie es ist, an der Grenze zweier Teile dieser Welt zu stehen. Heute gibt es in der Westukraine blühende Städte an einer Stelle, wo früher die sowjetischen SS‑20‑Raketen auf Österreich und auf Westeuropa gerichtet waren. All das haben wir überwunden, und diese Veränderungen, meine sehr geehrte Damen und Herren, sind letztlich dem europäischen Gedanken der letzten Jahrzehnte zu verdanken! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben uns natürlich Gedanken über die Notwendigkeit gemacht, die Bürgerinnen und Bürger mitzunehmen, und haben uns daher auch Gedanken über die europäische Volksabstimmung gemacht. Gerade als Präsident der Regionen Europas weiß der Herr Landeshauptmann und Bürgermeister, dass ja nicht in jedem EU-Staat Volksabstimmungen vorgesehen sind. In der Bundesrepublik Deutschland gibt es zum Beispiel keine Volksabstimmung aus Gründen, die in der Geschichte liegen: Als das Bonner Grundgesetz im Schloss am Chiemsee beraten und 1949 verabschiedet wurde, war die deutsche Geschichte davon geprägt, dass man ein möglichst starkes Parlament schafft und nichts – wie man damals gesagt hat – plebiszitären Zufällen überlässt. Lesen Sie nach bei Carlo Schmid, SPD-Minister und Präsident ... (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Jung.) Das interessiert mich nicht! Ich wollte nur noch ein wenig auf die SPÖ einwirken! Ich glaube, beim damaligen Präsidenten des Deutschen Bundestages und Minister Carlo Schmid kann man gut nachlesen, warum das so war.

Heute brauchen wir jedoch im Zusammenhang mit Volksabstimmungen ganz Europa. Und wenn man diesen Gedanken weiter denkt und sich vorstellt, dass bei europäischen Entscheidungen ein einziger Staat wie beispielsweise Luxemburg mit einer Volksabstimmung alles blockieren könnte, dann müssen wir diesbezüglich wirklich gemeinsame Anstrengungen machen. 

In Österreich können Volksabstimmungen über Bundesgesetze stattfinden, es kann aber beispielsweise nicht ein Bundesland wie das Burgenland oder Tirol ein Verfassungsgesetz blockieren. Auf europäischer Ebene sollte ein ähnlicher Weg gefunden werden, und Wolfgang Schüssel hat sehr klug vorgeschlagen, eine ähnliche Regelung wie in der Schweizer Verfassung zu treffen. Kein Land in Europa ist so stark plebiszitär ausgerichtet wie die Schweiz, laut Verfassung muss dort aber beides vorliegen: Es muss, wie es so schön in der Schweizer Verfassung heißt, ein Mehr an Stimmbürgerinnen und Stimmbürger und ein Mehr an Kantonen vorliegen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist ein Weg, wie wir die Bürgerinnen und Bürger nach Europa mitnehmen sollten. Zudem sollten wir alle Anstrengungen unternehmen, um die Bürgerinnen und Bürger mehr zu informieren. Ich bin daher auch völlig bei dem Ansatz der GRÜNEN, dass sich auch dieses Haus mehr in EU‑Fragen einbringen sollte. Die EU soll natürlich besser werden und sich weiter entwickeln. Ich halte es aber für gefährlich, wenn mit einem Brief und einer Unterwerfungsgeste einen Beitrag dazu geleistet wird, dass die Falschen von der stärksten Partei dieses Landes auf einmal Applaus bekommen. Daher haben wir heute diese Sitzung einberufen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Wir sind in diese Sitzung gegangen, weil wir davon ausgehen, dass wir nach dieser Sitzung mehr und einiges genauer wissen. Daher stellen wir zehn Fragen an den Wiener Landeshauptmann.

Die erste Frage stellt sich auf Grund des Briefes von Gusenbauer und Faymann, in dem wir nachlesen konnten, dass auch der Wiener Bürgermeister gesagt hat, dass er dazu steht. – Sie lautet: Wie steht der Wiener Landeshauptmann zum Vertrag von Lissabon? Gilt noch das, was der Präsident der Regionen Europas am Tag danach gesagt hat, dass er das irländische Votum selbstverständlich – wie es ein Demokrat zu tun hat – zur Kenntnis nimmt, dass er aber weiß, dass dieser Vertrag von Lissabon gerade für die Regionen Europas einiges bringt. Steht also der Wiener Landeshauptmann noch zu diesem Vertrag von Lissabon? 

Zweitens: Warum sollte – im Hinblick auf das Gesagte – über den Vertrag von Lissabon eine Volksabstimmung stattfinden? Warum wurden die Wienerinnen und Wiener über diesen Vertrag von Lissabon nicht mehr informiert? Wie viele Informationsveranstaltungen hat gerade der Wiener Landeshauptmann und Bürgermeister zu diesem Thema abgehalten? (Abg Mag Thomas Reindl: Die Frau Außenministerin ist seit Monaten auf Tauchstation! – Weitere Zwischenrufe von der SPÖ.) Ihre Zwischenrufe zeigen nur schlechtes Gewissen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Erinnern wir uns zurück an das Jahr 1994! Ich selber war auch einer, der herumgelaufen ist und geworben hat. Wir haben damals darum gekämpft, das Votum für die EU herbeizuführen. Und wir haben gewusst, dass man sich nicht zurücklehnen und bei allen Dingen, die vielleicht ein bisschen unangenehm sind, sagen kann: Wir können nichts dafür, das war Brüssel! – Das ist zwar im ersten Moment leicht, aber die Tagesrealität holt einen ein, meine sehr geehrte Damen und Herren!

Ich setze mit meinen Fragen fort: Warum sind die Bürger nicht informiert worden, um eine faire Basis zur verantwortungsvollen Meinungsbildung jedes Einzelnen zu gewährleisten? (Abg Kurt Wagner: Fragen Sie die Frau Außenministerin!) Warum wurde von Ihnen anders argumentiert?

Drittens: Herr Landeshauptmann! Sie haben als Präsident des Rates der Gemeinden und Regionen nach dem irischen Referendum festgestellt, dass Sie nicht erfreut sind über das Ergebnis, zumal der Vertrag von Lissabon eine Aufwertung für Europas Regionen bedeutet. Wie werden Sie beim Rat der Gemeinden und Regionen als dessen Präsident Ihren Meinungsschwenk erklären?

Viertens: In der letzten Sitzung des Wiener Landtages zum Thema Europa hat Kollegin Vitouch ein wirklich bemerkenswertes Zitat von Johannes Voggenhuber gebracht, der gesagt hat: „Nicht einmal die Hausordnung des Paradieses würde 27 Mal eine absolute Mehrheit erhalten.“ – Kollegin Vitouch hat gesagt, dass sie sich diesem Zitat nur anschließen könne. Im Anschluss daran stelle ich die Frage an den Landeshauptmann von Wien: Ist der Landeshauptmann von Wien auch dieser Meinung? 

Fünftens: Das Nein der Iren kann dazu führen, dass es bilaterale Veränderungen des Vertrages zwischen Irland und der EU gibt. Sind Sie dafür, dass diese Veränderungen auch in Österreich einer Volksabstimmung unterzogen werden?

Sechstens: Sind Sie für einen EU-Beitritt Kroatiens? Soll es darüber hier eine Volksabstimmung geben? Wie würde Ihre Empfehlung lauten? 

Siebentens: Sind Sie für einen EU-Beitritt der Ukraine? Soll es darüber hier eine Volksabstimmung geben? Wie würde Ihre Empfehlung lauten? 

Achtens: Sind Sie für einen EU-Beitritt der Türkei? Darüber hört man Unterschiedliches von der SPÖ. Soll es darüber hier eine Volksabstimmung geben? Wie würde Ihre Empfehlung lauten? (Abg Mag Thomas Reindl: Da hat Schüssel eine Linie vorgegeben!) Ja! Kollege Reindl! Lesen Sie gut nach! Wolfgang Schüssel könnte ein gutes Vorbild für die SPÖ sein! (Beifall bei der ÖVP.)

Das ist ein guter Hinweis! Wolfgang Schüssel ist nämlich einer, der nicht nach Meinungsumfragen schielt! (Ironische Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ. – Abg Godwin Schuster: Was war denn 1995?) Schüssel ist einer, der zeigt, was der Unterschied zwischen einem parteipolitischen Taktiker und einem Staatsmann ist. Wolfgang Schüssel ist ein Staatsmann. (Beifall bei der ÖVP. – Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich verstehe die Unruhe! Ich würde auch unruhig werden, wenn ich einer Partei angehören müsste, die immer eine starke Tradition im Internationalismus hatte, wie auch im Hainfelder Programm nachzulesen ist, die viel gerade auch im Zusammenhang mit dem EU-Beitritt geleistet hat und die sich jetzt aus kleinlichen Motiven und parteipolitischer Taktik unterwirft und Briefe schreibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich stelle noch eine zehnte Frage an den Landeshauptmann: Sind Sie dafür, dass in Zukunft alle Auslandseinsätze von österreichischen Sicherheits- und Verwaltungskräften wie beispielsweise der Polizei einer Volksabstimmung unterzogen werden?

Wir wissen, was bei Friedenseinsätzen beziehungsweise humanitären Einsätzen von Österreicherinnen und Österreichern im Ausland geleistet wird, womit auch wichtige Beiträge für das Image Österreichs erbracht werden. Ich weiß, dass es Menschen in diesem Staat gibt, die das anders sehen. Die ÖVP hat das nie anders gesehen. Seit den späten 50er Jahren und letztlich seit unserem UNO-Beitritt hat es diesbezüglich immer eine klare Position der ÖVP gegeben. Wir sind dafür, dass wir auf diesem Gebiet in der Welt etwas leisten. Wir sind dafür, weil wir der Ansicht sind, dass es in dieser Welt ganz große Herausforderungen gerade für ein kleines Land gibt. Ein kleines Land hat nämlich in einem großen Europa ganz andere Chancen, die Probleme des 21. Jahrhunderts zu lösen. Daher bedauern wir es, dass manche in ihrem Denken aus dem 20. oder gar aus dem 19. Jahrhundert noch nicht herausgekommen sind! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Thomas Reindl: In der Schuldebatte seid Ihr im Mittelalter! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Was sollen diese Ablenkungsmanöver? Das Thema ist ernst genug, dass wir uns hier und jetzt in erster Linie damit auseinandersetzen sollten! Ich glaube, es ist wirklich ernst genug, und ich hoffe, dass wir auf diese zehn Fragen jeweils Antworten bekommen! 

Was sind eigentlich die Motive für den Meinungsumschwung der SPÖ? –Offensichtlich hat die SPÖ Probleme betreffend die Ergebnisse aktueller Meinungsumfragen. Offensichtlich verliert die SPÖ so stark an Terrain, dass sie selbst Positionen vergisst, die ein Franz Vranitzky einmal geschaffen hat. Das ist bedauerlich! Und ich füge hinzu: Mag sein, dass Gusenbauer in einer derart kritischen Situation so gehandelt hat. Mag sein, dass dem neuen Spitzenkandidaten der SPÖ Faymann nicht bewusst ist, was das bedeutet, solche Gesten zu setzen. Aber von jemandem mit dem Intellekt des Michael Häupl ist wohl anderes zu erwarten!

Wir haben hier schon sehr hochkarätige Diskussionen geführt, und der Hinweis auf historische Literatur und der Hinweis auf den Zeitabschnitt, den man mit den Schüssen von Sarajewo am 28. Juni 1914 beginnen und mit dem Fall der Berliner Mauer 1989 enden lässt ... (Zwischenruf von Abg Dr Kurt Stürzenbecher. – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich glaube, jetzt sollte man keine Zwischenrufe machen, sondern ein bisschen nachdenken! Sie sind alle gewählte ... (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Man sollte sich darüber einmal ein bisschen informieren und einiges nachlesen! Da könnte man einiges lernen!

Man könnte zum Beispiel lernen, wenn man bei Hans-Peter Schwarz, einem großen deutschen Zeithistoriker, nachliest, dass die Tragödie des Jahres 1914 darin bestand, dass „Ruinierer“ – so seine Wortwahl – in Europa regiert haben. Daher sollten wir meiner Meinung nach heute danach trachten, dass Staatsmänner agieren. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 1989 hatten wir Staatsmänner, etwa einen François Mitterrand, einen Helmut Kohl, eine Margaret Thatcher oder einen Michail Gorbatschow. Und solche Staatsmänner brauchen wir heute mehr denn je, denn dann wird es uns leichter gelingen, dafür zu sorgen, dass dieses Europa mehr ist als nur eine Soll-und-Haben-Rechnung, wie das Benedikt XVI. vor seiner Wahl zum Papst so treffend formuliert hat. (Abg Mag Thomas Reindl: Jetzt muss der arme Papst auch noch herhalten!)

Wir brauchen mehr als das, was jetzt kleinkarierte Populisten hier herausholen, meine sehr geehrten Damen und Herren! Es geht letztlich darum, dass wir in unserer Zeit Verantwortung übernehmen. Wir dürfen nicht Zwischenrufe aus Nervosität heraus machen, sondern wir müssen einen angemessenen Beitrag in dem Bewusstsein leisten, dass wir Teil des größten und erfolgreichsten Friedensprojektes der Geschichte sind.

„Wien wird sich deshalb auch in Zukunft am Bau unseres gemeinsamen Hauses Europa zum Wohle der in unserer Stadt lebenden Menschen, aber auch zum Wohl aller Europäerinnen und Europäer mit aller Kraft beteiligen.“ – Das hat der Landeshauptmann von Wien, Michael Häupl, am 28. März dieses Jahres gesagt, und zwar in einer Diskussion, die auf sehr hohem Niveau geführt und bei der klargestellt wurde, dass dieses Friedensprojekt Europa für Wien sehr wichtig ist und dass wir Europa weiterentwickeln sollen.

Daher erwarten wir uns jetzt vom Landeshauptmann von Wien klare Worte, eine Abgrenzung von einer Politik des Brieferlschreibens, des Leserbriefschreibens und des billigen Populismus. Wir erwarten uns, dass wir dorthin zurückkehren, wo die Landeshauptmänner in Villach im Jahre 1987 begonnen haben, und zwar unter Einschluss der SPÖ-Landeshauptmänner, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir erwarten uns, dass von dieser Stelle aus in diesem Haus ein klares Signal für ein gemeinsames Friedensprojekt Europa gegeben wird und dass der Populismus ein Ende hat! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Als nächster Redner gelangt Herr Abg DDr Schock zu Wort. Ich mache aufmerksam, dass nunmehr 30 Minuten für DDr Schock und für die nächsten zwei Redner zur Verfügung stehen.

Abg DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Kollege Tschirf! 
Sie haben auf der einen Seite Staatsmänner erwähnt, und Sie haben auf der anderen Seite Wolfgang Schüssel erwähnt. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Dazu muss man als Freiheitlicher – weil bei uns die Erinnerung noch sehr jung ist – auch einen Beitrag leisten.

Wolfgang Schüssel war jener Politiker – ich sage jetzt bewusst nicht „Staatsmann“ –, der dreimal in seiner Karriere ohne Not vorgezogene Nationalratswahlen ausgelöst hat. Erinnern wir uns: Im Jahr 1995 mit dem Schüssel-Dietz-Kurs, im Jahr 2002 und jetzt im Jahr 2008 als Mastermind. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wolfgang Schüssel war dreimal jener Politiker, der Parteikalkül vor Staatsinteressen gestellt hat! (Beifall bei der FPÖ. – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Zurück zur SPÖ: Die SPÖ ist im Wahlkampf, und es gibt natürlich immer wieder Wahlversprechen, die dann gebrochen werden, und es gibt Wahlschwindel. Ich stelle Ihnen jetzt nur eine Frage: Wer glaubt Ihnen heute wirklich noch? Glauben Sie selbst, dass Ihnen diesen Schwenk jemand abnimmt? 

Erinnern wir uns an die Volksabstimmung im Jahr 1994. Damals haben Sie versprochen, dass alles billiger und besser wird. Ich erinnere an die Zeit vor der Volksabstimmung. Sie haben versprochen: Die Transitlawine können wir verhindern! – Nichts ist geschehen! Sie haben gesagt: Wir werden mitbestimmen können! – Das ist eine Schimäre! Wir können nicht mitbestimmen! Sie haben versprochen: Das anonyme Sparbuch bleibt. – Die Anonymität ist, wie wir alle wissen, weg! Sie haben gesagt: Die Neutralität bleibt. – Das schaut jetzt so aus, dass unsere Soldaten im Interesse Frankreichs im Tschad im Einsatz sind. Außerdem wurde uns versprochen, dass der Schilling bleibt. – Seit 1. Jänner 2002 gibt es ihn nicht mehr. Und der Ederer-Tausender schaut so aus, dass alles, was früher 100 Schilling gekostet hat, jetzt 10 EUR, also 140 Schilling kostet, und der Ederer-Tausender fehlt heute in Wirklichkeit den Menschen im Börsel. 

Meine Damen und Herren! Im Hinblick darauf ist es ja kein Wunder, dass die Menschen an diese Europäische Union nicht mehr glauben! Und es werden von Tag zu Tag auch innerhalb der SPÖ die innerparteilichen Kritiker dieses Kurses immer mehr. Es sind schon Namen genannt worden, und es lassen sich noch viele Zitate hinzufügen, etwa Worte des früheren Abgeordneten Walter Guggenberger oder des neuen Obmanns in Niederösterreich der SPÖ, Sepp Leitner. Auch aus Graz kommt Kritik vom Klubobmann der SPÖ, Karl-Heinz Herper. Claudia Schmied distanziert sich und sagt, dass es nicht ihre Aufgabe sei, diese Vorgangsweise zu thematisieren. Franz Gschwentner, der Tiroler SPÖ-Chef, sagt: „Ich bin skeptisch, ob der nun von der SPÖ eingeschlagene Weg bei der Volksabstimmung der richtige ist.“ 

Meine Damen und Herren! Auch Ihre Abgeordneten im Parlament kritisieren das, etwa Günther Kräuter, Melitta Trunk oder Erwin Niederwieser. Letzterer sagt: „Dieser Weg der Bekanntgabe schmerzt.“ Und er hat jetzt noch eins draufgesetzt, indem er sagt: „Es ist mir am Keks gegangen, was man uns das einfach vorgibt!“ 

Meine Damen und Herren! Herr Klubobmann Oxonitsch! Glauben Sie wirklich, dass Sie mit einem solchen internen Zwist das Vertrauen der Menschen gewinnen können? Denken wir nur ein halbes Jahr zurück: Als Sie am 13. Dezember gemeinsam mit Schwarz und Grün diesen Vertrag von Lissabon beschlossen haben, hat zum Beispiel der Doyen der österreichischen Verfassungsjuristen Prof Klecatsky gemeint, dass Ihr Verhalten die schwerste Todsünde gegenüber der Demokratie war. Jetzt aber kommt angesichts desaströser Umfragewerte Herr Faymann und versucht hier einen Schwenk. Er will aber, meine Damen und Herren, den Vertrag von Lissabon nicht anrühren. Dieser wird ja mittlerweile in ganz Europa blockiert, etwa von den Deutschen, von den Iren mit ihrem Veto, von den Polen beziehungsweise von den Tschechen. Daran wollen Sie nicht rütteln? Das ist ja nicht konsistent!

Sie rudern ja auch schon wieder zurück. Herr Landeshauptmann! Ihr Klubobmann im Parlament, Herr Cap, hat gesagt, dass das eh nicht so ernst gemeint ist, die ÖVP könne diese Volksabstimmung ja jederzeit verhindern. Die SPÖ habe gar keine Mehrheit, das gehe in Wahrheit gar nicht. – Meine Damen und Herren! Was heißt denn das? Sie machen jetzt Wahlkampftheater und Wahlkampfdonner, schließen aber eine Koalition mit der FPÖ aus, also mit der einzigen Partei, mit der eine solche Volksabstimmung wirklich umsetzbar wäre! Vermutlich legen Sie sich nachher wieder mit den Schwarzen ins Bett, die diese Volksabstimmung dann natürlich verhindern. Meine Damen und Herren! Das ist schon wieder der nächste Wahlschwindel! Wir fordern Sie daher auf: Hören Sie mit diesem Wahlschwindel auf und lassen Sie die Menschen endlich abstimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Wir werden daher auch die Nationalratswahl zu einer Volksabstimmung über den EU-Beitritt und über den Vertrag von Lissabon machen, und dieses Thema wird die Wahl bewegen, Herr Landeshauptmann! Wir werden den Menschen sagen, dass die Freiheitlichen immer zu ihrem Wort gestanden und die einzige Fraktion sind, die immer eine klare Linie in dieser Frage vertreten hat. (Beifall bei der FPÖ.)
Herr Landeshauptmann! Wir haben diese Linie 1997 beim Vertrag von Amsterdam vertreten, als zum ersten Mal nach der Volksabstimmung wieder Staatshoheiten an die EU abgetreten worden sind. Und Prof Klecatsky sagt ganz klar, dass jeder Export von Staatshoheiten einer Volksabstimmung bedarf.

Herr Landeshauptmann! Das Problem für Sie ist, dass Ihre angebliche neue Linie nicht einmal die eigenen Leute, etwa die eigenen Abgeordneten im EU-Parlament, mittragen. Schauen wir uns das an! Harald Ettl sitzt für Sie in Brüssel und sagt: „Das ist nicht nach meinem Geschmack.“ Christa Prets sagt: „Ich habe große Probleme damit. Das ist nicht der Weg, wie man so etwas macht.“ Herbert Bösch, Ihr Abgeordneter zum EU-Parlament, sagt: „Eine Partei ist dazu da, richtige Dinge den Menschen zu erklären. Wenn sie dazu nicht in der Lage ist, dann muss sie sich auflösen. Das ist nicht die Linie der SPÖ. Das sind Einzelmeinungen des Herrn Faymann und des Herrn Gusenbauer.“ – Das sagt Herbert Bösch, das sagen Ihre Abgeordneten zum EU-Parlament!

Wer soll Ihnen da wirklich noch glauben? Denken wir etwa an das Jahr 2000 und an die Sanktionen zurück, Herr Landeshauptmann! Damals hat der gleiche Alfred Gusenbauer im Kreis der Sozialistischen Internationale mit einem Glas Sekt auf diese Sanktionen angestoßen. (Lhptm Dr Michael Häupl: Das ist ja nicht wahr!) Damals hat die SPÖ im parteipolitischen Interesse die Interessen Österreichs verraten. (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.)

Herr Klubobmann Oxonitsch! Schauen wir uns das Jahr 2005 und den Schwindel bei der so genannten EU-Verfassung an. Sie wurde überall abgelehnt, wo die Menschen abstimmen durften! Die Franzosen haben sie abgelehnt. Die Holländer haben sie abgelehnt. Aber Sie haben die Menschen damals nicht abstimmen lassen! Wer soll Ihnen daher heute noch glauben? Was sagen Ihre eigenen Spitzenrepräsentanten zur Glaubwürdigkeit? – Ex-Finanzminister Lacina sagt zum Beispiel, dass der Schwenk nichts nützt, weil die SPÖ zu viel an Glaubwürdigkeit verloren hat. Wörtlich sagt Lacina: „Vielleicht gewinnt ihr damit den einen oder anderen, aber genauso viel verliert ihr auf der anderen Seite wieder.“

Herr Landeshauptmann! Ihr Problem ist die mangelnde Glaubwürdigkeit in dieser Frage. Auch Altbundeskanzler Vranitzky hat diesen Zickzackkurs ganz minutiös analysiert, und Vranitzky sagt wörtlich: „Das einzige Richtige ist, den Vorstoß zu revidieren. Ich halte das Vorgehen der beiden Herren an der SPÖ-Spitze für einen politischen Denkfehler.“ 

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Genau das ist es: ein Denkfehler! Glauben Sie wirklich, dass Ihnen irgendjemand diesen Schwenk abnimmt? Glauben Sie, dass Ihnen das nach Ihrer Politik in der Vergangenheit noch jemand abnimmt? Herr Vranitzky hat daher ganz recht, wenn er das auf den Punkt bringt und von einem politischen Denkfehler spricht. Die Menschen wissen nämlich ganz genau, wer in Brüssel unsere Interessen vertreten hat und wer die Interessen Österreichs in Brüssel seit Jahren verraten hat. Die Menschen werden daher in dieser Frage zum Schmied und nicht zum Schmiedl gehen. Und der Schmied sind wir, Herr Landeshauptmann! (Beifall bei der FPÖ.)
Herr Landeshauptmann! Auf Grund dieses Schwenks gibt es eine veritable Führungsdiskussion in Ihren Reihen. Und es gibt Kritik. Gertraud Knoll sagt: „Die Menschen wollen jemanden, der führt und überzeugt. Wenn man das nicht kann, muss man zusammenpacken und gehen.“ In Salzburg werden bereits Unterschriften für den Parteitag der SPÖ gesammelt. Wolfgang Radlegger, der ehemalige SPÖ-Chef, sammelt Unterschriften und will die Wahl von Faymann verhindern. Radlegger beschreibt Herrn Faymann wie folgt: „Aalglatt ist für Faymann ein falscher Ausdruck. Gegen diesen Typus von Politiker greift sich ein Aal rauer an.“ – Und Herr Radlegger hat für diese Meinung schon Mitstreiter gefunden, etwa den früheren Zentralsekretär Heinrich Keller, den ehemaligen Bürgermeister Josef Reschen und auch unsere frühere Stadträtin, Ursula Pasterk. (Lhptm Dr Michael Häupl: Die Kronzeugin der FPÖ!) Sie alle wollen am Parteitag die Wahl von Faymann verhindern. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es üben ja nicht nur pensionierte Politiker, sondern auch aktive Politiker Kritik, etwa der Salzburger Bürgermeister Schaden, der ganz sicher ein Delegierter zum Bundesparteitag der SPÖ sein wird. Er sagt: „Ich bin wirklich sauer, das Duo Gusenbauer und Faymann macht aus der SPÖ eine Bananenrepublik, und damit auch aus der Republik Österreich.“ Weiter sagt er: „Diese kuschenden Bemerkungen, die jetzt von vielen Seiten der SPÖ kommen – ja, ja, das passt schon –, die machen mich erst recht fuchsteufelswild. Es hat keine innerparteiliche Demokratie und Willensbildung gegeben auf Kosten Europas. Ich schäme mich für die SPÖ.“ – So Herr Schaden. 

Herr Landeshauptmann! Jetzt kommen wir zum Punkt: Diese Kritik kommt ja nicht nur aus Salzburg, sondern dieser Zickzackkurs hat längst auch Ihre Wiener SPÖ erreicht, und zwar nicht nur Ursula Pasterk, die sehr wohl der Wiener SPÖ zuzuordnen ist, allerdings eine pensionierte Politikerin ist. Vielmehr haben auch aktive SPÖ-Mandatare neuerlich einen offenen Brief geschrieben, und zwar diesmal nicht an einen Herausgeber, sondern an Herrn Faymann. In diesem offenen Brief, den Mandatare Ihrer Partei aus Wien Alsergrund geschrieben haben, lehnen sie überhaupt jede Volksabstimmung grundsätzlich ab. – Ich zitiere wörtlich: „Wir sind überzeugt, dass jede Konzession an den Anti-EU-Populismus der europäischen Idee und der SPÖ nachhaltig schaden wird."– So schaut also Ihre neue Linie aus! Herr Faymann gibt etwas vor. Sie sagen: In Gottes Namen, machen wir halt mit! Aber ein Bezirk schert sofort aus.

Wer sind eigentlich die Verfasser dieses Schreibens? Das ist ja auch interessant: Das ist nicht nur Caspar Einem, der ja ebenfalls alle Funktionen schon zurückgelegt hat, oder Nationalratsabgeordnete Gertraud Knoll, sondern unter den Briefschreibern befinden sich etwa auch Bezirksvorsteherin Martina Malyar und der Wiener Gemeinderat Siegi Lindenmayr.

Meine Damen und Herren! Die Tatsache, dass ein Abgeordneter dieses Hauses diesen Brief unterzeichnet hat, zeigt ja diesen Zick-Zack-Kurs und diese Spaltung, die bereits tief in die Wiener Sozialdemokratie hineinreicht.

Meine Damen und Herren! Sie sollten daher heute Farbe bekennen! Sie sollten daher heute in diesem Haus Ihre Karten auf den Tisch legen. Wir wollen nämlich heute die Nagelprobe machen, dass das nicht nur Theaterdonner oder wieder ein Wahlschwindel ist, sondern dass Sie es wirklich ernst meinen. Ich bringe daher folgenden Beschlussantrag ein:

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, alle Maßnahmen zu setzen, um sicherzustellen, dass zukünftige Änderungen der Verträge über die Europäische Union und über die Arbeitsweise der EU, die die österreichischen Interessen berühren, durch eine Volksabstimmung entschieden werden sollen. Das gilt auch für den Fall der Ratifizierung eines geänderten Vertrages von Lissabon" – das ist genau das, was Herr Faymann sagt – „und insbesondere auch für einen möglichen Beitritt der Türkei zur Europäischen Union."

Meine Damen und Herren! Herr Landeshauptmann! Ich beantrage in formeller Hinsicht eine sofortige und namentliche Abstimmung.

Ich fordere Sie auf: Stehen Sie dazu, was Sie dem Herausgeber einer großen Tageszeitung versprochen haben! Meine Damen und Herren von der Wiener SPÖ! Stehen Sie dazu, was Sie den Wählerinnen und Wählern in Wien versprochen haben! Stehen Sie dazu, und stimmen Sie heute diesem Antrag zu! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Vassilakou. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! 

In der Tat macht es Sinn, dass wir uns heute mit dem durchaus beeindruckenden Schwenk der SPÖ in Sachen EU-Politik aufhalten. Ich meine, dass man in diesem Zusammenhang zwei Ebenen diskutieren sollte.

Die erste Ebene ist die Haltung der österreichischen Parteien zur EU und auch die Haltung der österreichischen Bevölkerung in Sachen EU. Man muss sich damit beschäftigen, was hier alles schief gelaufen ist und was man tun könnte, um in Zukunft eine bessere Zustimmung zu erreichen. Andererseits muss man sich aber auch zumindest eine Zeit lang mit der Form auseinandersetzen, wie dieser Schwenk seitens der SPÖ vollzogen wurde, denn das ist in der Tat geradezu etwas Einzigartiges für die politische Kultur in Österreich.

Ich möchte mit der EU selbst beginnen, weil dieses Thema sehr wichtig ist und mir sehr am Herzen liegt. Ich glaube, dass die schlechten Zustimmungswerte, die es in der österreichischen Bevölkerung gibt, letztlich auf dem eigenen Mist der Regierungsparteien in den letzten Jahren gewachsen sind. Man wird es kaum in einem anderen europäischen Land in der Art und Weise erleben, dass aus der EU und aus Brüssel so ziemlich nichts durchdringt. EU-Parlamentarier sind zunächst einmal einige Jahre lang in Brüssel und arbeiten dort durchaus tüchtig. Das möchte ich jetzt nicht in Abrede stellen. Sie erreichen dort auch manchmal ganz tolle Dinge, thematisieren immer wieder Probleme und setzen Änderungen und Besserungen durch. 

Nur, nichts von alldem wird hierzulande den Menschen bewusst, nichts von alldem ist ihnen bekannt. Wenn man zum Beispiel Zeitungen in anderen Ländern liest - das kann ich Ihnen auch aus der eigenen Erfahrung bestätigen -, so ist es durchaus üblich, dass eine bis zwei Seiten standardmäßig allein der EU-Bericht-
erstattung gewidmet sind. Nichts von alldem in Österreich! In Wahrheit ist Österreich der EU beigetreten und danach hat man das einfach zur Kenntnis genommen. Man ist zur Tagesordnung übergegangen und außerhalb der EU-Wahlkämpfe gibt es, wie gesagt, keinerlei oder kaum eine politische Erörterung. Ja und es wundert mich nicht, dass de facto die Skepsis in Österreich inzwischen am höchsten ist. Das Eurobarometer zeigt das eindrucksvoll. 

Ja und vor allem in einem Land, das innerhalb der EU Nettozahler ist, hätte man umso mehr und umso systematischer in den letzten Jahren darauf Bedacht haben sollen, den Menschen beizubringen, was sie an der EU und von der EU haben und nicht nur, was sie vermeintlich sozusagen selber leisten und selbst bezahlen. Das hat man nicht getan. Man hat es verabsäumt und so hat man schlussendlich ja auch nach dem irischen Nein – und ja, die Skepsis gegen die Europäische Union ist nicht in Österreich erfunden worden, sie wird von vielen Ländern geteilt und sie wird auch in vielen Ländern innerhalb der Union sowohl von rechtspopulistischen als auch von linkspopulistischen Strömungen durchaus geschürt. Somit ist die EU bedauerlicherweise in vielen europäischen Ländern, so auch in Österreich, zu einem Spielball nationaler Politik und wirklich äußerst kurzsichtiger Kalküle geworden. Und wir haben es nun mit einer Situation zu tun, wo der Vertrag von Lissabon, der durchaus etliche Aspekte beinhaltet, denen wir GRÜNE sehr kritisch, auch sehr skeptisch gegenüberstehen, der aber darüber hinaus eine Vielzahl von äußerst positiven Aspekten und Besserungen enthält, nun nach dem irischen Nein – bedauerlicherweise, sagen wir - scheitern musste und wir eigentlich überlegen müssten: Was tun wir jetzt, was ist ab jetzt zu tun? Nach Nizza will niemand zurück. Zumindest die positiven Aspekte, die darin enthalten waren, sollte man retten und man sollte schauen, dass zumindest diese in Kraft treten können.

Nichtsdestotrotz und genau mitten in dieser Situation - und ich hätte mir erhofft, dass spätestens jetzt eine fruchtbare Debatte darüber in Österreich entsteht, was jetzt zu tun ist und wie es in der europäischen Politik einen Schritt weitergehen kann - vollzieht die SPÖ bedauerlicherweise einen Schwenk. Und da ist es relativ egal, wie viele schöne Worte sich heute hier finden werden, um uns zu erklären, was das alles ist und wo es herkommt und wie man die Sorgen und die Ängste der Bevölkerung ernst nehmen wollte und warum man das alles nicht gemacht hat. Ich weiß, in der Politik hat man immer sehr viele blumige Worte, um jede Entscheidung zu erklären, die man getroffen hat. 

Nichtsdestotrotz bleibt bei euch der schale Nachgeschmack von EU-Feindlichkeit, von Populismus und vom Einschwenken auf einen neuen Kurs übrig, weil man im Hinblick auf die bevorstehenden Wahlen offensichtlich viel zu viel Angst nicht vor der „Kronen Zeitung", sondern vor der FPÖ gehabt hat (Abg Christian Oxonitsch: Einen Beleg dafür! Einen Beleg bitte!), die sehr wohl in diesem Land tagein, tagaus seit Jahren die EU-Feindlichkeit schürt und die es sehr wohl versteht, EU-Ressentiments zu nutzen und damit Politik zu machen, die von der SPÖ offensichtlich insofern als Konkurrenz sehr ernst genommen worden ist, als man gesagt hat, gut, dann müssen wir halt in letzter Minute schauen, dass wir hier halt retten, was zu retten ist, und daher (Abg Christian Oxonitsch: Einen Beleg dafür bitte!), wie gesagt, dieser äußerst beeindruckende Schwenk mehr oder weniger über Nacht.

Ich kann Ihnen sagen, ich finde das sehr bedauerlich, denn mit diesem Schwenk wird ganz sicher eines nicht erreicht werden und niemand von Ihnen wird hoffentlich versuchen, es uns heute weiszumachen: Es wird nicht erreicht werden, dass dadurch in Österreich die EU-Skepsis geringer wird. Es wird dadurch nicht erreicht werden, dass sich die Bevölkerung ernster genommen fühlt. Es wird nicht erreicht werden, dass der nicht stattgefundene Dialog, den es in den letzten Jahren immer wieder und bei verschiedenen Anlässen hätte geben müssen, jetzt aufgeholt werden kann. Das heißt, Sie erreichen damit nicht, dass die Bevölkerung hier in Wien oder in Österreich hinterher euphorischer und offener der EU gegenüber eingestellt sein wird, sondern ganz im Gegenteil, Sie bestätigen damit auch noch diese Ressentiments, Sie verstärken sie, ja, Sie sind bedauerlicherweise jetzt eigentlich auf den fahrenden Zug der Europafeindlichkeit aufgesprungen.

Wir finden, dass das ein Fehler war, ein Fehler auch inhaltlich und wir meinen auch, dass es immer Sinn macht, den Dialog zu suchen. Ja, es macht sehr viel Sinn, ernsthaft mit der Bevölkerung zu diskutieren. Es macht sehr viel Sinn, den Menschen einiges zu erklären, sie aber auch mitreden zu lassen und es hätte sehr viel Sinn gemacht, wenn Sie sich mit aller Kraft für ein europaweites Referendum eingesetzt hätten, etwas, was von den europäischen Grünen vehement eingefordert worden ist, aber leider nicht verwirklicht wurde. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Und wenn im Übrigen schon die Frage war - und ich weiß nicht, wie viele von Ihnen damals die Diskussion auf europäischer Ebene nachvollzogen haben und sich daran erinnern können -, macht es oder macht es nicht Sinn, die Bürgerinnen und Bürger Europas zu Wort kommen zu lassen, sie ernst zu nehmen und zu befragen, die europäische Antwort darauf war - nicht die eingeschachtelte, nationalstaatliche Sicht der Dinge, nicht die nationalstaatliche Antwort, sondern wirklich die europäische Antwort –, ja, es macht Sinn, es ist dringend erforderlich, das sollte man immer wieder tun, aber wenn, dann mit einem europaweiten Referendum. Man sollte den Bürgerinnen und Bürgern Europas europaweit am selben Tag die Möglichkeit geben, zu wichtigen EU-Fragen zu Wort zu kommen. Solange dieses Referendum noch nicht existiert, solange es noch nicht vorgesehen ist sollte man, wenn man schon nationalstaatliche Volksabstimmungen organisieren muss, diese zumindest am selben Tag in ganz Europa abhalten, damit auf diesem Weg europaweite Kampagnen entstehen können, damit auf diesem Weg eine europaweite Kampagne stattfinden kann und damit, wie gesagt, zumindest auf diesem Weg auch der europäische Gedanke gelebt werden kann. Nichts von all dem ist passiert, das hat man verpasst. Und nebenbei, mir ist nicht aufgefallen, dass sich diesbezüglich die österreichische Bundesregierung hier ein Ruhmesblatt erkämpft hat, indem sie sich aus voller Kraft und mit voller Leidenschaft für diese Instrumentarien eingesetzt hat. 

Nun hat man den Weg gewählt, in Österreich keine Volksabstimmung abzuhalten. Wir Wiener GRÜNEN haben gesagt, als Ultima Ratio, das heißt, wenn schon kein europaweites Referendum stattfinden kann, wenn schon keine nationalen Volksabstimmungen am selben Tag stattfinden können, ja, dann würde es wahrscheinlich Sinn machen, in Österreich das Volk zu befragen, damit es nicht auch tatsächlich zu dieser entsetzlichen Stimmung kommt, die inzwischen entstanden ist. Man hat es, wie gesagt, nicht gemacht. Es hat auch gute Argumente gegeben, zweifelsohne, warum man sich dazu entschlossen hat, keine Volksabstimmung abzuhalten. Wie auch immer, es ist vorbei, es ist zu spät. Der Vertrag selbst ist ratifiziert. Das irische Nein stellt uns vor eine neue Herausforderung und jetzt müsste man sich die Frage stellen, was zu tun ist.

In diesem Zusammenhang habe ich mit Kolleginnen und Kollegen aus der Fraktion der GRÜNEN zwei Anträge vorbereitet.

In dem ersten Antrag ersuchen wir den Wiener Landtag darum, die österreichische Bundesregierung aufzufordern, sich dafür einzusetzen, dass ein europaweites Referendum erfolgen soll. Im Übrigen geht es darum, die positiven Aspekte aus dem Lissabon-Vertrag herauszulösen und zu versuchen, zumindest einmal mit diesen positiven Aspekten weiter zu arbeiten und dafür zu sorgen, dass ein bisschen etwas auf europäischer Ebene weitergeht.

Im Übrigen ein weiterer wesentlicher Aspekt innerhalb dieses Antrags ist die Einbindung europaweit agierender NGOs. Wir finden, es macht Sinn, tatsächlich die Bürgerinnen und Bürger direkt zu Wort kommen zu lassen. Wir finden aber darüber hinaus, dass es sehr wichtig ist, auch, wie gesagt, die NGOs und die Bürgerinitiativen, die auf europäischer Ebene arbeiten, ebenfalls zu Wort kommen zu lassen, denn diese können Aspekte betonen und uns in der Politik vielleicht auch die, die wesentlich sind und die man nicht außer Acht lassen sollte, zur Kenntnis bringen. 

Eines ist klar: Die europäische Idee kann nur dann leben, wenn sie tatsächlich auch gelebt wird und wenn auch die Zivilgesellschaft, abgesehen jetzt von den Instrumenten der Direktdemokratie, zu Wort kommen und sich einbringen kann. 

Der zweite Antrag bezieht sich ebenfalls auf die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger und auch der NGOs hier in Wien auf Landesebene. Denn wenn wir alle erkennen, dass es zu unseren Aufgaben gehört, die EU jetzt tatsächlich auch in den Herzen und auch in den Köpfen der Menschen in dieser Stadt leben zu lassen, wenn es tatsächlich zu unseren Aufgaben gehört, mehr Information zu leisten, Bürgerinnen und Bürger einzubinden und tatsächlich einmal auch mit einem offenen Ohr hinzuhören, was sozusagen sowohl seitens der Bürgerinnen und Bürger als auch seitens der NGOs kommt, die es in dieser Stadt auch gibt und die in den vergangenen Jahren vielfach äußerst wertvolle Kritik geleistet haben, die bisher ungehört geblieben ist, dann wird es sehr viel Sinn machen, eben diese Rolle tatsächlich ernst zu nehmen und auch hier in Wien, im Wiener Rathaus, ein BürgerInnenforum zur Zukunft der EU abzuhalten. Diesbezüglich haben wir auch einen Antrag vorbereitet und den bringe ich jetzt ein. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Jetzt lassen Sie mich abschließend ein paar Worte zur Form sagen, wie dieser Schwenk vollzogen worden ist. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie! Ich kann mir vorstellen, dass die Situation für Sie, so wie sie in den letzten Wochen und Monaten entstanden ist, jedenfalls eine sehr schwierige war. Und ich kann mir auch sehr gut vorstellen, dass die Frage der EU und auch die Frage, ob es eine nationale Volksabstimmung geben soll - ja oder nein -, durchaus differenziert betrachtet wurde, auch innerhalb der Sozialdemokratie. Genauso wie sie beispielsweise auch innerhalb der GRÜNEN differenziert betrachtet wurde, wo manche mit guten Argumenten gesagt haben, es macht keinen Sinn, in dieser äußerst wichtigen Frage eine Volksabstimmung abzuhalten, denn wichtig ist, dass Lissabon ratifiziert werden kann, zumal Lissabon einige sehr, sehr wesentliche Verbesserungen enthält. Und es ist wichtig, dass wir nicht auf dem Standpunkt Nizza bleiben. Es ist wichtig, dass die Europäische Union diesen Schritt jetzt vollziehen kann und deshalb macht es keinen Sinn, auf der Ebene von nationalen Volksabstimmungen das Ganze unter Umständen mit dem Argument, das auch mein Parteivorsitzender mehrfach gebracht hat, zu Fall zu bringen, dass schlussendlich das Ganze bedeuten würde, dass von Hunderten von Millionen von Menschen, die innerhalb der Union leben, in Wahrheit ein klitzekleiner Teil etwas verhindern könnte, was die Zukunft aller betrifft. Gut, das war ein Argument. 

Ein zweites Argument war durchaus das, dass man gesagt hat: Ja, aber Europa verabschiedet sich da rasant von den Menschen. Es wird immer schlimmer. Die Zustimmung nimmt in der Bevölkerung ab und leider nicht zu. Insofern macht es Sinn, um diese Zustimmung zu ringen, also das Volk direkt zu befragen, um dann durchaus auch mit guten Argumenten zu erreichen, dass eine Zustimmung zu Lissabon und zum Lissaboner Vertrag kommt. Die Tatsache, dass Sie sich zunächst einmal dafür entschieden haben, einen Kurs auf Bundesebene mitzutragen, der bedeutet hat, in Österreich soll es keine Volksabstimmung geben und dann, wenn alles vorbei ist, wenn mehrere Monate der Krise unter Streit erfolgt sind, als Lösung eine Doppelspitze, die keine Lösung sein kann, im Raum steht und dann, wenn man merkt, man befindet sich bei den Umfragen weiterhin im freien Fall, mit diesem spektakulären Schwenk über Nacht etwas befürwortet, was hätte sein können und hätte sein sollen und müssen, aber jetzt eigentlich vorbei und ratifiziert ist und für den Fall der Fälle, dass es wieder zu etwas kommt, dann soll es künftig Volksabstimmungen geben - das finde ich in der Tat nicht als etwas, was ich als seriöse Politik bezeichne. Nein, das ist nicht die Art und Weise, wie eine Partei zu ihren Entscheidungen und zu den Argumenten steht, die sie monatelang, jahrelang in der Öffentlichkeit vorgebracht hat und es ist ganz sicher nicht die Art und Weise, wie eine Partei ihre Glaubwürdigkeit stärken kann. 

Auf Grund dieser und ähnlicher Handlungen kommt es auch nicht überraschend, dass das wesentliche Problem, mit dem die Sozialdemokratie in der nächsten Wahl zu kämpfen haben wird, ja nicht das eine oder andere aus dem Parteiprogramm ist, sondern vielmehr die Glaubwürdigkeit, vielmehr die Frage: Glaubt es denn die Bevölkerung? Nimmt die Bevölkerung der Sozialdemokratie ab, dass sie tatsächlich das, was sie verspricht, auch hält und man dann nicht schon wieder über Nacht mit einer 180 Grad-Kehrtwende konfrontiert ist und niemand weiß, woran man ist? Ich kann nur sagen: Ich finde diese Kehrtwende sehr bedenklich. Ich finde, dass jetzt tatsächlich der Europapolitik und dem europäischen Gedanken in Österreich ein Bärendienst, wie es so schön heißt, erwiesen worden ist. 

Ich glaube aber auch, dass sie inhaltlich falsch war. Und ich glaube last but not least, dass auch die Art und Weise, wie dieser Schwenk vollzogen worden ist, mittels Leserbriefs an den Herausgeber der „Kronen Zeitung“, Herrn Dichand, wirklich auch der Gipfel ist, wenn man so möchte. Denn es lässt im Zusammenhang auch mit der durchaus angeknacksten Glaubwürdigkeit leider den Verdacht aufkommen, dass künftig Herr Dichand maßgeblich entscheiden wird, wie sich die Republik in einer Vielzahl von äußerst wesentlichen Fragen positioniert: 

Also, wollen Sie wissen, wie für die SPÖ Europapolitik in den nächsten Jahren aussehen wird? - Fragen Sie Herrn Dichand! 

Wollen Sie wissen, wie es mit der Pensionsreform weitergehen soll? - Fragen Sie Herrn Dichand! 

Wollen wir wissen, wie es mit der Kassensanierung, mit der Gesundheitsreform sein wird? - Fragen wir Herrn Dichand! 

Und wollen wir wissen, wie sich die SPÖ in den nächsten Jahren in der Frage des Bleiberechts, in der Frage der Menschenrechte, in der Frage der Integrationspolitik, die übrigens hier in Wien nicht eine unwichtige ist, positionieren wird? Wien, zur Erinnerung, ist eine Stadt, in der jeder dritte Mensch einen Migrationshintergrund hat! Also wollen wir wissen, wie sich die SPÖ in der Frage der Menschenrechte und Integrationspolitik positionieren wird? - Ja, fragen wir Herrn Dichand! 

Ich habe mir überlegt, ich werde jetzt auch um einen Termin ersuchen, damit er mir das alles erklärt, damit ich weiß, was in nächster Zeit auf uns zukommt. 

Also es tut mir leid, aber ich kann es mir nicht ersparen, ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, dass, wer auch immer nach der Wahl - und wir werden natürlich an Hand des Wahlergebnisses alle am Wahlabend schlauer sein, was genutzt hat und was nicht und wo die verschiedenen Parteien zu landen kommen - dann überlegt, mit der Sozialdemokratie in Regierungsverhandlungen einzutreten, sich vielleicht die Umwege ersparen und gleich mit Herrn Dichand verhandeln sollte! 

Ich kann an dieser Stelle nur sagen: Ich denke, dass das kein Weg ist. Es ist kein guter Weg für die Stadt. Es ist kein guter Weg für Österreich. Und ich kann damit abschließen, dass ich Sie dringend ersuche, wieder Ihre eigenen Entscheidungen zu treffen und Österreich nicht von Herrn Dichand regieren zu lassen! - Danke! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Oxonitsch. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Herr Landeshauptmann! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist ja noch selten so deutlich die Dramaturgie für Neuwahlen - und es ist ja nicht das erste Mal, dass die ÖVP in dieser Republik Neuwahlen mutwillig provoziert, das ist ja schon gesagt worden und darauf hingewiesen worden, es ist das dritte Mal, so viel zum Thema Verlässlichkeit, von dem der Herr Molterer da immer spricht -, für so einen Neuwahlantrag und für die Auflösung einer Koalition gekommen, die durchaus noch große Aufgaben zu bewältigen gehabt hätte. 

Als wir vor 14 Tagen diesen Antrag der ÖVP auf diese Sitzung des Wiener Landtags bekommen haben, war für uns eigentlich völlig klar, wo der Zug hinführt. Und es war auch völlig klar, dass das auch ein Weg war, den gar nicht so sehr die Wiener ÖVP da jetzt beschritten hat, sondern die Wiener ÖVP hier schlicht und ergreifend am Gängelband der Bundes-ÖVP gehangen ist (Heiterkeit bei Abg Dr Matthias Tschirf.), einer Bundes-ÖVP, die in den letzten beiden Jahren von den Österreicherinnen und Österreichern eigentlich als eine Partei wahrgenommen wurde, die permanent soziale Reformen blockiert. Das ist den letzten Wochen in der Frage der Gesundheitsreform, in der Frage der Pensionsreform und in der Frage der Hacklerregelung gerade besonders offensichtlich geworden. Überall dort hat es auf der einen Seite eine ÖVP gegeben, die Reformen, Reformmaßnahmen massiv blockiert hat, und das haben die Österreicherinnen und Österreicher auch mitbekommen. Sie haben auch mitbekommen, dass es der Sozialdemokratie in den politischen Diskussionen darum geht, soziale Verbesserungen im Bereich des Gesundheitswesens und der Gesundheitsfinanzierung tatsächlich auch einzubringen und dass auf der anderen Seite eine ÖVP ist, die ihr eigenes Süppchen kocht und die Kontrolle und soziale Reformen verhindern will. Daher ist es einfach zum vergangenen Montag gekommen, und nicht - und das hat ja die Rede des Klubobmanns Tschirf deutlich gezeigt – auf Grund der Tatsache und er hat ja keinen einzigen Beleg dafür bringen können (Abg Dr Matthias Tschirf: Sicher, sicher, oh ja!), dass es inhaltlich in der Einschätzung der Europäischen Union innerhalb der Sozialdemokratie zu einer Veränderung gekommen ist. Nicht einen Beleg konnte er bringen, dass die Sozialdemokratie in Österreich nicht hinter dem Friedensprojekt der Europäischen Union steht! So war das, meine Damen und Herren, und so wird das auch in Zukunft bleiben, das kann ich Ihnen garantieren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es gibt auch die Mitteilung und es ist auch darauf hingewiesen worden, dass wir vor wenigen Monaten eine sehr intensive, inhaltliche Diskussion über die Fragen der Europäischen Union gehabt haben. Nachdem der sehr umfangreiche Antrag der Österreichischen Volkspartei ja hier vorliegt, dürfte man sich den ja noch einmal durchgelesen haben. Haben Sie einen Punkt gefunden, wo es tatsächlich hier in den letzten Wochen eine Meinungsänderung der Sozialdemokratie gegeben hat? Nein, überhaupt nicht! Und den können Sie auch nicht finden, weil wir nach wie vor eine Partei sind, die zur Europäischen Union steht, die stolz darauf ist und die auch die Bedeutung dieser Europäischen Union überhaupt nicht in Frage stellt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher dürfen wir uns schlicht und ergreifend fragen: Was waren die Gründe dafür, dass es am vergangenen Montag seitens des ÖVP-Obmanns Schüssel zur Aufkündigung der Koalition mit der Sozialdemokratie – ah, Molterer, aber es stimmt ja eigentlich schon, ÖVP-Obmanns Molterer gekommen ist? (Allgemeine Heiterkeit.) Tatsache ist, lesen Sie schlicht und ergreifend die Kommentatoren aller Zeitungen, es nimmt doch den ÖVP-Obmann Molterer niemand wahr! Jeder weiß ja, dahinter der Mastermind, das ist Wolfgang Schüssel, der keine Korrektur seines unsozialen Kurses in Österreich will. So ist es und so war es, meine Damen und Herren, schlicht und ergreifend! (Beifall bei der SPÖ.) 

Tatsache ist, es kam zu dieser Aufkündigung dieser Koalition und dafür gibt es zwei Begründungen. Man kann eine inhaltliche suchen, aber die Europäische Union ist es mit Sicherheit nicht. Dafür haben Sie keinen Beleg gefunden und werden auch keinen Beleg dafür finden, dass sich im Verhältnis zur Europäischen Union seitens der Österreichischen Sozialdemokratie etwas verändert. Und es gibt natürlich auch eine psychologische Begründung. Lassen Sie mich zuerst vielleicht zur inhaltlichen kommen:

Ich habe schon gesagt, es ist in den letzten Wochen einfach sehr deutlich geworden, und immer mehr Österreicherinnen und Österreicher haben das auch bemerkt: Es gibt eine Njet-Politik der Österreichischen Volkspartei, es gibt eine Njet-Politik zu sozialen Reformen in diesem Land und es gibt einfach keine Bewegung in zentralen und wichtigen und wesentlichen Fragen. 

Selbstverständlich ist die Frage der Gesundheitsfinanzierung für die Österreicherinnen und Österreicher eine ganz zentrale Frage. Frisches Geld hier in das Gesundheitssystem zu bringen - die Österreichische Volkspartei hat es verhindert. 

Eine soziale Pensionsreform im Gegensatz zu all jenen Pensionsreformen, die den Österreicherinnen und Österreichern zur Zeit der schwarz-blauen Bundesregierung immer ins Taschl gegriffen hat, ist nicht im Interesse der Österreichischen Volkspartei - sie hat sie verhindert. 

Dass für Menschen, die lange hart gearbeitet haben, die so genannte Hacklerregelung in Kraft tritt - die ÖVP hat sie verhindert. 

Alle sozialen Reformen wurden verhindert und das ist deutlich geworden. Das ist in diesen Diskussionen der letzten Wochen deutlich geworden. Diese soziale Handschrift der SPÖ wollte die ÖVP nicht zulassen! Sie wollte das ja von Anfang an nicht zulassen, meine Damen und Herren, und das noch dazu zu einem Zeitpunkt, wo ja mit 1. Juli durchaus einige sozialpolitische Maßnahmen in Kraft getreten sind, die nach anfänglichen Widerständen der ÖVP die Sozialdemokratie tatsächlich auch durchgebracht hat: die erhöhte Pendlerpauschale und der Bereich der Abschaffung der Arbeitslosenbeiträge für Niedriglohnbezieher. All das, wo man am Anfang gesagt hat, das will man nicht, dagegen spricht man sich aus, all diese Erfolge hätte die ÖVP der Sozialdemokratie nie vergönnt. Insofern ist der Satz „Es reicht." von ÖVP-Obmann Molterer durchaus ein trügerischer. „Es reicht." mit tatsächlich diesen sozialen Reformen, das war der wahre Grund! „Es reicht.“, dass tatsächlich unsoziale Maßnahmen der schwarz-blauen Bundesregierung unter Wolfgang Schüssel zumindest in kleinen Teilen ständig korrigiert werden. Das hat gereicht, meine Damen und Herren, aber sicher nicht das Verhältnis der Sozialdemokratie zur Europäischen Union! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist ja ganz besonders interessant, dass gerade diese Maßnahmen, die von der Sozialdemokratie hier zur öffentlichen Diskussion gestellt wurden, zum Beispiel eine Steuerreform zur Entlastung der kleinen und mittleren Einkommen, wo die ÖVP das ja immer wieder und immer weiter blockiert hat und jetzt auch durch diesen Neuwahlschritt letztendlich erst recht hinausgeschoben hat, dass es zu dieser dringenden Entlastung kommt, in einer Zeit ja stattfinden, wo die Menschen tatsächlich mit einer Rekordinflationsrate und mit zweistelligen Preiserhöhungen für Lebensmittel und Diesel und Heizöl konfrontiert sind, die vor allem die 460 000 Menschen trifft, die in Österreich nach wie vor armutsgefährdet sind. Vor allem diese Zahl ist ja gerade auch zum Zeitpunkt der schwarz-blauen Bundesregierung massiv gestiegen und gerade wir in Wien haben das ja unmittelbar bemerkt. Auf der anderen Seite, aber auch in dieser Zeit - und das belegen ja auch die vor Kurzem veröffentlichten Zahlen -, ist die Zahl der Dollarmillionäre in Österreich auf 77 000 angestiegen, eine Steigerung von insgesamt über 7 Prozent, während sie in ganz Westeuropa nur um 3,7 Prozent gestiegen sind! 

Also gerade diese Fragen, die die Sozialdemokratie als eine der zentralen Punkte in dieser Regierungskoalition gesehen hat, Armutsgefährdung, Verteilungsgerechtigkeit, waren ja eben diese Punkte, die die ÖVP blockiert hat. Da wollte sie tatsächlich nicht davon abrücken, das ist für die Österreicherinnen und Österreicher offensichtlich geworden und da hat man sich schlicht und ergreifend in Neuwahlen geflüchtet, meine Damen und Herren! 

Aber es gibt ja zweifelsohne auch einen psychologischen Grund für diese Neuwahlen, für diesen Koalitionsbruch. Der Herr Molterer hat ja durchaus das bestätigt, was wir seit vielen Monaten befürchten: Die ÖVP will schlicht und ergreifend die Neuwahlen, weil sie der Meinung ist, dass sich die Österreicherinnen und Österreicher am 1. Oktober 2006 geirrt haben! Bis heute ist einfach - und insofern war das ja wirklich ein echter Freud´scher Versprecher, der Mastermind dahinter, eben Wolfgang Schüssel, der ja bereits Erfahrungen mit solchen Koalitionsbrüchen hat. Er sieht natürlich auch sein gesamtes Erbe in Gefahr, ein Erbe, das zu mehr Armut geführt hat, das zu mehr Verteilungsungerechtigkeit in diesem Land geführt hat und das haben ja auch die internationalen Kommentatoren immer wieder wahrgenommen. Zum Beispiel schreibt die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ am Dienstag: „Der Altbauer lässt einmal mehr den Jungbauern den Hof nicht übernehmen." 

In Wirklichkeit hat sich die ÖVP einfach nie an den Gedanken gewöhnt, dass sie im Oktober abgewählt wurde. Abgewählt wurde auf Grund einer unsozialen Politik. Abgewählt wurde auf Grund einer Politik, die zu Rekordarbeitslosigkeit geführt hat, die zu Spitzenabgabequoten geführt hat, die zu geringsten Investitionsquoten geführt hat, zu geringen Forschungsquoten geführt hat. Dafür wurde sie abgewählt. Das wollte sie nicht zur Kenntnis nehmen und sie versucht einfach jetzt mit diesen Neuwahlen tatsächlich, diesen Fehler der Wählerinnen und Wähler zu korrigieren. Aber ich kann Ihnen sagen, meine Damen und Herren, sie wird sich täuschen! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Dr Herbert Madejski: Dass Sie sich nur nicht täuschen werden! – Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.) 

Erinnern wir uns doch noch einmal, was das alles gebracht hat: Die Schüssel-ÖVP hat ja Österreich von 2000 bis 2006 im Großen und Ganzen praktisch allein regiert. Eine anfangs überforderte FPÖ gab es auch, dann eine FPÖ, die teilweise in der Regierung war und BZÖ geheißen hat, und eine andere, die wieder in Opposition war, die zwar vorher dabei war, aber dann nicht mehr dabei war. Tatsache ist, es war ein Spiel der ÖVP, sie hatte es sehr einfach und im Endeffekt hat sie dieses Land tatsächlich allein regiert, denn sie hat ihren Koalitionspartner zu dieser Zeit am ausgestreckten Arm verhungern lassen. (Abg Dr Herbert Madejski: Das Gleiche passiert ja wieder!)

Was hat das Österreich gebracht? Ich habe schon darauf hingewiesen: Arbeitslosigkeit, tausende Lehrstellen gestrichen, höhere Selbstbehalte beim Arztbesuch, eine unsoziale Pensionsreform, weniger Pension, weniger Pension für die Kleinstpensionisten, und so weiter, und so fort. 

Es hat uns diese Zeit ja auch in Wien durchaus ganz massiv betroffen, wenn wir daran denken: Streichung von Polizistinnen und Polizisten, weniger Schülerlotsen, eine Verdreifachung der Sozialhilfebezieher durch Herausdrängen aus der Arbeitslosenunterstützung in diesem Land. Eine Politik schlicht und ergreifend gegen das rote Wien. 

Und wenn hier die FPÖ immer wieder versucht, sich von dieser Geschichte zu verabschieden (Aufregung bei der FPÖ.), dann kann man sie nur daran erinnern: Diese Geschichte haben Sie wie viele andere schlicht und ergreifend auch. Tun Sie jetzt nicht so, als ob Sie damals nicht dabei gewesen wären! Sie sind für viele dieser Maßnahmen durchaus verantwortlich. Und auch daran werden sich die Wählerinnen und Wähler erinnern, meine Damen und Herren, seien Sie sich da nicht so sicher! (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang Jung.) Sie haben sich in diesem Kreis schon so oft verschätzt, Sie werden sich auch hier verschätzen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Wolfgang Jung: Das schmerzt!) 

Wenn ich jetzt sage, die ÖVP hat das Wahlergebnis des Oktobers nicht zur Kenntnis nehmen wollen, dann können Sie schon sagen: Na gut, das sagt der Oxonitsch, das ist ja durchaus parteilich. Die Überheblichkeit, die sich scheinbar in Teilen der ÖVP hier in diesem Zeitraum manifestiert hat und dann nicht fortgesetzt werden konnte, weil es einen Koalitionspartner gegeben hat, der tatsächlich auf Verteilungsgerechtigkeit, auf soziale Fairness, auf Ausgewogenheit, auf Miteinander achtet - da kann man das schon so hinnehmen, das ist halt parteilich. Aber wir brauchen uns ja nur die „Süddeutsche Zeitung“ zum Beispiel vom Dienstag anzuschauen, die geschrieben hat: „Die ÖVP wiederum war und ist von der Grandiosität ihrer Führungsarbeit in den Jahren zuvor derart eingenommen, dass sie bis heute ihre Niederlage als einen schweren Irrtum der Geschichte und einen Missgriff der Wähler ansieht.“ (Aufregung bei der ÖVP.) 

Das kann natürlich nicht gut gehen. In der Psychologie nennt man so etwas ja „kreative Realitätswahrnehmung“, wenn man etwas anderes wahrnimmt. Man kann aber auch sagen, das Verhalten ist ja durchaus etwas, was sich bei der ÖVP eingeschlichen hat, was Historiker wahrscheinlich mit dem „aufgeklärten Absolutismus“ erklären würden: Alles für das Volk, aber nichts durch das Volk. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Und wenn wir bei diesem Thema sind, dann sind wir im Endeffekt natürlich beim Thema der Europäischen Union und bei dem angeblichen Thema unserer heutigen Sitzung, bei dem angeblichen Thema, worum es der ÖVP jetzt bei diesen Neuwahlen geht. 

Das SPÖ-Bundesparteipräsidium hat in dieser Frage einen Beschluss gefasst, bei dem eindeutig - genauso eindeutig, wie es der Bürgermeister im März dieses Jahres hier dem Wiener Landtag mitgeteilt hat - ein klares und unmissverständliches Bekenntnis zur Europäischen Union abgegeben wurde, zur Europäischen Union als Friedensprojekt, zur Europäischen Union als Projekt der wirtschaftlichen Prosperität, aber auch die klare Forderung nach einer sozialeren Europäischen Union. Und wenn das der Punkt ist, der der ÖVP Kopfzerbrechen macht, dass einmal mehr wir den sozialen Aspekt in dieser Europäischen Union stärker im Fokus der politischen Debatte haben wollen, dann entlarvt sich das ja selbst, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir stehen auf jeden Fall dazu und wir wollen diese Europäische Union gerade in diesem Bereich auch tatsächlich weiterentwickeln. Auch das findet sich ja in der Mitteilung unseres Bürgermeisters und Landeshauptmannes im März, gerade dieses Bekenntnis zu einem sozialeren Europa, aber auch zu einem Europa, das mehr plebiszitäre Möglichkeiten einbringt. Der Schritt der gesamteuropäischen Volksabstimmungen ist ja etwas, was durchaus auch in Übereinstimmung ist, wo man sich bewusst war, wir müssen die Bürgerinnen und Bürger dieser Europäischen Union mehr in den Meinungsbildungsprozess einbinden, wir brauchen sie im Boot. Was macht die ÖVP? Sie verhält sich so ein bissel wie die berühmte Familie, wo der rosa Elefant im Wohnzimmer herumsteht (Heiterkeit bei Abg Inge Zankl.), der brütet, der frisst, der lebt dort, aber man nimmt ihn nicht zur Kenntnis. Und dieser rosa Elefant, den es in der Europäischen Union und insbesondere gerade in Österreich gibt - und vielleicht sollte der Herr Schüssel doch manchmal auf Meinungsumfragen schauen -, zeigt, dass es eine große, große Skepsis in dieser Europäischen Union gibt und dass man sich mit dieser Skepsis tatsächlich auseinandersetzen muss, was Sie und Ihre Außenministerin ja nicht getan haben! Auch das ist ja Ihr Verantwortungsbereich! Das sind ja Krokodilstränen, die Sie hier jetzt weinen und dass Sie meinen, hier im Wiener Landtag stärker eine europapolitische Diskussion zu führen, wo wir das im März gemacht haben, wo wir das im Oktober des vergangenen Jahres auf Antrag der Freiheitlichen gemacht haben und uns immer wieder mit diesen Fragen auseinandersetzen! Aber von Ihrer Außenministerin sind in dieser Frage keinerlei Initiativen gekommen! Da sollte man sich vielleicht die Meinungsumfragen anschauen, das sollte sich vielleicht auch der Herr Schüssel anschauen, weil man da nicht zur Tagesordnung übergehen kann, wenn nur 28 Prozent der Österreicherinnen und Österreicher dieser Europäischen Union positiv gegenüberstehen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Und natürlich, wenn wir sehen, dass das Vertrauen der Menschen in die Europäische Union und ihre Institutionen in Österreich extrem niedrig ist, dann muss man sich damit auseinandersetzen. Es gibt ja dafür tatsächlich auch viele Ursachen. Eine davon - und sie ist ja durchaus auch erwähnt worden - ist sicher, dass viele politische Entscheidungsträger unpopuläre Maßnahmen an die EU delegieren - die EU ist schuld, die da oben in Brüssel sind es, die das machen - und das dorthin schieben und dafür nicht die Verantwortung übernehmen, wo sie bei solchen politischen Entscheidungsprozessen eingebunden sind. Wenn es dann aber darum geht, davon viele Benefizien in Anspruch zu nehmen, sei es im Bereich der Landwirtschaftsförderung, sei es im Bereich der Industrieansiedlungspolitik, sei es auch bei der Unterstützung Industrie-schwacher oder wirtschaftlich schwacher Regionen, dann freut man sich darüber, das erleben wir ja alle immer wieder und das muss man durchaus immer wieder auch so sehen. Und gerade wir haben bei den von der EU geförderten Projekten immer auch diesen europäischen Aspekt ganz maßgeblich in den Mittelpunkt gestellt, sei es im Bereich der Gürtelsanierung und bei vielen anderen Maßnahmen, wo wir immer ganz bewusst gesagt haben, es ist ein EU-Projekt. Aber im Gegensatz zu uns kann man nur sagen: In vielen Bundesländern findet das halt nicht so statt. Da steht dann halt der Herr Landeshauptmann dort und sonnt sich und es wird nicht automatisch gleich dazugesagt, dass viele der Finanzmittel wieder zurück nach Österreich fließen und hier bereits wertvolle wirtschaftliche Impulse bringen. 

Aber es gibt ja auch ein aktuelles Beispiel, wie man mit solchen Fragen umgeht. Ich gebe ganz offen zu, ich verwende es ja in manchen Diskussionen auch immer wieder: Die berühmte Gurkenkrümmungsverordnung, wo man sagt, warum setzt sich die Europäische Union denn damit auseinander und nicht mit den wahren sozialen Problemen, mit den Steigerungen der Lebensmittelpreise, mit dem Bereich der explodierenden Rohstoffkosten? Was hat sich da in den letzten Wochen getan? Da hat es einen Antrag der Europäischen Kommission gegeben, diese überflüssige und unnötige Verordnung abzuschaffen. Was war der Effekt? Die Mehrheit der Landwirtschaftsminister hat sich dagegen ausgesprochen, der Herr Pröll war mit im Boot, das zu tun! Hat er das den Österreicherinnen und Österreichern in irgendeiner Form erklärt, warum man diese berühmte Verordnung, die es im Übrigen eh seit 40 Jahren gibt und in Österreich seit 1969 in Kraft ist, warum man die nicht abgeschafft hat? Nein! Man verwendet sie! Die Europäische Union setzt sich mit den falschen Themen auseinander und dann, wenn es darum geht, letztendlich Entscheidungen zu treffen und das eine oder andere Ballastwerk über Bord zu werfen, dann spricht man sich hier dagegen aus! Warum? Natürlich auch, weil halt auch für den Landwirtschaftsminister Pröll für das Unangenehme immer die Europäische Union zuständig ist und niemand anderer! 

Mit dieser Politik, meine Damen und Herren, keine Frage, muss es ein Ende haben. Wir zahlen in die Europäische Union ein, man muss aber auch die vielen, vielen Vorteile, die wir von dieser Europäischen Union haben, deutlich machen. Und auch das ist ja in der Mitteilung des Landeshauptmanns und auch in den Diskussionen immer wieder in den Mittelpunkt gerückt worden, dass gerade auch die Vienna Region, Wien und die Wiener Region von den vielen Initiativen von CENTROPE und von den Fördermaßnahmen überproportional profitiert hat, so wie auch ganz Österreich überproportional profitiert hat. Aber sagen tut das niemand und in den Mittelpunkt eines politischen Diskurses hat es auch nicht, und gerade nicht, die dafür zuständige Außenministerin gebracht. Wenn die Frau Plassnik das Außenministerium mit dem Namen so verändert hat, dass es eben auch um die europäische Integration geht, dann frage ich: Wo waren hier Initiativen? Es gab hier de facto keine! Der Effekt und das Ergebnis dieser Politik ist eine große Verdrossenheit mit der Europäischen Union, weil hier tatsächlich zu wenige Initiativen gesetzt wurden, gerade auch von der zuständigen Ministerin, meine Damen und Herren! 

Aber keine ... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Hat sich die SPÖ schon abgemeldet aus der Regierung? - Abg Dr Matthias Tschirf. Wer ist der Bundeskanzler? Wer ist denn der Bundeskanzler? – Aufregung bei der ÖVP.) Also wir brauchen uns jetzt auf diese Debatte überhaupt nicht einlassen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Wenn ich mir tatsächlich ansehe, was Sie, Kollege Tschirf, hier in der Rede an tatsächlichen Initiativen erwähnt haben, was es von der dafür zuständigen Ministerin gegeben hat, und wenn Sie in der Rede von einer Änderung der europäischen Haltung der Sozialdemokratie reden und was Sie da für Belege gebracht haben, nämlich bei beiden Null komma nix, dann muss man einfach zur Kenntnis nehmen: Es gibt klare Zuständigkeiten und von denen können auch Sie sich nicht verabschieden! (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt muss man sagen, wir haben uns dazu entschlossen, wir nehmen diese Herausforderung des Dialogs mit den Österreicherinnen und Österreichern einfach an. Wir stehlen uns nicht davon, weil wir glauben, wir wissen jetzt alles besser, sondern wir wollen tatsächlich aktiv in diesen Dialog eintreten, aktiv auch bei zukünftigen Vertragsveränderungen deshalb eintreten, weil wir der Überzeugung sind, dass es uns gelingen wird, die Menschen von einer sozialeren Europäischen Union zu überzeugen. Sie zweifeln ja scheinbar daran und das macht einen wesentlichen Unterschied aus! Man kann offensiv in eine Auseinandersetzung hineingehen, ohne deshalb zur sehr zur plumpen Anti-EU-Politik der FPÖ zu driften, sondern man kann bei einer Veränderung auch sagen: Ja, wir wollen die Menschen in diesen Entscheidungsprozess miteinbeziehen und wir wollen sie vor allem auch davon überzeugen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Haben Sie das vorher nicht gemacht? Haben Sie das vorher nicht gemacht?) Und das weiß man ja aus vielen Bereichen, dass es manchmal durchaus sehr interessant ist und spannend sein kann, Menschen auch mit ins Boot zu holen und entsprechend zu überzeugen, weil man sich dann von klaren Positionierungen nicht davonstehlen kann, so wie das manchmal bei dem einen oder anderen hier der Fall ist. 

Das ist ja bei der Wortmeldung der Kollegin Vassilakou auch so ein bissel deutlich geworden, so ganz weiß man jetzt nicht, wie man damit umgehen soll. Da in Wien hat man es gefordert, auf der Bundesebene ist man eigentlich irgendwie dagegen. Also es ist halt manchmal schwierig, eine klare Haltung zu beziehen. Wir haben sie in dieser Frage bezogen und sie steht für uns unverrückbar fest, einmal mehr: Wir sind für eine sozialere Europäische Union, meine Damen und Herren, und wir bekennen uns zu diesem Friedensprojekt! (Beifall bei der SPÖ.)
Und dies auch deshalb, weil wir uns einfach bewusst sind, dass viele der derzeitigen Probleme, mit denen die Österreicherinnen und Österreicher konfrontiert sind, eben nur auf internationaler Ebene und europäischer Ebene gelöst werden können. Die EU ist hier zum Glück als Player durchaus anerkannt und man kann auch sagen, sie setzt in vielen Bereichen auch Standards, im Bereich der Umweltpolitik vielleicht zu wenig, aber sie setzt Standards, auch im Bereich der Sozialpolitik viel zu wenig, aber sie setzt mit internationalen Maßstäben durchaus auch Standards und dessen soll man sich immer bewusst sein und nicht in Kampfdrohungen aufgehen, sondern sagen, wir dürfen nicht bei diesen Standards verharren, wir brauchen einfach mehr, wir brauchen noch mehr Maßnahmen. 

Wir brauchen auch eine Veränderung nicht nur im sozialpolitischen Bereich, wir brauchen auch eine Veränderung im wirtschaftspolitischen Bereich in der Europäischen Union. Wir brauchen im umweltpolitischen Bereich Veränderungen. Wir brauchen aber auch wirkungsvolle Maßnahmen und gerade die aktuelle Entwicklung ist ja ein Beleg dafür, zum Beispiel Maßnahmen gegen die Teuerungswelle. Es glaubt doch niemand, und das kommt als Oppositionsspiel hier im Wiener Landtag immer wieder, dass wir tatsächlich diese Teuerungswellen, die sich gerade auch im Bereich der Lebensmittel abspielen, im Bereich der Rohstoffe abspielen, und nicht deshalb, weil das alles von sich aus teurer geworden ist, sondern weil es dahinter Spekulationen, Milliardenspekulationen gibt, die all das verteuern, hier in Österreich national werden regeln können! Hier braucht es einfach eine gemeinsame Vorgangsweise seitens der Europäischen Union durch eine Finanztransaktionssteuer, wie sie heute auch durchaus gefordert wird. Und da gab es ja auch die Initiativen der Sozialdemokratie auf europäischer Ebene und zwar schlicht und ergreifend deshalb, weil sich halt die großen Rohstoffbörsen in Deutschland befinden, in Frankreich befinden, in England befinden, aber sicherlich nicht hier in Österreich. Daher brauchen wir diese Europäische Union zum Beispiel auch, um diesen Teuerungswellen hier tatsächlich Einhalt gebieten zu können. 

Und da hat ja auch der Österreichische Nationalrat eben beschlossen, hier auf europäischer Ebene wirkungsvolle Maßnahmen einzuführen. Gescheitert ist all das am Widerstand der konservativen und liberalen Kräfte im Europäischen Parlament! Gescheitert ist es in der Kommission immer wieder an den konservativen Kräften! Nichtsdestotrotz ist das für uns einfach ein zentrales Ziel und für uns ist das auch einer der wesentlichen Punkte, warum wir eben hinter dieser Europäischen Union stehen, weil wir uns bewusst sind, dass gerade auch viele Maßnahmen zum Wohle der Menschen nur international oder zumindest auch auf europäischer Ebene gelöst werden können und daran wird sich ebenfalls in Zukunft nichts ändern, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir sind und wir werden auch eine Europapartei bleiben und wir stehen zu diesen großen Projekten, zu diesem großen Friedensprojekt. Aber man muss einfach - und das ist uns ganz deutlich bewusst geworden - tagtäglich Anstrengungen unternehmen, die Menschen dafür auch zu gewinnen. Keine Frage, das wollen wir. Aber das will die ÖVP, die Molterer-ÖVP einfach nicht. Sie hat es bis jetzt nicht getan und sie will auch nicht Lehren daraus ziehen, sondern sie meint, es geht eh alles so weiter wie bisher, es muss alles so weitergehen wie bisher, auch in der Europafrage, genauso wie sie es eigentlich auf der Bundesebene in vielen politischen Bereichen nach der Abwahl gemacht hat. Sie sind zwar abgewählt worden, sie sind zwar unterwegs gewesen, sind dafür abgewählt worden. Wir nehmen es nicht zur Kenntnis, wir schauen, wir versuchen hier, in einen Dialog einzutreten. Wir stellen uns diesem Dialog und wir stellen uns aber diesem Dialog auch mit einer klaren Haltung, meine Damen und Herren. 

Keine Frage, wir hätten in dieser Regierung durchaus auch noch einiges vorgehabt, wenn ich nur das Beispiel der Steuerreform nehme, wenn ich das Beispiel der nicht zustande gekommenen Gesundheitsfinanzierung überlege (Heiterkeit bei der ÖVP.), wenn ich mir den Bereich einer wirklich sozialen Pensionsreform vor Augen führe. Es ist aber, und das soll an dieser Stelle auch nicht verschwiegen werden, ja in der Vergangenheit durchaus auch einiges weitergebracht worden. (Abg Mag Wolfgang Jung: Was haben Sie weitergebracht?) 

Man braucht sich bei vielen einzelnen Punkten da immer nur die Haltung der ÖVP vor Augen führen. Ich glaube, es war ja der ÖVP durchaus bewusst, dass viele Menschen vor Augen hatten, dass viele sozialpolitische Maßnahmen, viele wirtschaftspolitische, viele bildungspolitische Maßnahmen erst nach wochen- und monatelangem Widerstand der ÖVP zustande gebracht werden konnten:

Wir waren bei Schwarz-Blau mit Rekordarbeitslosigkeit konfrontiert. Wir sind jetzt bei den Beschäftigungen auf einem Rekordstand und bei einer Arbeitslosenrate von 4,1 Prozent, eine klare Kurskorrektur zu den Jahren der schwarz-blauen Bundesregierung. 

Wir haben im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit heute einen um 15 Prozentpunkte niedrigeren Wert als er noch vor zwei Jahren am Ende der schwarz-blauen Bundesregierung war. Das wissen die Menschen. Das spüren sie auch, wenn es zu Hause dem Enkerl, dem Sohn zum Glück leichter fällt, eine Arbeit zu finden, nicht zuletzt auch deshalb, weil eine Ausbildungsgarantie geschaffen werden konnte, wo sich die ÖVP ja ebenfalls lange quergelegt hat. 

Teilzeitbeschäftigte erhalten für Mehrarbeit entsprechende Zuschläge. Die freien Dienstnehmer, früher politisch völlig ungesichert, sind jetzt sozial abgesichert. (Abg Mag Wolfgang Jung: Deswegen sind Sie ja auch auf 26 Prozent!) Ich kann mich da auch noch durchaus an die Diskussionen mit der ÖVP erinnern und vieles andere mehr. 

Die Deckelung der Rezeptgebühren - wer war dagegen? Wir alle wissen es noch. 

Die Anhebung der Mindestpensionen, die Einführung von Mindestlohn - wer war dagegen? Es war immer die Österreichische Volkspartei. Und das ist der Punkt. 

Nicht die Diskussion um die Europäische Union, die wir hier, wie ich nur einmal mehr betonen kann, auf sehr hohem Niveau in den vergangenen Jahren geführt haben, immer wieder und wo es hier auch von unserer Seite keine Änderung in dieser Haltung gegeben hat. Wir stehen genauso wie in Österreich auch in der Europäischen Union für soziale Gerechtigkeit. Wir stehen genauso wie wir in Österreich für ein Miteinander stehen auch auf europäischer Ebene zu diesem Friedensprojekt. Wir haben das in den beiden letzten Jahren bewiesen. Die ÖVP wollte diesen Weg nicht mitgehen. Ich bin sicher, die Wählerinnen und Wähler werden diesen Weg auch nicht mitgehen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Tschirf zu einer tatsächlichen Berichtigung. Drei Minuten Redezeit. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann! 

Der Klubobmann Oxonitsch hat gesagt, es gäbe keinen Beleg für den Schwenk der SPÖ. Ich habe hier ein ganzes Packerl da. Es gibt Umfragen des Managementklubs unter den Wirtschaftstreibenden. Es gibt hier jede Menge an Kommentaren, bitte durchlesen, jede Menge an Beweisen. (Heiterkeit bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP. – Abg Harry Kopietz: Das war ein tatsächlicher Blödsinn!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr Landeshauptmann! (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.)
Lhptm Dr Michael Häupl: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ungeachtet der Motivation zur Einberufung dieser Sitzung, ungeachtet der Stimmung und des Klimas, das da herrscht, will ich versuchen, den Inhalt, den demokratiepolitischen Aspekt und die Form in der Diskussion zu trennen. 

Zunächst zum Inhalt: Wenn man gewünscht hätte, dass ich examiniert werde mit 10 Fragen zu Europa, dann wäre es wünschenswert gewesen, zumindestens zu Beginn der Sitzung diese Fragen zu überreichen und nicht nach der Rede, wenn auch nicht unfreundlich, keine Frage. Aber wir hätten uns möglicherweise alle leichter getan. 

Vom Grundsätzlichen her sage ich Ihnen mit mehreren Begründungen dazu: Ich habe nicht eine Zeile, nicht ein Wort, nicht einen Buchstaben, nicht einen Beistrich von dem zurückzunehmen, was ich bei der Mitteilung vor einigen Wochen hier im Landtag auch dazu gesagt habe. Denn es war nicht aus Jux und Tollerei, nicht aus Opportunität, sondern weil dies auch meine persönliche Meinung in großer Kontinuität ist, wie auch, und da bin ich durchaus dankbar, dass auf diese Kontinuität auch hingewiesen wurde, die Wiener Sozialdemokraten zur Europäischen Union und zur Europafrage eine große Kontinuität haben, von Leopold Gratz über Hans Mayr, Helmut Zilk und bis zu mir. Und ich stehe für die Kontinuität dieser Meinung. Die Wiener SPÖ ist mit Sicherheit, 
ebenso wie die gesamte österreichische Sozialdemokratie, eine Partei, die mit Freude am europäischen Projekt mitarbeitet, an der Ausgestaltung des europäischen Projekts mitarbeitet und sich auch einbringen will in dieses europäische Projekt. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich habe auch keinen einzigen Grund, irgendetwas von dem zurückzunehmen, was ich in der Öffentlichkeit zu Europa in all der Zeit nicht zuletzt auch zum Reformvertrag von Lissabon zu sagen hatte und auch nichts von dem, was ich in Innsbruck sagen durfte anlässlich der Verleihung des Europäischen Kommunalpreises, des Maximilian-Preises, wo ich auch ausführlich zu den Fragen der europäischen Entwicklung, insbesondere auch zu dem Reformvertrag von Lissabon beziehungsweise seinem Vorläufer, den Verfassungsentwurf aus dem Europäischen Konvent, Stellung genommen habe. 

Ich brauche das alles nicht zu wiederholen, denn ich habe mich für meine Haltung in keiner wie auch immer gearteten Weise zu rechtfertigen. Und es hat dies auch keiner meiner KollegInnen und Freunde aus dem RGRE, aus dem Ausschuss der Regionen oder aus verschiedensten anderen europäischen Einrichtungen, die zum Teil auch auf Gründungsinitiativen etwa vom früheren Athener Bürgermeister und mir zurückgehen mit der Union der südosteuropäischen Hauptstädte, einer sehr segensreichen Einrichtung, weil das bis heute die einzige Einrichtung ist, wo Belgrad und Pristina miteinander in einen Dialog auch entsprechend treten, verlangt. 

Keinen einzigen inhaltlichen Beleg wird man mir vorwerfen können, mir sagen können, egal, ob im Inland oder im Ausland, wo ich eine europafeindliche Haltung eingenommen hätte. Ganz im Gegenteil. Durch Wort und Tat habe ich dies auch in der Vergangenheit bewiesen und ich habe daher keinerlei Grund, mich für irgendetwas zu rechtfertigen, was momentan der tagespolitischen Opportunität nun in der Tat auch dienen könnte. 

Kehren wir zum Inhalt zurück. Der Reformvertrag von Lissabon hat ja seit dieser Mitteilung durchaus eine veränderte Situation vorgefunden. Nun, in der Tat haben wir es mit einem Bevölkerungs-Nein zu tun, etwa 800 000 Stimmen in Irland, die den Vertrag auch abgelehnt haben. Man muss hinzufügen, dass es in anderen Ländern ja auch Volksabstimmungen gegeben hat, die durchaus positiv für den Vertrag von Lissabon ausgegangen sind, aber dies hat natürlich auch weitreichende Konsequenzen. Und ohne es mir anmaßen zu wollen, aber die Diskussionen, die zur Zeit in Europa stattfinden, werden nunmehr nach ersten enttäuschten Reaktionen von einem gewissen Ernst auch getragen und die Varianten sind ja nicht besonders zahlreich: Entweder man findet zu einem Arrangement mit Irland oder man geht dazu über, zur Kenntnis zu nehmen, dass es ähnlich wie bei Schengen, ähnlich wie beim Euro, auch hier unterschiedliche Zugänge zum gemeinsamen Vertragswerk gibt. 

Ich halte es weiters für außerordentlich gefährlich bei einem Verfassungswerk oder bei einem Reformvertrag von Lissabon, denn dies würde die Bestrebungen einiger in Europa, nämlich zu einem Europa der zwei Geschwindigkeiten zumindest zu diesem zu kommen, wenn ich da in die Richtung hingehe eines Zentraleuropa oder eines Europa an der Peripherie, entsprechend beschleunigen und das kann sich kein aufrechter Europäer wünschen, sondern die Gemeinsamkeit dieses Projektes Europa ist gerade durch Haltungen, wie wir sie vielfach auch in der Ignoranz gegenüber Volkswillen sehen, das sehr viel größere Problem als umgekehrt, wenn man versucht, durch Volksabstimmungen Menschen auch entsprechend einzubinden. 

Ich halte daher diese Diskussion für sehr zentral, denn die dritte Variante ist: Auch dieses Reformwerk ist gestorben. Wir bleiben beim Vertrag von Nizza und dieser Vertragssituation. Das würde natürlich unzweifelhaft etwas nach sich ziehen, was möglicherweise Einzelne von uns freut, aber mit Sicherheit wiederum nicht aufrechte Europäer, nämlich einen Erweiterungsstopp und eine gewisse Abschottung gegenüber den Ländern, die heute nicht in der EU sind. Und damit braucht man sich dann in Folge gesehen über die Frage Abstimmungen des Beitritts einzelner Länder zur EU als 28., 29. oder 30. Land nicht mehr unterhalten. 

Dies sind in ganz enormer Kürze, fast verkürzt, bereits die Perspektiven, die sich daraus ergeben. Und es sollte sich niemand Hoffnungen machen, dass, so lange sich dies auf institutioneller Ebene bewegt, der Ratifizierungsprozess nicht fortschreitet. Ich darf daran erinnern, nachdem zitiert wurde, dass der Präsident der Tschechischen Republik gemeint hat, er verweigert seine Unterschrift und der Ministerpräsident Topolanek, beide aus der gleichen Partei im Übrigen, sehr wohl gesagt hat, dass die Tschechische Republik diesen Vertrag ratifizieren wird und dass auch der polnische Staatspräsident in Übereinstimmung mit dem neuen Ministerpräsidenten von Polen seine Meinung dazu, das heißt, zu dem, was er ursprünglich angekündigt hat, durchaus geändert hat. Es ist daher völlig klar, dass sich dieser Ratifizierungsprozess in Europa mit Zwischenschritten möglicherweise wie Verfassungsgesetzprüfungen fortsetzen wird. Und wir werden daher in Folge gesehen alle gemeinsam die Frage zu lösen haben: Wie gehen wir mit dem irischen Nein um? Und dieser Frage haben wir uns mit großer Ernsthaftigkeit und ohne Gefährdung des Projektes Europa zu widmen, denn dazu ist es zweifelsohne auch zu wichtig. 

Dass wir über die Zukunft Europas und die Gestaltung Europas unterschiedliche Auffassungen haben, dass wir über die Politiken Europas inhaltlich gesehen unterschiedliche Auffassungen haben, das halte ich für eine völlig demokratische Normalität, denn in der Demokratie hat man natürlich auch unterschiedliche Auffassungen über die Politik in einem Land, ja selbst, wie man hier sehen kann, unterschiedliche Auffassungen über die Politik in einer Stadt. Es ist daher genau dasselbe in der europäischen Politik, dass man hier unterschiedliche Auffassungen hat. 

Wir haben zur Kenntnis zu nehmen, dass es heute eben eine Mehrheit auch dafür gibt, die in die Richtung hin geht, eher das Prinzip Wettbewerb in diesem Europa zu betonen und zu verstärken und das Prinzip Solidarität, das Prinzip Subsidiarität, das Prinzip auch der sozialen Einheit des europäischen Werks als eine der ganz wichtigen Grundvoraussetzungen für dieses Modell Europa mit Sicherheit im Gegensatz etwa zum Wirtschaftsmodell und ökonomischen Modell der Vereinigten Staaten, dass dies entsprechend dargestellt wird. Ich erinnere mich an die jüngsten Erkenntnisse des Europäischen Gerichtshofs, die haarscharf und genau in diese Richtung auch gehen. 

Dies wird eine wirklich spannende Diskussion darüber. Wie gehen wir in diesem Europa damit um nicht zuletzt vor dem Hintergrund dessen, dass europäische Wahlen im nächsten Jahr stattfinden, alle am gleichen Tag und man da nicht zuletzt auch an der Wahlbeteiligung erkennen wird, wie dieses Projekt Europa nun in der Tat auch entsprechend ankommt, mit welchen Meinungen es versehen wird, und dass man dort diese inhaltliche Auseinandersetzung, ich hoffe, auf höherem Niveau, nämlich auf jenem der Diskussion, die wir anlässlich der letzten Mitteilung hier geführt haben, auch führen kann und nicht ausschließlich auf der Ebene der Polemik, denn damit werden wir noch mehr Menschen davon abschrecken, sich mit diesem Projekt Europa auseinanderzusetzen. Die Diskussionslinien verlaufen in diesem Europa in der Tat entlang Neoliberalismus versus einem ökosozialen Europa. Und dies ist die tatsächliche inhaltliche Auseinandersetzung der Zukunft um ein gemeinsames Europa! (Beifall bei der SPÖ.)
Wir erleben dies im Alltag der Europäischen Arbeit, in der Europäischen Politik, wir alle erleben es hier in den Diskussionen, etwa in den jüngsten Entwicklungen zur Frage der Daseinsvorsorge, die sich nunmehr durch den Schwebezustand des Lissabon-Vertrages nun ebenfalls in Schwebe befindet und weiterhin eher von den Richtern des Europäischen Gerichtshofes determiniert wird denn von den Politikern im Europäischen Parlament, in der Kommission oder anderen entsprechenden Gremien. Wir haben uns auseinanderzusetzen mit dem Alltag, der Wegekostenrichtlinie, wir haben uns auseinanderzusetzen mit der Arbeitszeitrichtlinie, die ganz genau diesen Widerspruch fokussiert, diesen inhaltlichen Widerspruch, den ich vorhin auch genannt habe. 

Aber ich bitte Sie an dieser Stelle schon jetzt vorab – denn über diese vielen Details werden wir im Gefolge, in der Normalität der Nachwahlzeit dann, noch sehr heftig und wichtig zu diskutieren haben – zu bedenken, dass nicht derjenige, der einzelne Politiken der Europäischen Union, einzelne Detailbereiche der Europäischen Union politisch kritisiert, Europa-feindlich ist, (Abg Mag Wolfgang Jung: Aha!) und nicht jeder, der zu allem Ja und Amen sagt von Europa ist automatisch der einzig Europafreundliche, sondern nehmen wir doch zur Kenntnis, dass die demokratische Normalität unserer Demokratie in unserem Lande auch zur demokratischen Normalität Europas werden muss, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich weiß, viele von Ihnen sind aus dem Urlaub zurückgekommen, ich möchte daher Ihre zeitliche Geduld nicht über Gebühr strapazieren, inhaltlich gesehen aber werden wir über diese Europäische Frage noch sehr viel und sehr häufig diskutieren. Heute nehmen Sie bitte von meiner Seite, und mich haben Sie ja gefragt, und ich sage das auch für die Wiener Sozialdemokratie zur Kenntnis: Wir sind eine Europa bejahende Partei, wir sind eine Partei, die in diesem Europa mitarbeitet, und wir arbeiten für ein soziales, demokratisches, ökologisches und gerechtes Europa, ein Haus für alle Europäerinnen und Europäer. (Beifall bei der SPÖ.) 

Kommen wir dabei zur Frage der Demokratie. Und hier hat es in der Tat, ja, hier hat es in der Tat innerhalb der österreichischen Sozialdemokratie eine Auffassungsänderung gegeben mit der Frage der Volksabstimmung. Es hat daher diese Auffassungsänderung gegeben vor dem Hintergrund dessen, dass sich nach dem Irischen Nein zum Vertrag von Lissabon abgezeichnet hat, dass man in diesem Europa eigentlich dazu übergeht, nicht in Richtung hin eines Mehr an Demokratie, nicht in Richtung hin, dass man beispielsweise die grundvernünftige Idee einer europaweiten Volksbefragung oder einer europaweiten Volksabstimmung verfolgt, sondern es ist eher in die andere Richtung gegangen. Alle ersten Meldungen sind darauf hinausgelaufen, dass man zu einer Ausgrenzungspolitik übergeht, dass man übergeht zu einer Politik, die am Ende des Tages das Europa der zwei Geschwindigkeiten nach sich zieht, also eines Auseinanderfallens dieses Europa. Das kann nicht im Interesse Österreichs liegen, ich habe das vorhin auch schon erörtert. 

Daher denke ich, dass es schon aus diesem Grund wichtig war, ähnlich wie die Klubvorsitzende der GRÜNEN das auch argumentiert hat, wenn man die beste Lösung nicht kriegt, sondern eigentlich die, die in eine ganz andere Richtung geht nach dem Irischen Nein, dass man dann hergeht und sagen muss, okay, ich weiß nicht, wie sie es formuliert hat, in Gottes Namen oder wie immer, also in welchem Namen auch immer, dann soll halt die von mir aus drittbeste Lösung - und die zweitbeste lasse ich aus -, die nationalen Volksabstimmungen, durchgeführt werden, denn es ist von zentraler Bedeutung, dass man auch die societas politica, auch die, wenn man so will, Eliten des Landes, entsprechend unter Druck setzt, diesen Dialog mit dem Volk in der Frage Europa zu führen und nicht so wie in der Vergangenheit sich dessen zu verweigern. Denn eines muss man in aller Offenheit ... (Unruhe unter den Abgeordneten.) Versuchen Sie, mir ein bisschen noch zu folgen und vielleicht fünf Minuten den Wahlkampf auszulassen, bitte, oder drei Minuten, (Abg Mag Christoph Chorherr: Die Redezeit ist schon aus!) okay, okay, nur drei Minuten. Denn eines muss man in aller Offenheit ja auch sagen: Das letzte Mal, als man in der Tat eine breite Volksdiskussion über die europäische Frage geführt hat, das war anlässlich der Volksabstimmung zum EU-Beitritt, und seither ist nichts passiert. 

Und ich sage das nicht mit Schuldzuweisungen, denn ich habe mir vorgenommen, zumindest in diesem inhaltlichen Teil Polemik und Wahlkampf aus- und fortzulassen. Ich sage das nicht mit Schuldzuweisung, aber ich erinnere mich noch außerordentlich genau an den Dialog mit dem damaligen Noch-Bundeskanzler Schüssel, unserem Außenministerium, und mit dem nachmaligen und neuen Bundeskanzler in den Koalitionsverhandlungen, wo wir über diese Frage diskutiert haben, wo es ja inhaltlich nicht besondere Auffassungsunterschiede gegeben hat, sondern wo eigentlich der zentrale Punkt war, dass wir uns dort gemeinsam verpflichten, diesen inhaltlichen Dialog mit der Bevölkerung auch zu führen, nicht nur Medienkampagnen zu machen, sondern tatsächlich auch strukturell zu führen mit der Zielsetzung, hier zu einem tatsächlichen gemeinsamen Verständnis dieses Europa auch zu kommen. 

Und da hat es meiner Auffassung nach nicht sehr viel Sinn, wenn man mit dem einen Finger zeigt auf den Bundeskanzler - ich meine jetzt außer für die Tribüne vielleicht, bei der FPÖ ist das wieder eine ganz andere Geschichte - aber es hat jedenfalls von Seiten der FPÖ und der ÖVP wenig Sinn zu sagen, der Bundeskanzler ist auf der einen Seite schuld, die Frau Außenministerin ist auf der anderen Seite schuld, sondern da muss man einfach sagen, wir haben das nicht gemacht, was wir uns eigentlich vorgenommen haben. 

Das muss man in aller Offenheit auch sagen, und das muss man in diesen Minuten, wo man sich noch nicht vollkommen in den Wahlkampf hinein begibt, auch so tun. Wir haben den Dialog nicht geführt und ich bin der Meinung, weil wir nicht gezwungen wurden dazu. Und jetzt reduziere ich dieses mea culpa vielleicht eine Spur anders. Ja, Herr Wolf, ich habe auch Ihre ehemalige Zeitung aufmerksam gelesen. Ich werde das mea culpa ein bisschen reduzieren, denn wenn man beispielsweise den EU-Botschafter in Österreich fragt, wer am meisten diesen Dialog auch noch geführt hat, so hat er darauf eine klare Antwort, indem er nämlich sagt: Wien, Niederösterreich und das Burgenland. Denn dieses EU-Projekt, die EU-Region Zentraleuropa, war zweifelsohne das sichtbarste Projekt, das es in all diesen Dialogphasen im ganzen Europa auch gegeben hat, und mit wenigen Ausnahmen, wo es etwa in Deutschland und Frankreich ein ähnlich gelagertes Projekt auch gibt, war es das einzige derartige Projekt. 

Wir haben frühzeitig damit begonnen, wir haben jede Gelegenheit in Österreich, in Ungarn, in der Slowakei, in der Tschechischen Republik dazu benützt, um diese Diskussionen auch regional zu führen. Und man kann immer sagen - und ich denke sehr häufig darüber nach, weil mich das sehr bekümmert, dass ein so tolles Projekt wie diese Europäische Union, noch dazu in einem Land, das so großen wirtschaftlichen Nutzen davon getragen hat, lediglich bei 28 Prozent der Leute auch seine Zustimmung findet -, dass wir wahrscheinlich auch zu wenig gemacht haben. 

Mag immer noch sein, aber es war immer noch, so würde man in Wien sagen, um Häuser mehr als das, was alle anderen getan haben. 

Trotzdem, es wird unsere Aufgabe sein, die kommende Wahlauseinandersetzung, auch zum Europäischen Parlament, nicht so sehr dazu zu nutzen, dass wir uns wechselseitig erzählen, wie unglaublich schlecht der jeweilig andere ist, sondern dass wir dort auch die Diskussion über die Zukunft Europas führen, denn sonst werden jene, die dieses Europa nicht wollen, die eigentlich den Zerfall dieser Europäischen Union wollen, die eigentlich das Heraus Österreichs aus dieser Europäischen Union wollen, hinter all dem, was sie sonst sagen, natürlich auch über die Zukunft Europas bestimmen. Und der Weg geht nun mit Sicherheit in die völlig falsche Richtung, jedenfalls aus meiner Sicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich wollte Ihnen damit auch begründen, warum ich durchaus auch im Rahmen meiner Bundesorganisation, der Bundespartei, dem Vorschlag zugestimmt habe, künftig diese Fragen durch eine Volksabstimmung abhandeln zu lassen. Und ich sage das bewusst auch vor dem Hintergrund dessen, dass heute ja niemand ernsthaft davon ausgehen kann, dass, wenn dieser Lissabon-Vertrag aufgedröselt wird, er also noch einmal aufgemacht wird, es zu weiteren Veränderungen und Verhandlungen kommt, die wiederum ratifizierungspflichtig sind, und es in einer dritten Ratifizierungswelle zu einem Europäischen Vertrag kommt, dass man dies dann ohne eine Volksabstimmung machen kann. Das kann doch nicht ernsthaft jemand glauben und es tut jeder gut ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Bei jeder Änderung in Irland!) Ja, das ist jetzt, aber ich sage noch einmal, weil ich offensichtlich nicht verstanden wurde: Wenn es zu einer Aufdröselung dieses Vertrages kommt und es zu Änderungen dieses Vertrages in einer dritten Ratifizierungswelle kommt, dann glaubt ja kein Mensch mehr, dass man dies ohne Volksabstimmung machen kann. Ja, selbstverständlich wird man das tun müssen, wenn man für dieses ... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Was ist mit dem Koalitionsvertrag!) Ich komme gleich zum Wahlkampf, macht euch keine Sorgen. Offensichtlich braucht ihr es. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es ist doch gar keine Frage, dass sich überhaupt kein Land in Europa mehr wird leisten können, wenn es zu einer dritten Ratifizierungswelle des Vertrages kommen wird, dass man dies ohne Zustimmung des Volkes machen kann. Das kann niemand ernsthaft glauben, denn wenn man das glaubt, dann kann man gleich davon ausgehen, dass es nicht nur 28 Prozent sein werden, die zustimmen, sondern nur mehr 15 Prozent. Ja, davon kann man fundamental ausgehen. 

Es wird daher unsere Aufgabe sein ... (Abg Dr Matthias Tschirf: Herr Bürgermeister, warum können wir keine Volksabstimmung machen!) Ich habe gerade vorher gesprochen darüber. Nicht böse sein, ich habe gerade vorher darüber gesprochen. Da bin ich in ganz hohem Ausmaß identer Meinung mit dem, was Frau Vassilakou gesagt hat, in ganz hohem Ausmaß, natürlich wäre das vernünftiger. 

So, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wollte einfach klar begründen, dass es inhaltliche Gründe gibt, warum ich dem zugestimmt habe, und nicht etwas, was gelegentlich als Opportunismus bezeichnet wird. 

Nun komme ich zum letzten, dem ja die Hauptkritik gilt, nämlich zum Brief. Wer mir immer zugehört hätte, hätte euch, die Ihr aus dem Urlaub zurückgekommen seid, den heutigen Tag ersparen können. Die Kritik, die daraufhin gekommen ist, auch innerhalb der SPÖ, war ganz klar auf die Form gerichtet, und ich habe von der ersten Minute an gesagt, dass ich mit dieser Form nicht nur unglücklich bin, sondern dass ich sie für schlichtweg falsch halte. Ich halte sie aus handwerklichen Gründen für falsch, weil ja jeder weiß, wenn man mit so einer Information ausschließlich an eine einzige Zeitung herantritt, dass dann alle anderen böse sind. Das ist pures politisches Handwerk. 

Aber ich halte eine solche Vorgangsweise auch darüber hinaus gehend für falsch, und ich sage hier ganz unumwunden dasselbe, was ich auch in Zeitungsinterviews, in Fernsehinterviews oder sonst wo gesagt habe, dass ich es darüber hinaus gehend für falsch halte, weil man doch begründen muss, wenn man in einer Frage der Demokratiepolitik und EU etwas tut und warum man es tut, dies nicht nur inhaltlich und erklärend, wie man dazu steht, aber auf jeden Fall, warum man so vorgeht. Und es ist zweifelsohne erstens einer entsprechenden innerparteilichen Diskussion zu unterziehen. Ich bin überzeugt davon, dass die weit überwiegende Mehrheit dieser Argumentation auch gefolgt wäre, so wie sie es nachher dann auch getan hat, und dass man dies darauf auch in einer entsprechenden Form, in einer ganz normalen öffentlichen Form – ich denke hier etwa an eine Pressekonferenz - der Öffentlichkeit kommunizieren hätte können und man sich da einiges an Polemik erspart hätte. 

Aber es ist halt anders gemacht worden, und ich sage es in derselben Offenheit hier, wie es auch Bundesminister Faymann in der Öffentlichkeit getan hat, der ja mehrmals auch gesagt hat, er würde das heute nicht mehr so tun, das war ein Fehler. 

Daher können Sie, und das werden Sie ja auch tun, nehme ich an, in der nächsten Zeit entsprechend herumreiten auf diesem Brief. Okay, es ist Wahlkampf, das verstehe ich. Ich sage Ihnen da, ich halte es für richtig, dass man hier diesen demokratiepolitischen Schritt gesetzt hat. Ich halte es für falsch, auf welche Art und Weise man ihn dazu auch kommuniziert hat. 

Und so sollte man auch die zitierte Kritik von Franz Vranitzky sehen. Natürlich zitieren Sie mit Genuss seine Erstreaktion, die er darauf gesetzt hat. Er war damals im Ausland - und bemerkenswerterweise haben die Ex ja offensichtlich irgendwie Hochkonjunktur - er war bei einem Treffen der Ex-Ministerpräsidenten in Norwegen, und ist dort mündlich informiert worden. Natürlich falsch, weil er informiert wurde, dass es hier einen inhaltlichen Schwenk der SPÖ zu einer EU-feindlichen Linie gegeben hätte. 

Seine Äußerung hierauf war die Erstreaktion. Ich bitte Sie, mit der gleichen Beflissenheit, mit dem gleichen Eifer, mit der gleichen Aufmerksamkeit und mit der gleichen intellektuellen Redlichkeit, mit der Sie sein Erstinterview gelesen haben, sich auch seine folgenden Interviews anzuschauen und zu lesen, insbesondere auch jenes, das im Rahmen der ZiB 2 gesendet wurde und merkwürdigerweise offensichtlich in einem Turnsaal stattgefunden hat, wofür es bei Franz Vranitzky durchaus biographische Anknüpfungspunkte gibt, vielleicht weil er Basketball gespielt hat. Das haben Sie leider nicht, und ich auch nicht. Der Franz Vranitzky hat offensichtlich hier noch alte Reminiszenzen dazu, und dann hat er halt dieses Interview, ein sehr gutes Interview, in der Turnhalle gegeben. 

Ich würde Sie ersuchen, schauen Sie sich das auch an und bemühen wir uns, sozusagen gemeinsam und mit jener Würde, die der Herr Bundespräsident eingefordert hat, diese Regierungs-Scheidung über die Bühne zu bringen. 

Lassen Sie mich noch einmal ganz kurz auf die Frage zurückkommen, was können denn wir denn nun auch tun, denn auf die Bundesregierung werden wir mit Sicherheit auf ein paar Monate verzichten müssen. Auf die paar Monate soll es auch nicht ankommen, soll sein, aber Sie haben einige Vorschläge unterbreitet - die man mir freundlicherweise übermittelt hat - im Hinblick darauf, den Dialog in den Institutionen in der Stadt zu stärken, vom Landtag bis zur Europakommission, Bezirksvertretungen und Ähnlichem. Ich habe sie deswegen noch nicht beantwortet, weil ich Ihnen eigentlich den Vorschlag machen - aber dieser gilt natürlich nicht nur für die ÖVP, die diese Anträge eingebracht hat - und sagen wollte, dass ich gerne bereit bin, dass wir, wenn die Zeit intellektueller Normalität wieder eingekehrt ist - also am Tag nach der Nationalratswahl - uns im Zuge eines Halbtages der Europakommission einmal zusammensetzen und dort diese Vorschläge, aber auch andere Vorschläge, die ich gerne unterbreiten würde, in Richtung auf einen Dialog mit der Bevölkerung hin, anzusehen, denn die institutionellen Gespräche und institutionellen Erklärungen sind schon okay, aber ich glaube, dass es in allererster Linie für uns auch darum gehen sollte, in den Dialog mit der Bevölkerung einzutreten, und dies kann man zweifelsohne in den verschiedensten Formen machen. Etwa in der Form - man hat früher so Tage der offenen Türen gemacht - so einen Europatag zum Beispiel zu veranstalten, dies auch hier im Rathaus, der als ein Tag des Dialogs verstanden wird. Das wäre ein solcher Vorschlag, oder eine Europavorlesung, ähnlich wie unsere Wiener Vorlesungen, zu organisieren, die ja immerhin enormen Zulauf haben. Das wäre zweifelsohne etwas, was auf anspruchsvollerer Ebene durchgeführt werden könnte. Und so gibt es mit Sicherheit einige Vorschläge, auch dezentrale Vorschläge, wo man strukturiert in einen solchen Dialog mit der Bevölkerung eintreten könnte. 

Ich würde es für vernünftig halten, ich diktiere das jetzt natürlich nicht, ich schlage das jetzt nur vor, dass wir im Rahmen der Europakommission das Gespräch darüber führen, was wir nun in der Tat hier auch tun können, um zu einem strukturierteren Dialog mit dem Volk zu kommen, weil das ist ja wahrscheinlich das größte Problem, das wir dabei haben. 

So, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will Sie nicht überstrapazieren, und mich der allgemeinen Stimmung jetzt schon anheim fallen lassen. Wir werden in den nächsten vier, fünf, acht Wochen – in vier Wochen wahrscheinlich nicht so sehr, aber in den darauf folgenden vier Wochen eine Menge Zeit haben, um uns beim Volk wieder beliebt zu machen, indem wir uns gegenseitig beschimpfen, das mögen Sie ja besonders gern. Ich kenne übrigens keine andere Berufsgruppe, die sich derartig wechselseitig beschimpft, als es die Politiker machen, und dann wundern wir uns alle, warum wir so beliebt sind - das wäre auch einmal in stiller Zeit einer Überlegung wert. Alle werden das ausnützen, das ist ja gar keine Frage. Immer der andere ist der Böse und selber ist man der Gute. Wir machen das, wir werden leben damit. Aber ja, selbstverständlich, ich schließe mich ja gar nicht aus. (Abg Dr Sigrid Pilz: Genau!) Mein Gott, ich schließe mich ja nicht aus, aber legen Sie einmal Ihre Worte so auf die Goldwaage, wie ich es tue, so sind wir auch ein Stück weiter. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ich wollte mich eigentlich zum Abschluss und um einem Koalitionsgerücht, das es jetzt gibt, Vorschub zu leisten, bei den Freunden der Österreichischen Volkspartei sehr herzlich dafür bedanken, dass sie mir am 10. Juli die Gelegenheit gegeben haben, über die europäische Situation zu reden, und um klar zu machen, was meine unveränderte Haltung inhaltlich in der europäischen Frage ist. Ich bedanke mich sehr herzlich, denn was hätte ich denn sonst am 10. Juli getan. Danke schön, dass Sie mich da hereingeholt haben, ich wünsche Ihnen schöne Ferien! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner am Wort ist Herr StR Herzog. Ich gebe nur bekannt, dass ab jetzt die Redezeit 15 Minuten beträgt.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin!

Der Herr Landeshauptmann hat zuletzt in launigen Worten den kommenden Wahlkampf und die Niederungen desselben kommentiert, er hat aber auch festgestellt, dass eigentlich die wesentliche Aufgabe die Information der Bevölkerung ist. Das ist etwas sehr Wichtiges, aber ich glaube nicht, dass es die Information allein ist, sondern ich glaube auch, es ist die Veränderung, die der EU Not tut. Das ist etwas Wichtiges und Anzustrebendes. Er hat sich auf Lissabon bezogen, die Lage nach der Abstimmung in Irland besprochen und hat festgestellt, dass es Möglichkeiten gibt für ein Arrangement, von dem wir nichts halten, weil es ein Bruch der bestehenden rechtlichen Gegebenheiten der EU ist, sozusagen eine Verfassung biegsam. Der Weg des Europa durch zwei Geschwindigkeiten ist sicher etwas, was man sich erst sehr genau überlegen muss, bevor man den Weg beschreitet. 

Ich glaube schlicht und einfach, die dritte Variante, die der Bürgermeister genannt hat, dass nämlich die Reform gestorben ist, ist die richtige. Und ich glaube, dass es bei diesem Zustand auch in Zukunft bleiben wird.

Meine persönliche Meinung, es muss einen neuen Anlauf zu einer zumutbaren Verfassung geben, die dann nur das Notwendigste an Regelbarem beinhaltet und die verständlich und ausgewogen ist, und die auch von den Bürgern mitgetragen werden kann. Er hat angeführt, dass in der Zwischenzeit Veränderungen in der Tschechischen Republik und in Polen stattfänden, was mir nicht bekannt ist, ich habe nichts davon gelesen. Allerdings glaube ich zumindest, dass in der Tschechischen Republik zuerst einmal ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtes in Tschechien notwendig ist, bevor der Präsident seine Unterschrift unter einen Vertrag geben kann. Ähnliches gilt auch für Deutschland, wo der deutsche Bundespräsident das Erkenntnis des Höchstgerichtes abwartet. 

Froh bin ich, dass festgestellt wurde, dass die Auffassungsänderung der SPÖ dahin geht, dass selbstverständlich Volksabstimmungen auf einer Basis der Mitgliedsstaaten zu erfolgen haben und nicht europaweit, auch wenn er sich das wünschen würde. Diese Erklärung durch den Landeshauptmann ist richtig, weil wir halten von europaweiten Abstimmungen in punkto Verfassungsänderungen nichts. Es ist durchaus möglich, über einzelne Fragen abzustimmen, aber dort, wo die Verfassung Österreichs und von Mitgliedsstaaten mit beeinflusst ist, abgeändert wird, ist es wohl nicht möglich, dass Polen, Deutsche, Ungarn oder sonst wer über österreichische Verfassungsinhalte abstimmen können. Das können nur die Österreicher selbst, und daher müssen es Abstimmungen in den Mitgliedsstaaten sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich nehme auch zur Kenntnis, und es ist ganz wichtig, dass der Landeshauptmann das gesagt hat, Kritik an der EU sei nicht gleichbedeutend mit Europafeindlichkeit. Damit beantwortet sich die Bemerkung der Frau Vassilakou von selbst, EU-Feindlichkeit ist nicht gegeben. Wir wollen durchaus ein Europa haben, aber wir wollen nicht die EU. Wir wollen eine Europäische Union in anderer Form, die föderal aufgebaut ist, eine EU, die wirkliche Subsidiarität anbietet, und wo also die Rechte der Mitgliedsparlamente, also die Parlamente der Mitgliedsstaaten, im Großen und Ganzen gewahrt bleiben, und dass nicht eine EU aufgebaut wird, wo mit EU-Richtlinien eine Zwangsbeglückung der europäischen Völker herbeigeführt wird.

Zu Kollegen Oxonitsch nur ganz kurz: Er hat also über die notwendigen und ganz richtigen Notwendigkeiten einer verstärkten Sozialpolitik in Europa gesprochen und hat das wieder betont. Ich habe aber jetzt beim Vorbereiten ein paar Pressedienste aus den Jahren 2005 und 2006 durchgelesen und da haben Gusenbauer, aber auch Cap genau wortgleich dasselbe gesagt, in den Jahren 2005, 2006. Der Herr Oxonitsch erzählt uns das jetzt Mitte 2008. Zwischendurch war die österreichische Regierung mit SPÖ sehr wohl gegeben, und ich frage mich, was da in der Zwischenzeit geschehen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Gegenstand der heutigen Debatte ist die Gefährdung des europolitischen Grundkonsenses, wie von der ÖVP vorgeschlagen. Zu dieser Frage eines europapolitischen Grundkonsenses, meine Damen und Herren: Diesen gibt es nicht, den gibt es heute nicht, den hat es gestern nicht gegeben, die FPÖ hat immer eine andere Position eingenommen zu den Vorstellungen, wie sie die ÖVP vertritt, und die SPÖ hat sich jetzt - was die Durchführung von europapolitischen Zielen betrifft - nunmehr der Freiheitlichen Ansicht im Sinne von Volksabstimmungen angeschlossen. 

Wichtig ist, dass der Herr Bürgermeister und Landeshauptmann die Mitgliedsstaatenabstimmung betont hat, weil missverständliche Äußerungen, dass letzten Endes der Ausweg in die nächste große Koalition der Weg über europaweite Abstimmungen sein könnte, als Kompromiss mit der ÖVP, noch immer im Raum steht. 

Die Frage ist nur: Ist diese sozialdemokratische Richtungsänderung ernst zu nehmen oder nicht, ist sie nur ein Medienspektakel, oder ist sie mehr? Die Frage ist schwer zu beantworten, ich glaube aber, dass man doch sagen muss, dass viel Polemik dabei ist, und wir werden sehen, was die Zukunft in der tatsächlichen Politik bringt. Die SPÖ-Wien hat sich in verschiedenen Abstimmungen und Erklärungen oft genug klar gegen die Durchführung einer Volksabstimmung ausgesprochen, gemeinsam natürlich mit ÖVP und Grünalternativen, und es wäre sicherlich auch eine Frage, ob eine europaweite Abstimmung, ein Schwenk der SPÖ in diese Richtung hin zu einer Lösung einer gemeinsamen Regierungsbildung mit der ÖVP in der nächsten Periode hier hoffentlich von Seiten der Wiener SPÖ ausgeschlossen wird. 

Noch Mitte Juni, also vor ganz kurzer Zeit, hat Bundeskanzler Gusenbauer ein zweites Referendum in Irland für richtig gefunden und befürwortet. Ich glaube aber, dass das einen Irrweg bedeutet. Eine Nichtanerkennung der Abstimmung in Irland ist eine Missachtung und heißt, dass vor drei Wochen der Bundeskanzler und die SPÖ damit eigentlich die Rechtsgrundlagen, wie sie jetzt in der EU bestehen, zur Disponade erklärt hat. Es ist eine schlichte Rechtsbeugung, wenn man die klare Festlegung, dass bei Ablehnung eines Vertrages durch einen Staat der Vertrag obsolet ist, zu umgehen versucht, und andere Dinge herbeiführt. 

Daher gibt es keinen europapolitischen Konsens hier in Wien. Es gibt einen Konsens von drei Parteien, und die FPÖ war die einzige Partei, die sich immer klar und eindeutig für eine Volksabstimmung ausgesprochen hat. Es gibt einen Konsens von ÖVP, SPÖ und Grünen, aber einen Konsens, der gegen das Wollen der österreichischen Bevölkerung gerichtet ist. Es hat einen Konsens gegeben, der gegen die überwältigende und klar erkennbare Mehrheit der Bürger geführt wurde, und es wäre eine Rosstäuscherei, seitens der Sozialdemokraten eine neuerliche Volksabstimmung in den Raum zu stellen, wenn sozusagen die Hoffnung besteht, dass sie nicht in die Pflicht genommen werden. Es ist aber natürlich immer erfreulich, wenn sich eine Partei wie die SPÖ letztendlich der Meinung der Freiheitlichen anschließt, es ist immer klug, wenn man klüger wird, und es ist immer möglich, dass man klüger wird, oder wie Konrad Adenauer es gesagt hat, all die Bemerkungen der letzten Jahre betreffend, und das trifft auch auf die SPÖ zu: „Was interessiert mich mein Geschwätz von gestern" (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Nagelprobe kommt bestimmt, denn wie gesagt, es wird sicher Versuche geben, Lissabon zu retten und es wird selbstverständlich in einer versuchten neuen großen Koalition die ÖVP geben, die versuchen wird, die SPÖ auf ihre Richtung hinzubringen. Der Abgeordnete Broukal, der sich jetzt zurückzieht, hat ja in den letzten Tagen im Österreichischen Nationalrat, im Couloir des Parlaments, lang und breit verlautet, dass die große Koalition feststeht, es werden auch am Wochenende entsprechende Berichte kommen, und es spricht ja auch ein Nichtangriffspakt der ÖVP und der SPÖ im Nationalrat dafür, dass so was geplant ist. Es gibt zum Beispiel keine Abstimmung über die Studiengebühren. 

Für die ÖVP, das möchte ich feststellen, ist Mitbestimmung durchs Volk, ist die direkte Demokratie kein Thema. Sie haben sich also sowohl im Parlament wie auch in der Öffentlichkeit gegen eine Volksabstimmung gewandt und haben den Vertrag entgegen den klar erkennbaren Wünschen der österreichischen Bevölkerung im Parlament durchgepeitscht. Und ich glaube, dass eine solche eklatante Missachtung des Volkswillens etwas ist, was der Demokratie als Ganzes schadet. 

Das ist ein Bärendienst an der Demokratie in Österreich, an der repräsentativen Demokratie, wenn man von der Abgeordnetenseite her die sämtlich und klar erkennbaren Wünsche der Bevölkerung klar negiert. 

Zum Beispiel hat die EU-Kommissarin Ferrero-Waldner knapp vor dem Irland-Votum davon gesprochen, dass, wenn es schief ginge, - was ja dann geschehen ist - es sich um einen ganz bedauerlichen Zeitverlust handelte. Das heißt, es werden Verfassungsbestimmungen oder Rechtsbestände der EU von den eigenen Kommissaren, so sie von der konservativen Seite kommen, nicht ernst genommen. Und diese volle und völlige Abgehobenheit, diese Missachtung des Volkswillens an sich sowohl in Wien wie in Brüssel ist ja auch der Grund dafür, warum die Missstimmung der Bürger gegenüber der EU in diesem Ausmaß ausgeprägt ist, und dass heute in Wien und Österreich nur mehr 28 Prozent der Bevölkerung die EU als gut und richtig empfinden. 

Aber es ist nicht nur das. Es ist trotz Flexibilitätsklausel, trotz vereinfachter Änderungsverfahren – über diese Sondergesetze, die hier verfasst werden, haben wir schon gesprochen – etwas, von dem man sagen muss, es ist der Geist der EU–Richtlinien als solcher, mit dem ein Großteil der Bevölkerung nicht zu Rande kommt. Es ist eine Zwangsbeglückung durch diverseste Richtlinien, durch die Gleichbehandlung, durch die Freizügigkeit, durch die Antidiskriminierungsrichtlinie, die vielleicht bei vielen Bürgern noch gar nicht so wirklich bekannt ist. Wenn all das, was wir in dem letzten halben, dreiviertel Jahr über diese ganzen Dinge hier diskutiert haben, der Bevölkerung bewusster wird, wird die Ablehnung der Europäischen Union noch eine viel stärkere sein. Wir werden dafür Sorge tragen, dass im Rahmen des Wahlkampfes diese Anschläge auf die Rechte der Inländer durch überbordende EU-Richtlinien bekannt gemacht wird. (Abg Marco Schreuder: Sie wollen die Diskriminierung verantworten!) Die Diskriminierung wollen wir natürlich nicht, aber wir wollen eines nicht, nämlich eine Diskriminierungsrichtlinie, die es wagt, eine umgekehrte Beweislast einzuführen, denn das ist etwas, was eines Rechtsstaates unwürdig ist. Und ich möchte sagen, dass hier die Europäische Union einen Fehlgriff sondergleichen getan hat, der dann vom Österreichischen Nationalrat nachvollzogen wurde und vom Wiener Gemeinderat genauso, wo man nur sagen kann, hier ist ein echter und massiver Fehler und ein Eingriff in die garantierten Rechte der Bürger erfolgt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Jetzt noch kurz zur aktuellen Situation. Ich glaube, dass die Zusammenarbeit der SPÖ und ÖVP in der großen Koalition die Bevölkerung mit ihren Darbietungen einfach nur in starres Staunen versetzt hat. Ich glaube, dass ein totales Umdenken der herrschenden politischen Elite notwendig ist, weil sonst die jetzt schon überbordende Politikverdrossenheit und Demokratiemüdigkeit weiter zunehmen wird. Wir haben in der Bundesrepublik Deutschland eine groß angelegte Studie gehabt, wo 30 Prozent der Bevölkerung sich bereits von der Demokratie verabschiedet haben - in ehemaligen Gebieten der DDR sind es mehr - und in einer Jugendstudie Wien und Österreich betreffend konnten wir lesen, dass diese Tendenz auch in Österreich vorhanden ist. 

Wenn wir das nicht stoppen, wenn wir keine Verbindung mit den Bürgern herstellen, dann wird es in zentralen sozialen Fragen keine Änderung geben, und wenn es die nicht gibt, wird die Zufriedenheit der Bürger mit Staat und EU nicht funktionieren. 

Lösungen hiefür hat es in der Regierung keine gegeben. Wenn man kurz anschaut, was zusammengebracht wurde, so sind es ausgeweitete Polizeibefugnisse, Flexibilisierung des Kindergeldes, Abschaffung der Erbschaftssteuer, Korrekturen an der Rentenreform, ein Kompromiss beim Rauchverbot, die Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre und die Ausweitung der Legislaturperiode auf fünf Jahre. 

Was wird bleiben? Die fünf Jahre natürlich, auch wenn das ein Treppenwitz ist, weil bereits nach eineinhalb Jahren wieder gewählt wird, auf der anderen Seite die 16 Jahre, worüber völlige Übereinstimmung in sämtlichen Parteien geherrscht hat, und dann wird wirklich bleiben die Abschaffung der Erbschafts- und Schenkungssteuer, die ja, wie ich glaube, ein lang gehegter Wunsch der Sozialistischen Partei gewesen ist. Damit haben Sie sich auch durchgesetzt, wie ich glaube. 

Ich darf nur abschließend darauf hinweisen, dass Ralf Darendorf, der ehemalige EU-Kommissar, nunmehriges Mitglied des Oberhauses in London und altbewährter Streiter für Liberalismus, ein neues Europa verlangt. Er will haben, dass praktisch dieses Europa einen neuen Bund bekommt, dass man versucht, die alten Verhältnisse von Brüssel über Bord zu werfen, und dass man einen Bund europäischer Demokratien aufbauen sollte, einen Bund, der die großen Fragen von Frieden und Freiheit zu lösen imstande ist. Dazu gehören Außenpolitik, Verteidigungspolitik, Entwicklungspolitik und die innere Politik, diese allerdings nur, wie er sagt, so sie die Fragen der Verfassung der Freiheit betreffen. 

Dieser Demokratiebund in einer neuen Allianz muss nicht die Institutionen der EU zerstören, sagt er, aber allerdings würde er den Erfindern des neuen Weges raten, einen klaren Blick auf den Europarat und die mit ihm verbundenen Institutionen zu lenken. 

Das wird nicht so bald geschehen, ja, vielleicht gar nicht. Und wenn das nicht geschieht, dann ist es leider erwiesen, dass Brüssel stärker ist als Europa, sagt er, und es gibt eben kräftige Interessen am Monopol des Hallstatt- und Monetweges, also der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft alter Form. Wenn das nicht geschieht, werden diese Interessen obsiegen, dann bleibt die irische Frage auf der Tagesordnung, nämlich so gesehen als technische Frage, wie man das richtige Volk für Abstimmungen findet, oder auch als politische Frage, wie dieses Europa, ein wirkliches, ein erhofftes Europa, verwirklicht werden kann. 

Daher, meine Damen und Herren, bemühen wir uns auch im Sinne Darendorfs, ein neues Europa zu bauen, ein föderales, eines, das auf die Bürger zugeht und ein bürgernahes Europa sein soll. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Schreuder zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich habe bei Ihrer Rede, einer sehr brillanten Rede, sehr aufmerksam zugehört und es gab unzählig viele Momente, wo ich auch geklatscht habe, nebenbei bemerkt, oder auch klatschen hätte können. Sie haben vollkommen recht in dem meisten, was Sie gesagt haben. Nichtsdestotrotz glaube ich, dass eine der wesentlichsten Fragen nicht berührt worden ist. Sie haben gesagt, es gibt die Frage, ob Europa - und das haben Sie als die Kernfrage dargestellt -, ein ökosoziales Europa wird oder ein neoliberales Europa. Und es gibt, glaube ich, eine zusätzliche Komponente, die man nicht außer Acht lassen soll, die immer noch ein Schreckgespenst in Europa ist für viele Leute, vor allem für die Leute einer Generation, die noch den Zweiten Weltkrieg erlebt hat, nämlich das nationalistische Europa. Und der Nationalismus ist aus meiner Sicht und aus unserer Sicht noch nicht überwunden, und Europa ist das Projekt für Frieden und das Projekt, das den Nationalismus überwinden kann. 

Und die Freiheitliche Partei spielt genau auf dieser Klaviatur, und die „Kronen Zeitung“ spielt genau auf dieser Klaviatur, und zu dieser Klaviatur hat sich die SPÖ nun auch dazugesellt und spielt mit. Das ist das, was wir ablehnen und wo wir sagen, wenn eine Europadiskussion auf Leserbriefspalten der „Kronen Zeitung“ reduziert wird, wenn es in einer Europadiskussion nicht um die Inhalte geht, wie eine Europäische Union gestaltet werden soll - und nächstes Jahr haben wir einen Europawahlkampf -, da werden wir uns sehr intensiv damit auseinandersetzen. Und Sie haben recht, Europa soll auch ein Europa der unterschiedlichen Meinungen und Konzepte sein, es ist ja ein demokratisches Europa. Aber ein Projekt, das als Friedensprojekt gestartet ist, wieder dort zu kommunizieren, wo Nationalismus im Vordergrund steht, dem muss man entgegentreten, und das muss man auch als Regierungspartei machen, und das ist etwas, was wir von der Sozialdemokratie und überhaupt von allen Parteien in diesem Land auch erwarten. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sie haben auch - und das habe ich ebenfalls mit großer Aufmerksamkeit gehört - sehr viele Bereiche der multinationalen europäischen Politik, die auch auf kommunaler Ebene kommuniziert werden können und auch mitgelöst werden können. Wir haben sehr oft Debatten hier im Landtag über den Klimawandel geführt und wir haben immer wieder darauf aufmerksam gemacht, dass eine Haltung wie „das müssen die da oben, oder das müssen irgendwelche supranationale Organisationen lösen, wir in Wien können das nicht“ falsch ist, und wir haben immer gesagt, nein, gerade in der Kommune selbst kann man sehr viel erreichen. Wenn es eine Bürger- und Bürgerinnennähe gibt, wenn man sie irgendwo findet, dann ist es sicher auf der kommunalen Ebene. Wenn man etwas ganz gezielt lösen kann, dann ist es sicher auf der kommunalen Ebene. Das schließt nicht aus, dass man das auf der internationalen Ebene nicht tun soll, aber es gibt hier auch für Wien einen ganz klaren Auftrag in der Europapolitik. Das haben Sie in Ihrer Rede gesagt, und haben sehr interessante Vorschläge unterbreitet, wie auch wir als Politiker und Politikerinnen in Wien das den Bürgerinnen und Bürgern näherbringen können. 

Es gibt eine Institution in Wien, das ist die Europakommission. Ich bin da Mitglied, ich habe mich, als sich der Gemeinderat und Landtag 2005 konstituiert hat, sofort gemeldet und gesagt, dass ich dort dabei sein möchte, weil ich mich prinzipiell sehr für Europapolitik interessiere, und mich schon sehr damit beschäftigt habe. Und ich bin jetzt voller Freude und Energie in diese Kommission gegangen, aber ich sage Ihnen, was in dieser Kommission, in diesem Haus, passiert: 

Dort wird etwas vorgestellt, was Wien schon getan hat. Wir dürfen Fragen stellen, und dann dürfen wir das gut finden oder nicht gut finden, und das ist die einzige Sache, die in dieser Europakommission in diesem Haus passiert. 

Wenn es nun tatsächlich der Wunsch ist, dass es mehr Demokratie, mehr Diskussion, mehr Bereitschaft, europäische Themen hier im Haus zu diskutieren, gibt, dann muss man sich bei dieser Europakommission wirklich was einfallen lassen. In den meisten Landtagen in Österreich oder in vielen Landtagen in Österreich ist die Europakommission ein Ausschuss. Das ist etwas, das fordern wir schon seit Langem, dass die Europakommission nicht nur ein reiner Diskutierklub ist, dass er sozusagen für sich existiert und keine einzige Auswirkung nach außen hat, sondern, dass es hier in den Landtag mündet, in Beschlüssen mündet, dass man Positionen Wiens vorher demokratisch diskutiert, bevor in den Netzwerken, in denen Wien ja vertreten ist, eine Haltung Wiens kommuniziert wird. Es gibt ungefähr 30 Netzwerke, europäische Netzwerke, in denen Wien drinnen ist. 

Sie haben schon ein paar genannt, es gibt den Ausschuss der Regionen, es gibt die Eurocity, es gibt die Union der Hauptstädte der EU, es gibt den Rat der Gemeinden und Regionen Europas, also 30 solcher europäische Netzwerke. Wir wissen oft gar nicht, was die Position Wiens ist, wir haben keine Ahnung, wir bekommen keine Information, wir haben keine Kontrollrechte, wir haben keine Demokratie zur demokratischen Auseinandersetzung über die wichtigen Themen, denn eines ist klar, auch das, was in Europa beschlossen wird, hat direkte Auswirkungen auf die Kommunalpolitik. 

Also, wenn der Wunsch da ist nach mehr Demokratisierung, dann sollte man vielleicht nicht anfangen, Leserbriefe zu schreiben, sondern man sollte hier im Haus anfangen, genau zu überlegen. (Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe ihn nicht geschrieben!) Gut, Sie haben den Leserbrief nicht geschrieben, das ist mir schon klar. (Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe noch nie einen Leserbrief geschrieben!) Sie haben noch nie einen Leserbrief geschrieben. Es ist ja manchmal ganz interessant, das zu machen, aber das sollte man vielleicht doch dann nicht machen, wenn man eine 180 Grad Schwenkung in der eigenen politischen Position bekannt gibt. 

Aber prinzipiell kann man sich hier vieles überlegen, und wir haben auch deswegen einen Antrag betreffend Schaffung eines Wiener Europaausschusses vorbereitet. 

„Der Landtag wolle beschließen, es soll ein Europaausschuss im Landtag eingerichtet und landesverfassungsrechtlich verankert werden, der europapolitische Fragen diskutiert, die Vertretung Wiens in stadtaußenpolitischen Netzwerken vorbereitet und über Angelegenheiten der Netzwerke informiert sowie die Mitglieder der Landesregierung nach dem Vorbild des Hauptausschusses des Nationalrates binden kann. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ 

Wir haben noch einen zweiten Antrag vorbereitet betreffend die Umweltpolitik und die Maßnahmen der Europäischen Union gegen die steigenden Lebensmittelpreise. In Wahrheit sind das die Themen – seien wir uns ehrlich – die die Bürgerinnen und Bürger nicht nur Österreichs, sondern ganz Europas weit mehr bewegen als Leserbriefe. Da sind wir uns, glaube ich, einig. Die steigenden Lebensmittel- und Energiepreise auf europäischer und globaler Ebene beschäftigen nicht nur die BürgerInnen, sondern sie bedrohen diese existenziell. Wahrscheinlich sind diese Probleme der größte Grund, dass die Bürgerinnen und Bürger Europa gegenüber skeptisch eingestellt sind, weil sie da auch Antworten erwarten und verlangen. 

Die Ursachen sind vielfältig, (Lhptm Dr Michael Häupl: Jawohl!) die steigenden Energiepreise und die steigenden Grundnahrungsmittelpreise, die wechselnden politischen Situationen in vielen erdölexportierenden Ländern, und auch viele Fehlentwicklungen der letzten Jahrzehnte in der Landwirtschaft haben die Spekulationen auf den Finanzmärkten und die Preise in die Höhe schießen lassen. Dazu kommt natürlich auch, dass es weltweit eine Offensive gibt, Benzin und Diesel durch so genannte Agrotreibstoffe zu ersetzen, die zusätzlich den Druck auf die Nahrungsmittelpreise erhöht haben. Eine verfehlte weltweite Politik in Landwirtschaft und auch im Wirtschaftsverkehrs- und Energiebereich treibt Menschen auch in Wien in eine Armutsfalle. Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen sind von den Preisanstiegen existenziell bedroht, betroffen, und das hat politische Auswirkungen, wie wir das soeben auch aktuell diskutieren. Besonders in den Entwicklungsländern und in den Schwellenländern ist die Situation äußerst bedrohlich. 

Das sind Tatsachen, die die Europäische Union vor neue Herausforderungen stellt, und diese Herausforderungen brauchen strukturelle Maßnahmen. Die Energieeffizienz zu fördern oder die Bestrebungen, diese Energieeffizienz zu fördern, sind notwendig. Die Welt steckt in einer Finanzkrise, und die steigenden Energiepreise, die steigenden Nahrungsmittelpreise, bedürfen regulierender Maßnahmen auf den Finanzmärkten, und sie brauchen vor allem die Einführung einer Finanztransaktionssteuer. 

Daher werden wir - ich werde das jetzt abkürzen, ich habe nicht mehr so viel Zeit, wie ich bemerke - in all diesen Bereichen auf Änderungen dringen. Wir brauchen ein Ökostromgesetz, wir brauchen eine Reduktion der Treibhausemissionen, wir brauchen ganz klare, von der Europäischen Union beschlossene Richtlinien der CO2-Reduzierung, nicht nur auf 20 Prozent, sondern wir brauchen 30 bis 40 Prozent Reduktion. 

„Der Landtag wolle beschließen“, so lautet mein Antrag, 

„1. Die rasche Einführung einer Finanztransaktionssteuer auf europäischer Ebene. 

2. Die EU-weit verbindlichen Ziele für den Anteil von Agrokraftstoffen, 10 Prozent bis zum Jahr 2020 sind zu korrigieren, der Einsatz von gentechnisch veränderten Energiepflanzen ist abzulehnen. 

3. Wir fordern Ernährungssicherheit insbesondere in den Entwicklungsländern. Diese muss klare Priorität vor der Produktion von Agrosprit haben. Und um dieses Ziel zu erreichen, muss die Eigenversorgung der Entwicklungsländer durch ländliche Entwicklungsprogramme gegenüber der bisherigen Exportorientierung gestärkt werden. Die EU soll einen Fonds für die ländliche Entwicklung in den ärmeren Ländern einrichten. 

4. Den EU-weiten Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel. Bei der Modernisierung des Verkehrssystems soll die Verbesserung und der Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel im Vordergrund stehen. Die Förderung so genannte Gigaliner, Eurocom und überlanger Lastkraftwagen, ist abzulehnen. 

5. Die vollständige Erfüllung des 0,56 Prozent-Zieles für Ausgaben der Entwicklungszusammenarbeit in allen EU-Mitgliedsstaaten bis 2008. Jeder Staat, auch Österreich, muss noch vor Ende 2009 einen Plan vorlegen, mit welchen budgetären Mitteln dieses Ziel konkret zu erreichen ist. 

6. Die Europäische Union muss sich dazu verpflichten, ihre Treibhausgasemissionen um 30 Prozent bis 2020 zu reduzieren. 

7. Strenge CO2-Grenzwerte für effiziente Autos und eine zukunftsfähige Automobilindustrie. Der Verkehr ist der einzige Sektor Europas, in dem die Kohlendioxidemissionen nach wie vor ungehindert ansteigen. Ein wichtiger Schritt, um diesen Trend zu stoppen, sind effizientere Autos für Europas Straßen. Der Kohlendioxidausstoß von Neuwagen muss im Durchschnitt auf 120 Gramm CO2 pro Kilometer bis 2020 und 80 Gramm bis 2020 für die europäischen Neuwagen, begrenzt werden. 

8. Keine EU-Forschungsgelder für die Kernspaltung. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ 

Ich habe noch zweieinhalb Minuten Zeit. Ich musste die Anträge schnell los werden, damit ich noch auf die Europadiskussion hinweisen kann. Erlauben Sie mir zum Schluss noch, zuerst einmal festzuhalten, dass Europa eine Frau ist. Europa war ein Flüchtling aus Asien. Das ist schon einmal interessant, weil es auch sehr viel von der europäischen Geschichte erzählt. Rein geographisch gesehen, wenn man streng ist, liegt dieses Europa ja auf einer Halbinsel und zwar anhängend an Asien. Niemand weiß so genau, wo eigentlich Europa endet und wo Asien anfängt. Das ist eine lange Diskussion, die man immer wieder führt, ob nun im Fußball, beim Songcontest oder tatsächlich die Geographen und GeologInnen. 

Aber Europa ist vor allem eine Frau. Europa war so schön, dass Göttervater Zeus sie entführt hat, und aus dieser griechischen Mythologie hat dieser Kontinent einen Namen bekommen. Es heißt nicht „das Europa", es ist „die Europa", Aufbauend auf die griechische Mythologie und einem römischen Rechtssystem hat Europa vor allem eines geschafft, und zwar unabhängig von einer Europäischen Union: Europa ist eine zivilisatorische und kulturelle Errungenschaft, ist eine wirkliche Errungenschaft. 

Die Renaissance ist eine europäische Errungenschaft, Mozart ist ein europäischer Künstler, Europa ist viel mehr als nur ein Zusammenschluss nationaler Staaten. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Die Aufklärung!) Die Aufklärung ist ganz wichtig. Der Aufklärung haben wir auch die Presse zu verdanken, zum Beispiel, und der Aufklärung haben wir die Trennung von Kirche und Staat zu verdanken, womit sich manche Parteien auch hier im Haus noch immer sehr schwer tun. Diese Diskussion über Europa auf das Niveau der Leserbriefspalten der „Krone“ abzusenken, ist historisch unwürdig und wir sollten alle darüber nachdenken, was Europa bedeutet für uns persönlich, für die Parteien, und dann sollten wir einen Wahlkampf führen, der Europa dort hinstellt, wo es hingehört, nämlich in einen historischen Prozess in der Frage, was ist Europa, in der Identitätsfindung Europas, und wir Grünen werden weiter dafür stehen. Wir waren immer kritisch gegenüber Europa, und wir waren immer überzeugte Europäerinnen und Europäer. Dafür stehen die Grünen, auch im September. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dr Wolf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister, Herr Landeshauptmann! 

Gerne komme ich Ihrer Aufforderung nach, in einen europapolitischen Dialog einzutreten, gerne können wir über Sozialdefizite der Europäischen Union, über Demokratiedefizite der Europäischen Union diskutieren, über Bürokratieüberschuss der Europäischen Union. 

Über all das kann man diskutieren, aber vorher sollten wir eine Frage klären: Was ist die Position der SPÖ, zumindest im Augenblick? Es ist unmöglich, gleichzeitig für und gegen eine Volksabstimmung zu sein. Das geht nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben vor wenigen Minuten hier gesagt, es gebe durch den Reformvertrag Tendenzen in der Europäischen Union zu weniger Demokratie, Tendenzen zum Demokratieabbau, und daher müsse man sich dem Thema Volksabstimmung nähern. 

Am 28.3.2008 haben Sie hier in diesem Haus bei einer von allen Teilen oder von allen Beteiligten hoch gelobten Diskussion wörtlich gesagt: „Der Vertrag, um den es geht, bringt nicht weniger, sondern ein mehr an Demokratie und Bürgerbeteiligung, insbesondere durch die Stärkung des Europäischen Parlaments, die Einbeziehung der nationalen Parlamente in den europäischen Entscheidungsprozess und die Ermöglichung europäischer Bürgerinitiativen.“ (Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, ja!) Ein klarer Widerspruch innerhalb weniger Wochen. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Wo denn!) Dann müssen Sie zuhören, ich habe es Ihnen gerade gesagt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Für und gegen Volksabstimmung kann man nicht sein. Ich kann Ihnen Tonnen von Zitaten vorlesen, warum Sie gegen eine Volksabstimmung sind, und jetzt sind Sie für eine Volksabstimmung und sagen, es sei kein Wechsel. Sie sagen, es gebe keinen neuen Europakurs, und die Kritik ist ungerecht. Alle haben sich offenbar geirrt, man könnte von Vranitzky die Linie ziehen bis zu Klubobmann Cap. Offenbar haben sich alle geirrt, wenn sie gesagt haben, hier sei ein Wechsel der grundsätzlichen Position der SPÖ festzumachen. Es ist eben die Folge dieser Leserbrief-Politik, dass Sie unglaubwürdig geworden sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die SPÖ hat einen Kniefall vor der FPÖ gemacht und das am Boulevard. Die Folgen müssen Sie jetzt tragen. Sie haben sich zwar, Herr Bürgermeister, mit klaren Worten von der Form des Positionswechsel distanziert und mehr oder weniger gesagt, es sei politisch unprofessionell gewesen, einen Brief zu schreiben. Sie haben sich aber nicht vom Inhalt dieses Briefes distanziert, und das ist bemerkenswert. Sie sollten sich möglicherweise näher mit dem Inhalt beschäftigen. Da geht es nämlich darum - und ich darf Ihnen den Schlüsselsatz in diesem Brief, in diesem legendären Leserbrief vorlesen -, dass die Herren Gusenbauer und Faymann der Meinung sind, dass zukünftige Vertragsänderungen, die die österreichischen Interessen berühren, durch eine Volksabstimmung in Österreich entschieden werden sollen. Vertragsänderungen, die österreichische Interessen berühren, sollen durch eine österreichische Volksabstimmung entschieden werden. Das steht hier, und ich bin nicht sicher, ob die juristischen und politischen Konsequenzen dieser Passage allen Beteiligten klar sind. Ich gehe davon aus, dass sie den Briefschreibern nicht klar waren, weil sonst hätten sie diesen Brief nicht schreiben können - wenn sie ihn geschrieben haben. Man weiß ja nicht, ob die Unterschreibenden tatsächlich die Autoren des Briefes sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie wollen also immer eine Volksabstimmung, wenn österreichische Interessen berührt sind. Ich gratuliere. Sie wollen Volksabstimmungen in Österreich etwa zu den Fragen Transit, Sozialunion, Klimawandel, die Übergangsfristen zur Öffnung des Arbeitsmarktes. Immer Volksabstimmungen in Österreich, Volksabstimmungen, die diese Fragen entscheiden sollen. Da zeigt sich genau, wie undurchdacht der Vorschlag ist, und wie Sie sich nun in Geiselhaft dieses Briefes befinden. 

Es wäre ja einfach gewesen, wenn man gesagt hätte, wir brauchen ein neues Wahlversprechen, irgendwas muss uns einfallen, die Europäische Union ist im Image der Bevölkerung nicht so toll, lassen wir uns irgendeine Volksabstimmung einfallen, und dann wird man weitersehen. Sie haben aber mit diesem Brief, den Sie verteidigen - dem Inhalt nach, nicht der Form - eine ganz entscheidende Wende, weg vom bisher europapolitischen Konsens, gewagt und gemacht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich brauche Ihnen nicht die Zitate vorlesen, die schon gesagt wurden, und ich brauche auch nicht näher die Diskussion zu vertiefen, die Christian Oxonitsch versucht hat zu führen, nämlich über die soziale Dimension der Politik in den nächsten Jahren und in der Vergangenheit. Diese Diskussion führen wir gerne zum richtigen Zeitpunkt. 

Heute diskutieren wir Europa, und heute diskutieren wir nicht, warum die SPÖ vor wenigen Wochen die Dringliche Anfrage der ÖVP abgelehnt hat, einen Gebührenstopp einzuführen, die Dynamisierung der Gebühren auszusetzen, um so einen kleinen Beitrag zur Bekämpfung der absolut unsozialen Inflation zu leisten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie befinden sich in Geiselhaft, (Lhptm Dr Michael Häupl erhebt sich von seinem Sitzplatz und geht nach hinten.) soviel geht sich noch aus, bis Sie draußen sind, Herr Bürgermeister, Sie befinden sich in Geiselhaft zweier Leserbriefschreiber und müssen das auch noch gut finden und verteidigen, und das ist, glaube ich, nicht sehr angenehm für Sie, ich verstehe es. Wie werden Sie das alles nicht nur den Wählern, sondern auch in Brüssel erklären? 

Aber so ist es, Sie haben sich in der Frage der Doppelspitze nicht durchgesetzt, Sie haben nicht einmal gewusst, dass das geplant ist. Wörtliches Zitat, dezidiert: „Gegen meinen Willen ist das geschehen." (Abg Christian Oxonitsch: Das war drei Wochen später!) Und Sie haben auch nichts gewusst vom EU-Schwenk, Sie haben es nicht gewusst, Sie haben das aus der Zeitung erfahren, etwas, was andere in Ihrer Partei dazu gebracht hat, den Vize-Vorsitz zurückzulegen, aber Sie haben es aus der Zeitung erfahren, und müssen das jetzt hier stehend verteidigen. Das ist nicht angenehm, das ist unglaubwürdig, und das führt dazu, dass in vielen Medien von der Götterdämmerung des Michael Häupl geschrieben wird. Das ist falsch, er ist kein Gott, daher dämmert nichts, es ist etwas ganz Normales, es ist eine ganz normale Endzeiterscheinung eines Politikers. Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist Herr Abg Dr Stürzenbecher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Hohes Haus!

Es ist natürlich das formale Recht der ÖVP, auch am 10. Juli eine Sondersitzung des Landtages zu verlangen, und diese findet jetzt auch regelkonform statt. Der Hinweis, dass der Wiener Landtag eigentlich nicht dazu da ist, den Nationalratswahlkampf-Auftakt der ÖVP-Wien darzustellen, ist schon gemacht worden. Aber wenn wir schon hier sind: Diskutieren wir möglichst seriös über das vorgegebene Thema!

Dabei lässt schon einmal die Fragestellung beziehungsweise der Titel, wie ihn die ÖVP hereingegeben hat, an Polemik und Falschheit wenig übrig: „Parteipolitischer Opportunismus gefährdet den europapolitischen Grundkonsens des Landes Wien." Erstens einmal hat es meines Wissens in den letzten Jahren keinen Grundkonsens des Landes Wien von allen vier Fraktionen zu Europa gegeben. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Die eigene Partei ...!) Ich glaube, die Freiheitlichen waren immer sehr substanziell anderer Meinung. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Zum parteipolitischen Opportunismus hätte ich mir jetzt einiges vorbereitet, was bei der ÖVP praktisch permanent vorhanden ist. Der Herr Bürgermeister und Landeshauptmann hat gesagt, wir sollen sachlich diskutieren, deshalb möchte ich jetzt nicht alles vorbringen, was man hier durchaus leicht polemisch vorbringen könnte. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Aber wenn es um Opportunismus geht, dann ist das eine der wenigen Sachen, wo wir der ÖVP nicht das Wasser reichen können. Da seid ihr wirklich selbst besser! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn ich jetzt nur ganz kurz zum Beispiel an die Fremdenpolitik denke: Da habt ihr alle Unmenschlichkeiten des Innenministers Platter immer mitgetragen, weil es einfach opportun ist! Sicher ist es manchmal schwieriger (Zwischenrufe bei der ÖVP), eine Politik des Miteinanders konsequent fortzuführen, mit allen technischen Schwierigkeiten, die es da öfters gibt. (Abg Dr Matthias Tschirf: ... sind alle mit der SPÖ beschlossen worden!)
Oder als Zweites, weil ich hier auch den Dr Aigner sehe: Was ist es anderes als Opportunismus, was Sie im 20. Bezirk aufgeführt haben (Abg Dr Wolfgang Aigner: Sie werden sich noch wundern!), wo Sie mehr in die Opportunismustruhe gegriffen haben als der freiheitliche Vertreter, zumindest soweit ich es im Fernsehen gesehen habe? Das ist Opportunismus! (Zwischenruf von Abg Dr Wolfgang Aigner.) Oder es ist Ihre Gesinnung, weil Sie - wie ich einmal gehört habe - irgendeiner fundamentalistischen katholischen Sekte nahe stehen. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Das weiß ich jetzt nicht, ich nehme es aber zurück, wenn es nicht stimmt. (Abg Dr Wolfgang Aigner: Ich bin beim CV!) Nein, ich habe nicht den CV gemeint. (Abg Siegi Lindenmayr: Opus Dei! - Weitere Zwischenrufe.) Der Kollege sagt: Opus Dei. Es ist aber auch wurscht; es ist nur entweder Opportunismus oder Schlimmeres, das wollte ich sagen.

Oder: Einen in die Hose gegangenen Opportunismus hat es von euch vor der EURO gegeben, und zwar als ihr geglaubt habt, da werden fürchterliche Zustände in der Innenstadt sein, es wird fürchterliche Ausschreitungen geben, alle werden sich gegenseitig fertigmachen. Deshalb habt ihr aus Opportunismus - oder politischer Dummheit, ich muss das leider so sagen - eindeutig dagegen plädiert, dass man die Fan-Zone in der Innenstadt macht; stattdessen wolltet ihr sie irgendwo draußen auf der Donauinsel einrichten. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das geschah aus Opportunismus. Aber es hat sich herausgestellt, dass unser konsequenter, grundsatzorientierter, am Bürger orientierter Weg auch hier richtig ist: Die Fan-Zone in der Innenstadt war ein Welterfolg, und das war gut so. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber ich lasse jetzt alle anderen Beispiele weg, weil ich auch nur 15 Minuten habe, und sage es noch einmal ganz deutlich: Niemand in der SPÖ, am wenigsten der Bürgermeister und Landeshauptmann von Wien, braucht einer Aufforderung des Herrn Tschirf, sich zur EU zu bekennen, nachzukommen! Das ist ja wirklich schon ein bisschen sophisticated. Die EU-Politik der SPÖ hat keinen Schwenk genommen - der Landeshauptmann hat das deutlich ausgeführt -, sondern ist ein näheres Hinwenden zum Bürger und zur Bürgerin, ein stärkeres Einbeziehen der Menschen in die sie und ihr Leben betreffenden Fragen der Europäischen Union. 

Man muss da wirklich ehrlich sein: Jeder, der an Europa ein Interesse hat, muss ja zugestehen, dass nur noch 28 Prozent der Bevölkerung pro EU waren. Das ist doch wirklich ein Alarmzeichen! Da sollten auch bei euch die Alarmglocken läuten, wenn ihr wirklich - was ich annehme - für die EU seid. Deshalb muss man dem intelligent und verantwortungsbewusst gegensteuern. Man kann die Europäische Union nicht errichten, nicht weiterbauen, nicht weiterentwickeln gegen die Menschen, gegen die klare Mehrheit der Menschen in der Europäischen Union. Das ist unmöglich!

Deshalb war es eben richtig, dass die SPÖ diese Adaptierung - nicht des Inhaltes, sondern demokratiepolitisch ihres bisherigen Standpunktes - vorgenommen hat, sodass wir eindeutig sagen, dass in einer gewissen Phase, bei grundlegenden ratifizierungsnotwendigen Rechtsakten, auch eine Volksabstimmung - nach einem großen Informationsprozess - richtig sein kann und da sein soll. Dazu bekennen wir uns auch.

Man muss ja - auch das hat der Landeshauptmann schon anklingen lassen - an die Volksabstimmung 1994 zurückdenken. Da war es auch so, dass ein, zwei Jahre vorher - und das war durchaus auch bei uns in der SPÖ so, in der Bevölkerung so, bei mir in Hernals so - die Leute alle oder sehr viele gesagt haben: Ein Wahnsinn, die Volksabstimmung gewinnen wir nie! Die Leute haben ja so viele Vorurteile, die kennen sich nicht aus - angeblich -, die wollen an der EU das nicht und das nicht und das nicht. 

Dann haben wir einen Kraftakt gemacht, durchaus SPÖ und ÖVP gemeinsam, haben intensivst informiert, haben ein Jahr lang und mehr politisch versucht, die Menschen zu überzeugen. Die GRÜNEN haben damals - das sei nur historisch erwähnt, das ist kein Vorwurf - noch eindeutig, auch mit ziemlich wilden Szenarien, gegen die EU argumentiert; die Freiheitlichen waren sowieso dagegen. Es ist nach dieser intensiven Kampagne, auf dieser großen Überzeugungswelle, herausgekommen, dass 66 Prozent für die Europäische Union waren!

Ich glaube, der positive Ansatz unseres neuen Weges ist, dass wir uns dessen bewusst sein müssen, dass man in einer Phase der Volksabstimmung die Leute natürlich noch mehr mobilisiert, viel mehr mobilisiert, als das sonst der Fall ist, und dass man dadurch quasi zur Information gezwungen ist. Das sage ich zum Beispiel auch dem Matthias Tschirf: Er hätte wahrscheinlich auch, wenn er nicht Prüfungen in Jus gehabt hätte, sondern nur gelernt hätte, wenn es besonders spannend war - und bei mir war es auch so -, das Jusstudium wahrscheinlich nie abgeschlossen. Aber wenn man eine Prüfung hat, dann lernt man, und dann kommt man auch durch. Bei Jus ist es so; bei den kreativen humanistischen Studien ist es vielleicht anders. (Abg Dr Franz Ferdinand Wolf: Das ist eine Prüfung, was die SPÖ macht!) 

Ein bisschen ist es dann vielleicht auch bei der Europapolitik so: Wenn eine Volksabstimmung da ist, dann strengen sich alle gesellschaftlichen Kräfte mehr an; sonst haben sie sich nicht angestrengt. Da haben wir uns nicht ausgenommen. Wir haben zwar gesagt, Burgenland, Niederösterreich und Wien sind immer noch besser als die sechs anderen Länder, aber die zuständigen Organe, vor allem die erstzuständige Bundesministerin für europäische und internationale Angelegenheiten, hat schwer ausgelassen! Das muss man einfach sagen, da bleibt nichts anderes übrig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist immer schön, wenn man sagt: mea culpa. Auch wir hätten mehr machen müssen, das stimmt schon, aber die Hauptzuständige hat besonders ausgelassen. Das muss man dazusagen, und deshalb sind wir in dieser Situation. Wir wollen eben die Bürger wieder in diesen europäischen Prozess hineinbringen, und wir sehen auch die Erfolge. Das ist pro-europäisch, und deshalb sind wir stolz auf diesen adaptierten Kurs! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich sage immer, Meinungsumfragen sind für mich nicht Beweise, aber schwerwiegende Indizien. Wenn 67 Prozent der Österreicher für diesen Volksabstimmungskurs und nur 22 Prozent dagegen sind, dann ist das schon ein schwerwiegendes Indiz. 49 Prozent der ÖVP-Anhänger sind übrigens auch dafür, nur 29 Prozent dagegen. Bei den GRÜNEN sind 69 Prozent für den Volksabstimmungskurs, 22 Prozent dagegen. So falsch kann es also nicht sein.

Es ist ja auch nicht so, dass man irgendeinen Grundsatz unserer Ideengeschichte verraten würde, wenn man für eine Volksabstimmung ist. Das ist es ja auch nicht, sondern in ganz spezifischen Sachen - nicht bei jeder Kleinigkeit, wie es teilweise in der Schweiz ist, aber in ganz spezifischen europapolitischen Angelegenheiten, wo es Ratifizierungspflicht gibt - soll eine Volksabstimmung stattfinden. Das ist ein durchaus sehr positiver und vertretbarer Standpunkt.

Ich glaube auch, es ist wichtig, noch einmal hervorzuheben, dass nicht jeder, der irgendetwas an der EU kritisiert - in das haben wir uns leider auch ein bisschen „hineintheatern" lassen -, schon Europa-feindlich ist. Genau so, wie ja niemand Österreich-feindlich ist, wenn er die österreichische Bundesregierung irgendwo sachlich kritisiert, ist auch niemand Europa-feindlich, wenn er gewisse Erscheinungsformen der Europäischen Union kritisiert. 

Da denke ich daran zurück, wie wir, alle vier Fraktionen, voriges Jahr in Brüssel waren und dort zu Ownership Unbundling einen jungen Vertreter aus der dritten Kategorie der Europäischen Kommission erlebt haben, bei diesem Projekt, das die Daseinsvorsorge einschränken würde, quasi das Eigentum an der Daseinsvorsorge für Strom einschränken würde. Da waren wir eigentlich in allen vier Fraktionen dagegen, aber er hat in seiner Antwort mehr oder weniger gesagt: Im Prinzip ist es ziemlich wurscht, was die politischen Vertreter meinen - und das heißt ja auch: was die Bevölkerung meint -, weil ohnehin das geschieht, was die Europäische Kommission will. (StR Johann Herzog: Unglaublich!) 

Das ist etwas, was wir gemeinsam verändern müssten! Da stellt sich dann vielleicht wirklich die Frage: Gibt es die ökosoziale Europäische Union oder ist sie geprägt vom Neoliberalismus? - Darüber entscheiden im Endeffekt die Wählerinnen und Wähler in allen 27 Ländern. 

In diesen Gesamtkontext haben wir auch unsere Politik und unsere Forderungen eingebaut. Auf der Bundesebene gibt es das im Internet nachzulesen. Wir haben ein 12-Punkte-Programm, das eindeutig klarstellt, wie europafreundlich und für dieses Friedensprojekt einstehend die SPÖ ist. Und dann wird eben herausgearbeitet, unter welchen spezifischen Umständen man demokratiepolitisch für eine Volksabstimmung ist. 

Von ähnlich fortschrittlichem Geist getragen, bringe ich den Beschluss- und Resolutionsantrag der Landtagsabgeordneten Oxonitsch, Vitouch, Stürzenbecher, Baxant, Martina Ludwig, Stubenvoll und GenossInnen betreffend den europäischen Integrationsprozess im Rahmen der EU, eingebracht in der Sitzung des Wiener Landtages am 10. Juli 2008, ein. Ich lese nicht alles vor, Sie haben es ja schriftlich. Darin bekennt sich das Land Wien uneingeschränkt zum europäischen Einigungswerk. Die Europäische Union ist das erfolgreiche Friedensprojekt in der Geschichte unseres Kontinents. Wien ist und bleibt ein verlässlicher Partner seiner europäischen Nachbarn. Zehn Punkte sind es, wie gesagt, und der Punkt neun, einer von vielen - und alle zehn sind gleich wichtig -, besagt dann: 

„Deshalb spricht sich das Land Wien dafür aus, künftig ratifizierungsverträgliche Vertragsänderungen, die grundlegende Interessen Österreichs und damit auch Wiens berühren, einer Volksabstimmung zu unterziehen. 

10. Das Land Wien tritt ein für ein friedliches, demokratisches, soziales und bürgernahes Europa. Der Wiener Landtag lädt alle Interessierten ein, sich zu einer breiten Bewegung für ein soziales Europa zusammenzuschließen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der SPÖ.)
In diesem Sinn meine ich, dass wir vielleicht am Anfang einige echte Missverständnisse gehabt haben. Es war auch die Form des Vorbringens kritikwürdig, aber der Inhalt ist okay. Der Inhalt ist europafreundlich, der Inhalt ist fortschrittlich und zukunftsweisend. Daher meine ich, dass wir durchaus den richtigen Weg gehen. Ich weiß auch, dass die Bevölkerung hier auf unserer Seite ist. Wir haben damit sozusagen eine negative Abwärtsspirale, die es in der Bevölkerung im Hinblick auf die EU leider gegeben hat, wirklich gestoppt, und zwar durch einen Schritt, der in der Form fragwürdig war, der aber inhaltlich vollkommen korrekt war. 

Deshalb meine ich, was unterm Strich übrig bleibt, ist: Wenn man sich das in zehn Jahren anschaut, wird man diesen Schritt der SPÖ sehr auf das positive Konto einer dann wahrscheinlich wieder mit Mehrheit ausgestatteten, positiven Zustimmung der österreichischen und vor allem der Wiener Bevölkerung zur Europäischen Union werten. Das ist, glaube ich, gut so, und deshalb haben wir es auch gemacht. Manchmal muss man schwierige Situationen auch durch originelle und zukunftsweisende Handlungen vorantreiben. Das ist hier geschehen, und ich bin zuversichtlich, dass die Menschen das so verstehen werden.

Es gibt auch immer aus den eigenen Reihen Leute, die im ersten Augenblick falsch informiert sind oder manchmal auch aus anderen Motiven dagegen sind. Zum Glück ist es in Österreich so, dass die Parteien keine totalitären Institutionen sind, sondern demokratische Parteien. Da kann jeder etwas anderes sagen, manchmal kann er auch Blödsinn sagen; nicht immer ist das Abweichende der Blödsinn, aber manchmal auch schon. In dem Sinn ist es so, dass wir diese Diskussion durchaus aufnehmen, auch mit allen Kritikern.

Vom Herrn Schaden, der sich angeblich für die SPÖ schämt, haben wir schon öfters irgendetwas gehört. Er war auch für die Eurofighter, obwohl wir alle dagegen waren; er hat gesagt: „Eurofighter super!" (StR Johann Herzog: Also hat er doch ...!) Da hat er auch nicht recht behalten, und so gesehen schämt er sich jetzt für die SPÖ. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Nur eines muss ich jetzt auch an die ÖVP sagen. Während die ÖVP, während die langjährige ÖVP-Spitzenpolitikerin und ÖVP-Präsidentschaftskandidatin Benita Ferrero-Waldner ihre Gefühle gegenüber Österreich und seinen Menschen mit dem Satz „Ich schäme mich für Österreich!" sehr deutlich ausgedrückt hat, sagen wir - bei allen Fehlern, die es auch in Österreich gibt, und bei allem, was es noch zu verbessern gibt -, dass wir stolz sind auf dieses Wien, auf dieses Österreich, und dass wir Wien und Österreich im Jahrhundert-Projekt Europäische Union weiterhin eine positive Rolle spielen lassen werden, eine noch positivere als in der Vergangenheit! Daher können wir wirklich zuversichtlich in die Zukunft blicken. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Klubvorsitzende Dr Tschirf gemeldet. - Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich hoffe, dass ich jetzt nicht nach jedem SPÖ-Redner eine tatsächliche Berichtigung machen muss. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist schon fad! Meistens ist es keine tatsächliche Berichtigung!) Es ist wenigstens so (Abg Mag Wolfgang Jung: Eine tatsächliche Berichtigung muss mit dem Sachverhalt beginnen!), dass ich jetzt nicht die unqualifizierten Zwischenrufe von Herrn Kopietz habe, der sich inzwischen offensichtlich auf seine neue Aufgabe als Präsident vorbereitet. (Abg Kurt Wagner: Das ist aber keine ...!)
Tatsächliche Berichtigung: Sie haben vorhin davon gesprochen, dass Abg Aigner irgendwelchen Geheimorganisationen angehört. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ich habe gesagt: Ich weiß es nicht, ich habe es gehört!) Ich würde Sie dringend ersuchen, diese unrichtige Bemerkung zurückzunehmen. Ich glaube, es ist nicht der richtige Weg, über einen anderen Kollegen oder Kollegin so etwas zu behaupten, noch dazu, da es unrichtig ist. 

Ich habe mit ihm auch Rücksprache gehalten. Er kann bei allen Organisationen, wo er ist, ein Mitgliederverzeichnis jederzeit vorlegen. Das tut er auch. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Aber doch nicht von den geheimen! Sonst wäre es ja nicht mehr geheim!) Man soll nicht Leuten etwas unterstellen, was einfach nicht stimmt, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ich habe gesagt, ich weiß es nicht! - Weitere Zwischenrufe.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Ebinger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Geheim oder nicht geheim, etwas ist auf jeden Fall nicht geheim: Es ist heute eine geheimnisvolle Sitzung! Alles ist anders, alles ist ungewohnt. Ich nehme zur Kenntnis, dass plötzlich der Landeshauptmann sagt: Wir müssen uns alle im Wahlkampf anständiger Worte bedienen und nicht irgendwie ... (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ist ja okay, oder?) Das ist okay. Ich kann Ihnen auch versichern: Wir werden nie „Blödel" oder gar „Autist" oder „Koffer" oder solche Dinge sagen! Das werden wir sicher nicht machen, wir werden das schon einhalten. 

Es ist auch interessant, wenn plötzlich alle von der SPÖ erklären, dass das eigentlich genau dieselbe Linie wie vorher ist - also sagen wir einmal, wie vor eineinhalb Wochen -, dass man sich da vielleicht nur ein bisschen gewunden hat und es anders interpretiert. Ich habe in der Generaldebatte vor zwei Wochen und zwei Tagen einen Resolutionsantrag vom Kollegen Jung und von mir eingebracht, in dem wir verlangt haben, dass es ab sofort Volksabstimmungen gibt, weil der Lissaboner Vertrag gescheitert ist. Dieser Resolutionsantrag ist von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN abgelehnt worden! (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Weil wir einen eigenen eingebracht haben!) 

Am Donnerstag darauf kam dann dieser ominöse Brief, aus dem wir zur Kenntnis nehmen mussten, dass Herr Gusenbauer und Herr Faymann große Sorge haben und die Sorgen der Menschen plötzlich ernst nehmen (Abg Mag Wolfgang Jung: Jeder hat sein Damaskus! - Abg Dr Franz Ferdinand Wolf: Knittelfeld ist besser!), dass sie für Information und offene Diskussion eintreten und deswegen bei zukünftigen Verträgen eine Volksabstimmung wollen. „Dies gilt auch für einen möglichen Beitritt der Türkei", steht hier, „der unserer Ansicht nach die derzeitigen Strukturen der EU überfordern würde. Wir wollen an einem Europa arbeiten, das sich an den Bedürfnissen und Wünschen der Menschen auf diesem Kontinent orientiert."

Ja, es ist Labsal für mich, wenn ich das höre! Ich kann es nur nicht ganz glauben. Ich weiß nicht, ob Sie das alles schon mit Ihren Abgeordneten hier diskutiert haben. Beim Rechnungsabschluss waren hier ja eher „angefressene" Gesichter über die plötzliche Doppelführung und ständigen Krisensitzungen zu sehen. Jetzt muss man sagen, es ist schon bewundernswert, mit welcher Flexibilität und Rhetorik der Herr Landeshauptmann das jetzt schönredet. 

Es ist auch etwas zu beachten, was Kollege Wolf relativ exakt gesagt hat. Es wird immer wieder „Europa" gesagt, und: „Wir arbeiten für ein sozial gerechtes Europa." Wir auch, meine Damen und Herren! Wir sind auch für ein Haus für alle Europäer. Kollege Schreuder hat gesagt, dass Sie kritische, aber glühende Europäer sind. Auch wir sind Europäer! Es lässt sich ja auch geographisch kaum wegleugnen, wenn man Österreicher ist, dass man in Europa lebt und damit Europäer ist. Was - siehe Brief der SPÖ - für die Türkei ja nicht ganz so zutrifft! Aber Europa ist einfach größer als die Europäische Union, und darüber muss man auch nachdenken. 

Wenn ich dann höre, sowohl vom Kollegen Stürzenbecher als auch vom Landeshauptmann: „Nicht jeder, der gegenüber Europa kritisch ist, ist gleich europafeindlich" - das Ganze wieder mit „Europa" -, so ist das völlig richtig. Nur die Freiheitlichen sind natürlich „europafeindlich"? Seien Sie mir nicht böse: Die Kritik ist die Basis für jede Reform! Wenn jemand nur unkritisch wie in einem Parteiapparat der SPÖ all das macht, was die Spitze vorgibt, dann kann es keine Reform geben. Nur wenn man Kritiker zulässt, Kritiker, die offen ihre Meinung sagen und ihre Meinung bis hin zur Ultima Ratio sagen - die bei der Europäischen Union, wenn sie eben nicht bürgerfreundlich ist und so weiteragiert, unter Umständen auch ein Austritt wäre, als Ultima Ratio -, dann ist man nicht automatisch europafeindlich, sondern dann ist man einfach europakritisch. Darauf legen wir großen Wert. 

Es ist heute auch witzig gewesen, dass Kollege Schreuder von der Aufklärung gesprochen und gesagt hat: Das ist ein wichtiger europäischer Grundwert. Ich frage mich da nur eines. Wenn wir über die Scharia sprechen, die die Menschenrechte einschränkt, wenn wir über Zwangsehen sprechen, wenn wir über Kopftücher sprechen, werden wir beschimpft und diejenigen verteidigt, die die Menschenrechte einschränken, die die Grundwerte der Aufklärung einschränken. Aber heute hören wir, wie wichtig die Aufklärung ist. Ich verstehe also heute das alles nicht ganz.

Jedenfalls hat der Landeshauptmann gesagt: Dieser Brief war der falsche Weg, aber es ist die richtige Richtung. Am Tag darauf oder am übernächsten Tag steht in der „Kronen Zeitung": „Auch Bürgermeister Michael Häupl für Volksabstimmung. Nachdem wir in unserer gestrigen Ausgabe den ersten Erfolg der Widerstandsfront gegen die EU-Demokratieblockierer veröffentlichen konnten, können wir schon heute über einen neuerlichen großen Erfolg berichten. Kein Geringerer als Wiens populärer Bürgermeister Häupl hat dem Krone-Herausgeber Hans Dichand in einem Gespräch erklärt, dass er mit den Ansichten von Bundeskanzler Alfred Gusenbauer und Werner Faymann voll übereinstimmt." Also soll er dann nicht so tun, als ob, er hat die Fahnen sehr schnell gewechselt! Ich glaube nur, dass die Menschen das sehr wohl durchschauen.

Ein Gusenbauer sagt von sich aus - am 2. Juli steht das zum Beispiel in der „Presse" -, zum Lissaboner Vertrag steht er natürlich: „Den habe ich unterzeichnet, und den habe ich verhandelt. Er wurde von mir verhandelt, er wurde von mir unterzeichnet." Ich weiß nicht, was da gelten soll. Entweder ist dann das so schlecht, was er verhandelt hat, oder das so schlecht, was er unterzeichnet hat. Auf jeden Fall ist dies eine Linie, die nicht nachvollziehbar ist. 

Dass dies nicht nachvollziehbar ist, sieht man auch an den unzähligen Meldungen der diversen SPÖ-Granden. Franz Vranitzky: „Einem der beiden Herren alleine wäre ein solch kapitaler Missgriff nicht gelungen." 

Gertraud Knoll: "Zuerst dachte ich, dass dieser SPÖ-Schwenk in der EU-Linie eine Zeitungsente ist." 

Josef Leitner: „Die Stimmung in der SPÖ ist nicht wirklich gut. Es gibt zu viele Rivalitäten in dieser Partei." 

Heinz Schaden: „Ich bin wirklich sauer. Faymann und Gusenbauer machen aus der SPÖ eine Bananenrepublik." 

„Es ist falsch und unprofessionell, wenn wir neue Linien aus den Medien erfahren" - Melitta Trunk. 

Wolfgang Petritsch: „Es ist langfristig nicht gut, sich in der Geiselhaft einer Zeitung zu befinden." 

Ein langer Artikel von Lacina: „SPÖ hat ihre Glaubwürdigkeit verloren".

Visionen haben Sie ja sowieso keine - das habe ich neulich schon ausgeführt -, bis auf die tausend, die völlig irreal sind, wie zum Beispiel die Studiengebühren, die Sie im realen Leben nicht umsetzen konnten, und so weiter. Wenn ich dann lese: „SPÖ zementiert sich ein" - die ÖVP wollte noch den Schwenk, jetzt zementieren Sie sich ein -, ist das gefährlich. Wenn man jetzt schon sieht, wie viele SPÖ-Mitglieder, wie viele SPÖ-Granden diesen schnellen Schlenker nicht mitmachen können - wie viel gefährlicher ist es, wenn man einzementiert ist, bis man das wieder herunterbekommt! So schnell kann sich kein Mensch bewegen. 

Deswegen: Glauben Sie mir, meine Damen und Herren, wir kennen das aus leidvoller früherer Erfahrung! Das ist die vom Herrn Kollegen Stürzenbecher betrachtete negative Abwärtsspirale, von der er glaubt, sie in der Bevölkerung hinsichtlich der EU jetzt durchbrochen zu haben. Aber er hat sie sicher nicht durchbrochen in der Bevölkerung hinsichtlich der SPÖ! Das haben die letzten Ergebnisse gezeigt. 

Vielleicht kann man sich mit diesem Schwenk noch ein bisschen unterhalb der Tendenz halten. Aber längerfristig prophezeie ich Ihnen bei diesen Streitereien, die immer offenkundiger werden, ein Szenario, dass irgendwann einmal eine sozialistische Linkspartei da sein wird (StR Johann Herzog: Die wurde schon gegründet!) - ist schon gegründet; aber eine namhafte, der sich dann viele Leute anschließen (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Die wird nicht so erfolgreich sein ...!) - und dass in der Mitte vielleicht noch eine 15 oder 20 Prozent-SPÖ übrig bleibt. Das ist das Zukunftsszenario. (StR Johann Herzog: Das ist zu viel!) Zu viel? (Ruf bei der FPÖ: Ja, die bleibt darunter! - Weitere Zwischenrufe.) Zu viel. Wie auch immer, passen Sie auf jeden Fall auf, dass Sie nicht in der völligen Bedeutungslosigkeit versinken. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Ohne sozialistische Linkspartei bleiben ...!)
Jetzt haben Sie einen Antrag eingebracht, der die Volksabstimmung von zukünftigen Verträgen betrifft. Ich möchte einen Antrag einbringen, weil man da aufpassen muss: Die Formulierungen sind immer very tricky. Es heißt zwar, bei einem neuerlichen Vertrag soll es eine Volksabstimmung geben, aber es wird ja nicht ausgeschlossen, dass dieser Vertrag doch noch irgendwie hingebogen wird und dass man sich das erspart. 

Dazu möchte ich feststellen, dass eben Irland am 12. Juni 2008 nach der Verfassung von Irland den Vertrag abgelehnt hat. Das ist auch ganz wichtig zu dem, was Kollegin Vassilakou gesagt hat: Eine europäische Volksabstimmung könnte nur an einem Tag sein, aber nicht so, dass die Stimmen von ganz Europa, plus und minus, zusammengezählt werden, weil jedes Land nach seiner eigenen Verfassung abstimmen muss und nur der Staatsbürger das Recht hat, zu seiner Verfassung abzustimmen. Also auch dann, wenn das an einem Tag stattfindet, hätte das aus Ihrer Sicht vielleicht den Vorteil, dass man eine profundere Kampagne machen kann, aber die Abstimmung müsste jeweils für jedes Land extra zählen, und wenn eines dagegen ist, ist es auch wieder nichts. 

Die Iren haben also den Vertrag am 12. Juni abgelehnt. Nach Art 54 Abs 2 EU-Verfassung kann der Vertrag nur dann in Kraft treten, wenn alle Mitgliedsstaaten ihn nach Maßgabe ihrer verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert haben - somit ist er gescheitert! Das wäre einmal die Rechtsgrundlage. 

Es lässt aber befürchten, da man ja die Vorgangsweisen kennt und auch schon gehört hat - ich meine, Gusenbauer hat ja eine Woche vor seinem Brief auch noch gesagt: Das lassen wir in Irland noch einmal abstimmen; Gusenbauer hat damals auch Champagner getrunken, als es Sanktionen gegen Österreich gab, da gibt es viele Geschichten -, dass man vielleicht eine neuerliche Abstimmung in Irland ins Auge fasst, eine kleine Veränderung des Vertrages oder irgendwelcher Anhänge und so weiter.

Da hat zum Beispiel auch Prof Klecatsky am 2. Juli in der „Kronen Zeitung" gesagt: „Eine Volksabstimmung kann nicht zunichte gemacht werden. Das irische Volk hat nun einmal rechtsgültig auch für die übrigen EU-Mitglieder zum Lissaboner Vertrag Nein gesagt, daher ist es auch für alle so. Man kann nicht noch einmal abstimmen. Es handelt sich um eine Frage der Rechtskraft. Auch ein Gericht kann zweimal in derselben Sache kein Urteil fällen." Deswegen stellen die Abgen Dr Schock, Ebinger, Gudenus und Jung folgenden Antrag:

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, alles Erforderlich zu unternehmen, damit die Ratifikation des Vertrages von Lissabon widerrufen wird, zumal der Ratifizierungsprozess auf Grund des Votums des irischen Volkes gescheitert ist. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige und namentliche Abstimmung verlangt." (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Zur letzten Regierung kann ich auch nur sagen: „Es reicht!" Es reicht ja wirklich. Die positiven Seiten hat Kollege Herzog mit der Schenkungssteuer schon genannt. Das Letzte, was Ihnen jetzt noch eingefallen ist, ist das Rauchergesetz. (StR Johann Herzog: Die lieben die Sozialisten so, die Schenkungssteuer!) Viele Dinge sind auf Grund permanenter interner Streitigkeiten Gott sei Dank nicht durchgesetzt worden. Durchgesetzt worden ist der „Gusi-Hunderter", der in Wirklichkeit durch die allgemeine Teuerungswelle und durch die Belastungen in Wien jedem kleineren Verdiener zwischen 50 und 100 EUR minus am Konto bringt. 

Auch viele Bereiche bei der Gesundheitsreform sind Gott sei Dank nicht umgesetzt worden. Wir haben das von vornherein abgelehnt. Sie wissen ja, wir haben relativ strikte Vorstellungen, zum Beispiel, was die Einsparungen bei den Sozialversicherungsträgern betrifft. Es ist nicht einzusehen, dass jede Berufsgruppe eine andere hat, dass die Gebietskrankenkassen in jedem Bundesland andere sind, dass alles dupliziert und vervielfacht wird: 22 Sozialversicherungsträger! Wir sagen: zwei; einen für Staatsbürger, einen für Nicht-Staatsbürger. 

Diese Gesundheitsreform, wonach man Generika verschreiben sollte - Aut-idem-Regelung -, die Willkür bei der Verlängerung der Ärztepraxen, Schließung von Ärztepraxen, was die Einschränkung des Missbrauchs von E-Cards betrifft, die offenen Grenzen auf Grund der kommenden Gesundheitsdienstrichtlinie, keine Reform im Spitalsbereich, all das ist liegen geblieben, also die wirklichen Probleme, die diese Regierung hätte bewältigen sollen: Pensionen, die Gesundheitsreform. Die Pflege ist ein nach wie vor ungelöstes Problem mit einem kleinen Ansatz, der jetzt wieder im Sand zerfließen wird. 

Was gekommen ist, ist die Mineralölsteuererhöhung mit 550 Millionen EUR bis 2010, bei Lohnnebenkosten Anhebung der Krankenkassenbeiträge, Einführung Belastung Transportwirtschaft mit 140 Millionen und, und, und. 

Es reicht wirklich für die Bürger, meine Damen und Herren! Es wird Zeit, dass sich in dieser Republik etwas ändert. Ich kann nur hoffen, dass die Menschen das so sehen wie wir und einer Kraft die Stärke geben, dass sich einmal wirklich etwas ändert. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Abg Dr Stürzenbecher zum Wort gemeldet. Redezeit drei Minuten. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Es wird kürzer sein. Ich mache eine tatsächliche Berichtigung nicht zu etwas, was ich gesagt hätte, sondern was ich gehört habe. (Abg Mag Wolfgang Jung: Eine Berichtigung, wo Sie etwas gehört haben, gibt es nicht!) Ich habe in meiner Rede gesagt: Ich habe gehört, dass Kollege Aigner bei Opus Dei wäre. Ich habe schon vorsichtigerweise dazugesagt: Und wenn es nicht stimmt, nehme ich es zurück. 

Inzwischen hat er mir gesagt, er ist nicht bei Opus Dei. Ich nehme das zur Kenntnis und bringe es auch Ihnen zur Kenntnis, ohne dass natürlich eine Mitgliedschaft bei Opus Dei rechtswidrig oder, für sich genommen, ehrenrührig wäre. Aber der Fairness halber, habe ich gesagt, mache ich diese tatsächliche Berichtigung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Irgendwann einmal wird ein Kabarettist die tatsächlichen Berichtigungen hier im Haus verlesen, und es werden viele Menschen viel zu lachen haben, mehr wahrscheinlich, als den beiden Regierungsparteien momentan danach zumute ist, mehr wahrscheinlich auch, als der Bevölkerung danach zumute ist, wenn sie an die gegenwärtige Europäische Union denkt. Das Problem an der Geschichte - und das ist meines Erachtens heute noch viel zu wenig zur Sprache gekommen - ist nicht so sehr Europa oder die Europäische Union, sondern das zentrale Problem sind in der Regel die nationalen Regierungen, die dieses Europa in dieser Verfassung, wie es sich jetzt darstellt, gemeinsam aufgebaut und gemeinsam mitgetragen haben. 

Da kommen wir zu einem Punkt, der mir ganz wichtig ist, auch jetzt in Bezug auf den Meinungsschwenk innerhalb der SPÖ: Wie war die Reaktion der diversesten Ministerräte und auch der Kommission, als Frankreich und die Niederlande den Verfassungsvertrag abgelehnt haben? - Es war die Reaktion darauf: Versuchen wir es mit einer Überarbeitung. Das ist durchaus legitim. Und dann war de facto die Reaktion darauf: Versuchen wir es möglichst, ohne die Bevölkerung mit einzubeziehen, und versuchen wir, den Vertrag so zu gestalten, dass man zumindest eine Zeit lang braucht, um überhaupt zu verstehen, was in diesem Vertrag drinsteht. 

Das war meines Erachtens der erste zentrale Fehler! Johannes Voggenhuber hat von Anfang an auf diesen zentralen Fehler hingewiesen, dass man nicht eine europäische Entwicklung ohne die Bevölkerung vorantreiben kann und dass man nicht ein hoch komplexes, fast unverständliches Vertragswerk gestalten kann und sich dann erwartet, dass die Bürger und Bürgerinnen dahinterstehen. 

Der zweite Punkt ist: Wie ist die Situation der Bevölkerung in Europa? - Die ist nicht so viel anders als hier in Österreich. Die Arbeitslosigkeit ist in den letzten Monaten zwar zurückgegangen, davor jedoch gestiegen. Das Lohnniveau aber ist trotz Rückgangs der Arbeitslosigkeit eigentlich vor allem in denjenigen Ländern der Europäischen Union, die sich zu diesem Kerneuropa zählen, zu den Ursprungsnationen der Europäischen Union und denen, die 1995 schon dabei waren - in all diesen Ländern ist das Lohnniveau zurückgegangen!

In anderen Ländern hat es auch ein Auseinanderdriften der Gesellschaft gegeben, zum Teil jedoch sind dort die Niveaus der Löhne und Gehälter gestiegen. Aber in Deutschland, in Österreich, in Frankreich, mittlerweile auch in Großbritannien ist die Arbeitslosigkeit dramatisch gestiegen und jetzt ein bisschen zurückgegangen, das Lohn- und Einkommensniveau jedoch ist gefallen, und die Menschen, die vor zehn Jahren Vermögen und Reichtum besessen haben, besitzen heute in der Regel doppelt so viel. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Gleichzeitig wird - neben dem Sozialbereich, neben der stärker wachsenden Armut - in Österreich ein Anwachsen des Transitverkehrs wahrgenommen, wobei gerade Wirtschaftsminister Bartenstein niemals auf Seiten der Transitgegner gestanden ist, sondern immer nur auf Seiten der Frächter. Aber schuld war dann die Europäische Union und nicht die Position der österreichischen Regierung! Das gibt es in vielen Bereichen, und wer - das sage ich jetzt ganz bewusst - ständig alles Positive für sich auf der österreichischen Ebene reklamiert und ständig alles Negative, obwohl er oder sie genauso dafür verantwortlich ist, auf die europäische Ebene schiebt, ist in Wirklichkeit der größte Feind einer Europäischen Union! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Denn das ist dasjenige, was die europaskeptische Haltung gerade in Österreich so massiv gestärkt hat. Wenn man sich anschaut, welche Politiker und Politikerinnen es waren, die in den letzten Jahren vor allem so agiert haben - es tut mir leid, das waren größtenteils Politiker und Politikerinnen der ÖVP! Ich würde Sie ernsthaft ersuchen: Wenn Sie Interesse daran haben, dass die Euroskepsis in Österreich abnimmt, dann kehren Sie in der Auseinandersetzung mit der Europäischen Union zu einer ernsthaften Politik zurück. Loben Sie sich nicht im eigenen Land, und setzen Sie auf europäischer Ebene nicht das durch, was Sie in Wirklichkeit sich in Österreich niemals trauen würden zu fordern. Helfen Sie den Transitgegnern, helfen Sie mit im Kampf gegen die Armut, und machen Sie nicht das genaue Gegenteil!

Jetzt komme ich zur Sozialdemokratie. Es ist natürlich manchmal so, und ich gestehe es jedem wirklich gerne zu, seine Meinung zu ändern. Ich verhehle auch nicht, dass wir Wiener Grüne uns innerhalb der Gesamt-Grünen Österreich-weit mit unserer Position nicht durchgesetzt haben. Dennoch hätte es mich erheblich mehr gefreut, hätte dieser Meinungsschwenk innerhalb der SPÖ vielleicht ein Jahr früher und vor allem nicht im Zusammenhang mit der „Kronen Zeitung" stattgefunden! Denn die Form, in welcher ein Meinungsschwenk vermittelt wird, spielt natürlich eine zentrale Rolle. Es macht einen Unterschied, ob man das Gefühl bekommt, dass sich die Sozialdemokratie der „Kronen Zeitung" ausliefert, und das ist ja auch in anderen Bereichen durchaus nachvollziehbar und erkennbar! 

Ich kann mich daran erinnern, dass Werner Faymann, als er noch bei uns in Wien gesessen ist, mit ein Verfechter des kommunalen Wahlrechts für Ausländer und Ausländerinnen war. Kaum wird er im „profil" als designierter Parteichef befragt, hört sich das schon anders an. Da hört es sich plötzlich so an: Die Wiener haben das auf regionaler Ebene beschlossen, ich möchte den Wienern keine Zurufe machen; in der SPÖ ist das noch nicht ausdiskutiert, schon gar nicht in der Regierung. - War das der Wunsch der „Kronen Zeitung", dass Kollege Faymann das kommunale AusländerInnenwahlrecht, kaum ist er der designierte Parteichef, sofort wieder ad acta legt? Denn etwas anderes ist es nicht. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Was soll denn das jetzt?) 

Das ist das Bedauerliche an der Geschichte, dass man in Wirklichkeit (Abg Christian Oxonitsch: Aber ob die Wähler etwas mittragen ...!), fasst man mehrere Punkte zusammen, auf eines draufkommt: Durch die Zusammenarbeit und die jahrelange Kooperation - ich traue mich, das hier zu sagen - von Werner Faymann nicht nur mit Hans Dichand, sondern auch mit Fellner - Sie wissen es, mit „NEWS" et cetera - in unzähligen Inseratenbeilagen bekommt man den Eindruck, dass zukünftig nicht die SPÖ die Politik macht, sondern dass zukünftig Herren wie Dichand oder die Fellners Politik machen. 

Erinnern wir uns: Gute Freunde - im Sww-Gebiet im Wienerwald hat vor ungefähr zwei oder drei Jahren Herr Fellner ein Grundstück bekommen. Niemand anderer hätte dieses Grundstück bekommen, aber es ist durch den Wohnausschuss durchgegangen. Ich habe mir jetzt nicht angesehen, ob dort mittlerweile Villen draufstehen oder ob es tatsächlich unverbaut ist und brachliegt. Aber Freundschaften müssen erhalten bleiben, und das kommt selbstverständlich retour!

Nichtsdestoweniger wünsche ich mir persönlich auch zukünftig, dass wir die Europäische Union in Richtung einer Sozialunion weiterentwickeln und dass wir uns nicht querlegen. Wir Österreicher, damals vertreten durch Finanzminister Grasser, als es um die europäischen Zinsrichtlinien ging - wer hat eine Ausnahme, damit das Geld weiterhin in Österreich anonym veranlagt werden kann? (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das ist abgeschafft!) Nein, nein, es ist immer noch so. Wir haben jetzt eine langsam steigende Kapitalertragssteuer, die ans Ausland überwiesen wird, aber wir haben nicht die Verpflichtung - so wie es, glaube ich, bis auf drei andere Länder alle in der Europäischen Union gemacht haben - zur direkten Meldung der Veranlagung an die Steuerbehörden. Österreich ist, was das betrifft, nach wie vor ein Steuerparadies. 

Den Menschen fällt es auf, dass die Reichen immer reicher werden, und den Menschen fällt es auf, dass die Europäische Union nichts dagegen unternimmt. Aber den Menschen fällt leider nicht auf, dass es die nationalen Regierungen sind, die Steuer-Dumping betreiben und eine koordinierte Aktion verhindern, dass man die Armut tatsächlich sinnvoll bekämpfen kann. Denn da ist dann die EU schuld - aber in Wirklichkeit ist es die Politik, die unter anderem auch von der ÖVP in Österreich gemacht wird! (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Margulies fordert Steuern!)
Ich würde mir daher Folgendes wünschen, wenn wir gemeinsam an einem demokratischen und sozialen Europa weiterarbeiten wollen: 

Erstens: Akzeptieren wir einmal - wie es auch Johannes Voggenhuber und Sascha Van der Bellen gesagt haben - Ergebnisse, die da sind! Irland hat bei der Volksabstimmung Nein gesagt, das müssen wir zur Kenntnis nehmen. Lösen wir diejenigen Teile heraus, die aus Sicht der Bevölkerung unstrittig sind, nämlich mehr Rechte oder eine Sozialcharta. Dagegen wird niemand irgendetwas sagen, darüber werden sich die Leute freuen, dass es so etwas auf Ebene der Europäischen Union gibt, dass es etwas gibt, was tatsächlich eine Art Verfassungsstatus hat. 

Zweitens: Diskutieren wir neu genau die Probleme, vor denen die Menschen auch Angst haben. Im Bereich eines gemeinsamen Verfassungsentwurfes müssen Ziele verankert werden, nicht Mittel. Es geht nicht darum, als ein Mittel der Verkehrspolitik Autobahnen, transeuropäische Netze et cetera zu verankern, sondern es geht um das Ziel der nachhaltigen Verkehrspolitik. Es geht um das Ziel einer nachhaltigen Landwirtschaftsförderung, einer nachhaltigen Landwirtschaft, und dann muss man sich überlegen, welche Mittel man diesbezüglich einsetzen muss. Es geht eben nicht darum festzuschreiben, welche Förderung genau auf welcher Ebene gewährt werden muss. 

Ein ganz wesentlicher Punkt gerade für Länder wie Österreich, aber auch für viele andere ist die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. Wenn wir darüber reden, dass wir nach wie vor neutral sind, dann darf es meines Erachtens, wenn wir von einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sprechen, tatsächlich keine noch stärkere Verzahnung und noch stärkere Annäherung zwischen EU und NATO geben! Die NATO ist ein Militärbündnis. Was jetzt in Polen passiert, was jetzt in Tschechien passiert (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Ist eine Provokation!), läuft gemeinsamen europäischen sicherheits- und friedenspolitischen Interessen zuwider. Das ist etwas, was wir aufzeigen müssen. 

In diese Richtung muss eine gemeinsame Diskussion, ein gemeinsamer Verfassungsentwurf gehen, und dann - das sage ich ganz offen - habe ich keine Angst vor der Bevölkerung. Die Bevölkerung ist nicht zu dumm zum Entscheiden. Wenn ein Verfassungsentwurf für eine gemeinsame Europäische Union vorgelegt wird, der die Interessen der Bevölkerung in Fragen der Umwelt, in Fragen der Sozialpolitik, Armutsbekämpfung, Verteilungsgerechtigkeit, Sicherheitspolitik, Friedenspolitik berücksichtigt, dann wird die Bevölkerung mit Freuden zustimmen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich der Abg Mag Neuhuber. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Wie auch heute schon in vielen Debattenbeiträgen hervorgetreten ist, hat die EU sehr viele Facetten. Des Öfteren schon wurde die Facette der Friedensunion angesprochen. Ich möchte mich heute ein wenig auch mit dem Thema der Wirtschaftsunion beschäftigen, nicht zuletzt deshalb, weil ja die EU einmal Europäische Wirtschaftsgemeinschaft geheißen hat. Das war eigentlich einer der Ausgangspunkte für die EU, und ich glaube, das kann man nicht oft genug betonen. 

Bevor ich aber zu dieser europäischen Facette und wirtschaftlichen Facette komme, noch kurz eine Replik auf den Herrn Landeshauptmann: Er hat heute zum Dialog über die EU aufgerufen, was an sich durchaus positiv zu sehen ist. Ich frage mich nur: Wieso hat dann dieser Dialog nicht schon vor dem Brief an die „Kronen Zeitung" innerparteilich bei Ihnen, meine Damen und Herren von der SPÖ, eingesetzt? (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das soll nicht Ihr Problem sein!) Warum hat es innerparteilich vorher über den Schwenk - der ja ein solcher war, das werde ich dann auch noch nachweisen - nicht den Dialog gegeben? Und warum hat es über die Parteigrenzen hinweg keinen Dialog gegeben, sondern ein apodiktisches Schreiben an eine Zeitung? (Beifall bei der ÖVP.)
Der Herr Landeshauptmann hat weiter davon gesprochen, dass er die Form, um es einmal salopp zu sagen, nicht für sehr gescheit gehalten hat, weil sie - das war ein interessanter Satz - handwerklich falsch war. Handwerklich - so hat er dann weiter gesagt - im Sinne von politischem Handwerk, weil man ja eines weiß: Wenn man nur mit einer Zeitung kollaboriert, dann sind viele andere sauer. 

Aber ich glaube, dass es auch kommunikationstechnisch handwerklich falsch war, und ich stehe mit dieser Meinung - und ebenso mit dem, was ich über den innerparteilichen Dialog der SPÖ soeben gesagt habe - nicht ganz allein da. So hat Häupl heute weiter ausgeführt: Vranitzky wäre am Anfang im Ausland gewesen, deshalb wären seine Aussagen zu relativieren. Meine Damen und Herren von der SPÖ, wie viele Aussagen von Granden oder ehemaligen Granden wollen Sie denn noch relativieren?

Jetzt zitiere ich Ihnen einmal Ferdinand Lacina (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Und ich zitiere Ihnen Neisser!): „Ich halte es als nunmehr 50 Jahre der SPÖ angehörendes Mitglied für unerträglich, dass Bundeskanzler Gusenbauer und der geschäftsführende Vorsitzende Faymann Politik durch das Wohlwollen eines Herausgebers ersetzen wollen. Die skeptische Haltung der Österreicher gegenüber der EU ist keineswegs dadurch zu beseitigen, dass geradezu ein Bündnis mit jener Zeitung eingegangen wird, die seit Monaten eine Kampagne führt, die vordergründig für eine Volksabstimmung über den Lissabon-Vertrag, in Wahrheit aber gegen das Einigungswerk Europas gerichtet ist." Meine Damen und Herren, diesen Ferdinand Lacina sollten Sie sich ins Stammbuch schreiben! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme aber jetzt einmal auf die Fakten zurück. Oder gehen wir 15 Jahre zurück in die Vergangenheit, oder 20 Jahre, noch vor den EU-Beitritt Österreichs, vor den Fall des Eisernen Vorhangs. Vor 20 Jahren war Österreich ein Binnenland mit einer Wirtschaft, die sehr stark nach innen gerichtet war, die binnenmäßig organisiert war. Wir hatten einen relativ geringen Internationalisierungsgrad - wenn wir es etwa mit der Schweiz oder mit anderen mittelständischen Wirtschaftsnationen in Europa verglichen hätten -, wir hatten relativ wenige Konzerne, wenige große Unternehmen, die über die Landesgrenzen hinaus tätig und bekannt waren. Unser Haupthandelspartner war damals die Bundesrepublik Deutschland, und wir waren nicht zuletzt auch deshalb gezwungen, uns an die D-Mark zu binden, weil wir sonst bei einer Abwertung der D-Mark extreme wirtschaftspolitische Nachteile gehabt hätten. 

Das war Österreich vor 20 Jahren. Wo sind wir heute? Kaum ein anderes Land der Europäischen Union hat so von der Erfolgs-Story „Europäische Union - Einigung - EU-Osterweiterung" profitiert wie Österreich! Die Situation hat sich für uns gravierend geändert. Wir sind von einer geopolitischen Randlage, quasi vom letzten Zipfel des Westens im Osten, vor dem Eisernen Vorhang, wirklich geographisch und politisch in die Mitte Europas gerückt. Und das war ja nicht eine Sache der Politiker! Es war nicht der Erfolg der Politiker, es war vor allem ein Erfolg der mittelständischen, auch der größeren und der kleinen Unternehmen in Österreich, die ihre Chancen erkannt und hervorragend genützt haben. 

Ich sage Ihnen - ich habe auch in Deutschland geschäftlich sehr viel zu tun -, die Deutschen beneiden uns heute um unseren Status, um unseren wirtschaftlichen Status und darum, was wir vor allem in den Beitrittsländern der letzten Erweiterungswelle als Österreicher zusammengebracht haben. Da ist es fast schon ein Hase-und-Igel-Spiel: Überall dort in den Erweiterungsländern, wo die Deutschen heute hinkommen, sind die Österreicher schon seit Langem da. Das ist heute mitunter eine Grundlage für den wirtschaftlichen Erfolg Österreichs! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben engste Handelsbeziehungen mit den EU-Erweiterungsländern. 60 Milliarden EUR haben österreichische Unternehmen im Ausland investiert, davon sind allein 35 Millionen EUR aus dem Wiener Wirtschaftsraum, meine Damen und Herren, und 60 Prozent des nach Österreich fließenden Auslandskapitals werden in Wien eingesetzt und investiert! Sie sehen also schon daran, dass nicht nur Österreich letzten Endes überproportional an der EU mitpartizipiert und davon profitiert hat, sondern vor allem ist es innerhalb Österreichs wieder Wien, das ganz besonders profitiert.

Die neuen Mitgliedsstaaten - und das ist auch ein großer Vorteil unserer Handelsverflechtungen - sind gerade jetzt, in der nahenden oder drohenden Rezession oder in der Stagflation, noch die Wachstumsmotoren in der Europäischen Union. Die Befürchtungen, die es einmal gegeben hat, dass der österreichische Arbeitsmarkt von, was weiß ich, portugiesischen Tischlern und litauischen Rauchfangkehrern überschwemmt wird, haben sich als null und nichtig herausgestellt. Ganz im Gegenteil, wir sind es, die profitieren!

Unsere Exporte nach Ungarn, nach Slowenien, nach Tschechien und der Slowakei, nach Polen haben sich seit 1993 verfünffacht, meine Damen und Herren! Jeder Export-Euro, den wir neu generieren, schafft letzten Endes im Inland Arbeitsplätze. 1 Prozent Exportfinanzierungsplus bedeutet 7 000 neue Arbeitsplätze! Da können Sie sich allein an dieser Verfünffachung mit einigen wenigen Handelspartnern ausmalen, was diese Exportsteigerung an Arbeitsplätzen im Inland gebracht hat, meine Damen und Herren. Aber Sie von der SPÖ gefährden mit Ihrem Schwenk in der Europapolitik jeden einzelnen dieser Arbeitsplätze! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber nicht nur im Export sind wir Europa- und Weltmeister. Die Österreicher sind heute unter den größten Investoren in Zentral- und Südosteuropa, das hätte man uns vor einigen Jahren wahrlich nicht zugetraut. Wir sind die größten Investoren in Bulgarien und Rumänien: Denken Sie an die OMV, die die zehnmal größere PETROM übernommen hat; denken Sie an die Erste Bank, die die BCR in Rumänien übernommen hat, an die Telekom mit der bulgarischen MobilTel, an Raiffeisen International, das heute wirklich ein europäischer Konzern geworden ist, an die STRABAG, an die IMMOEAST. Das sind nur einige, es wären viele, viele mehr aufzuzählen. 

Deren Expansion - und ich weiß schon, da gibt es immer das Gegenargument: Aber das Geld ist ins Ausland geflossen! -, deren Expansion in diesem Umfang wäre im Inland gar nicht möglich gewesen. Denn wo hätte die Erste Bank in Österreich noch expandieren sollen - eine Verdreifachung des Filialnetzes? Wo hätte die OMV expandieren sollen - eine Verfünffachung ihres Tankstellennetzes? Also nur durch die Ostöffnung und durch die Europäische Union war dieses Wachstum dieser österreichischen Konzerne überhaupt möglich. 

Jeder einzelne investierte Euro dieser Konzerne im Ausland und jeder Arbeitsplatz - ungefähr 250 000 sind es, die in den letzten Jahren österreichische Unternehmen in anderen Ländern geschaffen haben - induziert wieder verschiedenste Arbeitsplätze in der Verwaltung, in der Forschung et cetera in Österreich. Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, haben mit Ihrem Schwenk jeden einzelnen dieser Arbeitsplätze, die geschaffen wurden oder die wir noch schaffen wollen, letzten Endes gefährdet!

Das Europainstitut der Wirtschaftsuniversität Wien hat vor Kurzem festgestellt, dass uns die Europäische Union ungefähr 1 Prozent mehr an Wirtschaftswachstum im Jahr bringt. Das ist schon eine ganze Menge, vor allem, wenn man es in Zahlen ausdrückt: Das sind etwa 3 Milliarden EUR, gemessen am Bruttoinlandsprodukt. Österreich ist ja Nettozahler mit ungefähr mit 600 Millionen. Wenn wir uns diese Differenz anschauen: 600 Millionen hier, 3 Milliarden dort, dann sehen wir, dass Österreich in Wirklichkeit ein Netto-Profiteur der Europäischen Union ist! Dieses Europainstitut der Wirtschaftsuniversität hat auch festgestellt, dass durch den Beitritt Österreichs in den letzten 13 Jahren 100 000 bis 150 000 neue Arbeitsplätze geschaffen wurden. Daher sind wir wirklich einer der ganz großen Profiteure. 

Ich glaube, wirtschaftlich ließe sich durch unzählige Statistiken nachweisen, wie gut letzten Endes unsere Position in Europa ist und wie sehr uns die EU geholfen hat. Aber es geht ja heute auch um eine politische Dimension, deshalb möchte ich darauf noch einmal zurückkommen. 

Die Geschichte hat uns auch in den letzten 50 oder 60 Jahren in Europa gezeigt, dass Populisten immer wieder Sündenböcke suchen. Möglichst pauschal und diffus wird da jemand an den Pranger gestellt. Heute haben die Populisten vor allem die Globalisierung und die Europäische Union als das große Schreckgespenst gefunden und malen es permanent an die Wand.

Meine Damen und Herren! Es hat in der österreichischen Politik und auch in der Wiener Politik bis vor wenigen Tagen oder Wochen gerade zwischen den beiden großen Parteien ÖVP und SPÖ so etwas wie einen gemeinsamen Konsens gegeben, dass man diesem Populismus, der sich gegen die EU richtet, nicht Tür und Tor öffnet. Meine Damen und Herren von der SPÖ, diesen Weg haben Sie verlassen, es gibt einen Schwenk in Ihrer Europapolitik! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir bringen deshalb heute auch einen Beschlussantrag der Abgen Dr Tschirf, Dr Wolf, Ekici, Gerstl, Neuhuber ein. Er liegt Ihnen allen schriftlich vor, ich muss ihn nicht vollständig zitieren. Ich lese nur einen Satz aus dem Antrag vor:

„Angesichts dieser wichtigen Zukunftsfragen für das Land Wien spricht sich der Wiener Landtag gegen jedweden parteipolitischen Opportunismus in Fragen des europäischen Integrationsprozesses aus. 

In formeller Hinsicht wird die sofortig Abstimmung verlangt." - Ich darf den Antrag weiterreichen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich gehe noch einmal zurück zum Schwenk. Kollege Oxonitsch hat uns heute ja erklärt, dass es keinen Schwenk in der SPÖ gegeben hat; Dr Tschirf hat daraufhin versucht, ihm das anhand einiger Aussagen von Journalisten und Artikeln nachzuweisen. Dann kam der Zwischenruf von Prof Kopietz. Was hat er genau gesagt? Ich habe es mir irgendwo aufgeschrieben; ich zitiere wortwörtlich: „Tatsächlicher Blödsinn" wäre die Berichtigung des Herrn Klubvorsitzenden gewesen. Ich werde Ihnen ein bisschen von dem „tatsächlichen Blödsinn", der in den Zeitungen stand, vorlesen, Herr Kopietz und Herr Klubobmann!

„Mit ihrem Brief an Hans Dichand haben Alfred Gusenbauer und Werner Faymann die Bankrotterklärung der SPÖ formuliert", so schreibt das „profil", wahrlich ein konservatives Blatt, eine Leib-und-Magen-Zeitung des Wolfgang Schüssel! Apropos Wolfgang Schüssel: Die Schmach muss bei Herrn Oxonitsch schon tief sitzen. Woran Wolfgang Schüssel immer schuld ist! Er ist ja Ihr Sündenbock, an allem ist immer Wolfgang Schüssel schuld. Ich meine, das sitzt schon sehr tief, dass es einmal jemanden gegeben hat (Abg Christian Oxonitsch: ... das eigene Problem, nicht unseres!), der Ihnen wirklich bei Weitem überlegen war. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein weiteres Zitat: „Was Gusenbauer und Faymann tun, ist eine Katastrophe für das Land" - Michael Fleischhacker in der „Presse". 

Doris Kraus: „Einweimperln" nennt sie das, was Sie bei der „Kronen Zeitung" gemacht haben. 

Michael Prüller in der „Presse": „Ein Bundeskanzler zieht den Schwanz ein und richtet die Politik ganz offiziell nach der Krone aus." 

„Völlig ungeniert: Die SPÖ-Führung setzt nach ihrem Umfrage-Waterloo voll auf Populismus", von Andreas Schwarz. 

Der „Kurier" titelt: „Faybauers Kniefall ist eine Schande. Der SPÖ-Salto" - das ist ja noch viel besser als ein Schwenk – „in der EU-Politik kann der Partei nicht nützen, dem Land schadet er." (Abg Mag Wolfgang Jung: Salto mortale!) 

„Verkauft's mein G'wand", so schreibt der „Kurier". 

„Für den politischen Anstand ist der neue SPÖ-Kurs ein Begräbnis erster Klasse.", von Andreas Schwarz. 

Und: „Die Volte der SPÖ-Spitze - ein Akt der Selbsterniedrigung" in der „Kleinen Zeitung". Ich könnte da noch weit mehr und viel länger zitieren. 

Meine Damen und Herren! Glauben Sie wirklich, dass Wolfgang Schüssel nächtens, vielleicht mit seiner Zipfelmütze bekleidet, in die Redaktionen einbricht und dort das alles in den Computer hackt, was die da schreiben? (Beifall bei der ÖVP.) Kann daran nicht doch ein Quäntchen Wahrheit sein, meine Damen und Herren?

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Sie haben noch zwei Minuten.

Abg Mag Alexander Neuhuber (fortsetzend): Ich denke, darüber sollten Sie wirklich einmal sehr stark nachdenken. - Ich komme schon zum Schluss, Herr Präsident.

Einen, der ja auch nicht unbedingt ein Parteigänger der ÖVP ist, habe ich Ihnen noch vorenthalten, und mit ihm möchte ich enden. 

Miguel Herz-Kestranek sagt - natürlich etwas pathetischer, das ist ja auch sein Beruf -: „Sie haben Europa missbraucht. Der Missbrauch dieser so entscheidenden, unverzichtbaren, pathetisch gesagt, fast heiligen Sache. Die derzeitigen Sommergewitter sind eine Erfindung der Hohen Warte, der Donnerlärm kommt in Wahrheit vom Zentralfriedhof, wo sich von Adler bis Kreisky alle im Grab umdrehen."

Kein Wunder, dass die Gewitter in der heurigen Saison, wie die Zentralanstalt für Meteorologie sagt, in Wien um 50 Prozent zugenommen haben - der Donner kommt tatsächlich aus Simmering! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Baxant.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Gäste auf der Galerie! Liebe ZuhörerInnen im Internet! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die ÖVP hat heute einen Sonderlandtag einberufen zu einem Thema, welches die Kompetenzen des Wiener Landtages nicht wirklich tangiert und vor einigen Wochen an dieser Stelle auch schon ausführlich behandelt wurde. Der Herr Landeshauptmann hat damals in seiner Mitteilung ein klares Bekenntnis zur EU abgegeben, ein Bekenntnis, an dessen Aufrichtigkeit kein Zweifel besteht.

Nun befinden wir uns im Wahlkampf, und die verbündete Opposition hat eine durchsichtige Strategie eingeschlagen: Sie wollte versuchen, den Herrn Landeshauptmann und die Wiener SPÖ aufs politische Glatteis zu führen, es hätten Widersprüche zutage treten sollen, die Sozialdemokratie sollte als europafeindlich, unverantwortlich, populistisch dargestellt werden und unfähig, staatspolitische Verantwortung zu tragen.

Jedoch, meine Damen und Herren, nicht nur der Verlauf der heutigen Debatte zeigt uns allen sehr deutlich: Die Wahlkampfstrategie der vereinigten Opposition ist, noch bevor sie überhaupt gestartet werden konnte, auf ganzer Linie gescheitert. Der Herr Landeshauptmann hat heute erneut eindrucksvoll und unmissverständlich dargelegt, wo wir stehen: Die SPÖ tritt für ein friedliches, demokratisches, soziales und bürgernahes Europa ein. Meine Damen und Herren, die SPÖ ist die wahre Europapartei. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die EU ist für uns junge Menschen etwas ganz Selbstverständliches, schließlich sind wir mit und in ihr aufgewachsen. Wir bewegen uns frei und können uns in ganz Europa wie zu Hause fühlen. Viele Barrieren, die Generationen vor uns noch überwinden mussten, sind für meine Generation überhaupt kein Thema mehr. Viele Probleme können auch nur mehr auf europäischer Ebene gelöst werden. Meine Generation denkt Umweltpolitik, Energiepolitik oder auch Sicherheitspolitik nur mehr in europäischen Dimensionen. Europa bietet ungeahnte Möglichkeiten, an die wir Jungen uns eigentlich schon gewöhnt haben. Wir leben in Frieden und denken europäisch.

Meine Damen und Herren! Meine Generation lebt in diesem Europa ganz selbstverständlich, aber wir sind uns ganz klar bewusst, dass unser aller Leben ohne die Europäische Union ein wesentlich komplizierteres, unangenehmeres und letzten Endes wohl auch unruhigeres wäre.

Ich möchte daher heute und von hier aus auch ganz klar meinen Dank aussprechen, und zwar an all jene Visionärinnen und Visionäre, an all jene Frauen und Männer, die nach dem Zweiten Weltkrieg die Notwendigkeit eines nachhaltigen Friedensprojektes erkannt und auch ganz konkret gehandelt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir leben gerne in diesem Europa, aber – und damit bin ich auch schon beim Grundsätzlichen, worum es heute eigentlich gehen sollte – leider habe ich von der Opposition bisher nur Polemik und populistisches Wahlkampfgetöse gehört – mit ein paar Ausnahmen, wie zum Beispiel Kollege Schreuder, ganz klar –, obwohl ich mich aus den vorhin genannten Gründen eigentlich sehr auf eine richtige inhaltliche europapolitische Debatte gefreut hätte. 

Wir leben gerne in diesem Europa, aber das Grundsätzliche ist: Wir erwarten uns wesentlich mehr von diesem Europa und fordern es auch ein, auch deshalb, weil wir wissen, dass Europa zu wesentlich mehr fähig ist. Wenn versucht wird, die Europäische Union weiter nach tradiertem, nationalstaatlichem Muster zu bauen, die Menschen nicht teilhaben zu lassen und hinter verschlossenen Türen Entscheidungen zu treffen, die das Leben von Millionen Menschen beeinflussen, so wird man scheitern. Mögen die Informationskampagnen noch so ausgeklügelt und gut gemeint sein, es geht nicht nur darum, die EU zu erklären, es wird in Zukunft darum gehen, die Europäische Union gemeinsam mit den Menschen zu denken und weiterzubauen.

Die EuropäerInnen sind mittlerweile mündige, informierte und kritische BürgerInnen, die sofort spüren, wenn etwas auf dem Spiel steht. Und in diesem Sinne verstehe ich auch die in ganz Europa und vor allem in unserem Lande vorherrschende Stimmung, die sich meiner Meinung nach nicht gegen die EU an sich wendet, sondern gegen eine ganz bestimmte Art von Politik, nämlich: Mehr privat, weniger Staat, egoistische Ellbogenmentalität soll ökonomisch belohnt werden, Umverteilung hin zu einigen wenigen Wohlhabenden et cetera, et cetera. 

Ist es da nicht fast logisch, dass die Menschen sagen: Stopp! Bis dahin und nicht weiter! Wir wollen Veränderung. 

Wir dulden es nicht, dass unsere EU von Lobbyisten und multinationalen Konzernen als Selbstbedienungsladen missbraucht wird. 

Wir dulden es auch nicht, dass die EU auf internationaler Ebene teilweise neoliberaler und gegenüber Entwicklungsländern restriktiver vorgeht als die USA!

Wir dulden es nicht, dass dem Prinzip der Subsidiarität nicht entsprochen wird. 

Wir dulden es nicht weiter, dass Entscheidungen an uns vorbei getroffen werden, nicht sichtbar und meist auch nicht nachvollziehbar. 

Die EuropäerInnen wollen nicht weniger EU und sie hassen sie auch nicht. Es ist genau umgekehrt: Sie wollen mehr EU, aber richtig. Das Zukunftsprojekt soll auch als solches verstanden und gelebt werden. Manchmal genügt es auch, nur ein wenig hineinzuhören in die europäische Bürgerschaft. 

Die europäische Zivilgesellschaft beteiligt sich lebhaft, kreativ und ideenreich an der Werdung Europas. Es gibt unzählige Initiativen, deren aufrichtiges Interesse es ist, Europa weiterzudenken, die Völker einerseits und ihre politischen EntscheidungsträgerInnen andererseits zu inspirieren.

Das irische Nein ist bisher das letzte Kapitel eines Verfassungs- beziehungsweise Vertragsprozesses, der irgendwie nicht werden sollte. Man hat auf viele verschiedene Strategien gesetzt, Namen und Artikel abgeändert, und ich denke, dass der vorliegende Entwurf zum Vertrag von Lissabon wesentliche sozialpolitische und demokratiepolitische Fortschritte aufweist – auch auf diese ist der Herr Landeshauptmann vor einigen Wochen detailliert eingegangen, deswegen möchte ich sie hier nicht noch einmal aufzählen –, und ich bin überzeugt davon, dass der Vertrag von Lissabon einen qualitativen Quantensprung bedeutet hätte, deshalb befürworte ich den Vertrag auch heute noch. 

Aber, meine Damen und Herren, trotz aller gut gemeinter Versuche, die EU vertraglich auf neue Füße zu stellen, befinden wir uns derzeit in einer Krise, und anscheinend kann dieser Vertrag leider nicht werden. 

Es gibt viele Stimmen, auch aus der Zivilgesellschaft, die meinen, nicht der Vertrag an sich sei das Problem, sondern die Werdung des Vertrages. Sie fragen, ob es nicht selbstverständlich ist, dass die Menschen nichts vom Vertrag wüssten, nachdem sie auch nicht am Entstehungsprozess teilnehmen konnten. 

Ein paar Tage nach dem irischen Nein, welches dann das Demokratiedefizit offensichtlich werden ließ, wurde von vielen ein Plan B angedacht. Ich bin überzeugt davon, dass wir Politikerinnen und Politiker immer wieder in die europäische BürgerInnenschaft hineinhören sollten, was wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auch tun – nicht, um ungefragt und kritiklos Positionen zu übernehmen, sondern um voneinander zu lernen. 

Ich persönlich etwa finde jenen Ansatz interessant und mindestens diskussionswürdig, der im so genannten „Wiener Appell" ein paar Tage nach dem irischen Nein von der Initiative Zivilgesellschaft formuliert und an die europäische Bürgerschaft gerichtet wurde. Meiner persönlichen Meinung nach kann ein europapolitischer Diskurs, wie wir ihn heute führen, durch Anregungen solcher Art befruchtet werden. Deswegen möchte ich hier einige Diskussionspunkte ganz wertfrei einwerfen.

Zentral ist den InitiatorInnen des „Wiener Appells" die Forderung nach einer Ergänzung der repräsentativen Demokratie durch die so genannte dreistufige Volksgesetzgebung, wo Initiativ- und Abstimmungsrecht gekoppelt sind. Sämtliche Entscheidungen des Europäischen Parlaments stünden so unter einem Popularvorbehalt, somit würden sie auch wirkliche demokratische Legitimität erfahren. 

Als unerlässlich wird die so genannte Medienbedingung angesehen. 

Der „Wiener Appell", der auf „www.impuls21.net“ zu finden ist, meint etwa: Damit das Prinzip der Souveränität der europäischen Rechtsgemeinschaft kein bloß abstraktes beziehungsweise bloß aufs Wählen reduziertes bleibt – womit ja die Souveränität zwar ausgeübt, aber im selben Augenblick auch pauschal an die so genannten repräsentativen Organe abgegeben wird – muss nach dem Vorschlag des „Wiener Appells" ein dreifaches Grundrecht als permanent verfügbar eingerichtet werden.

1. Das außerparlamentarische Initiativrecht. Mindestens eine Million Bürgerinnen und Bürger der EU sollen sich zusammenschließen können, um eine Gesetzesinitiative oder ein allgemeines politisches Anliegen an das Europäische Parlament zu richten. Findet dies die mehrheitliche Zustimmung im Parlament, erlangt es Rechtskraft. 

2. Das Bürgerschaftsbegehren. Es kann eingeleitet werden, wenn das Parlament den Antrag ablehnt. Es müssen mindestens zehn Millionen Erklärungen für das Begehren gesammelt werden, danach kann das Anliegen erneut auf die Agenda des Parlaments kommen.

3. Der Bürgerschaftsentscheid. Er findet nach dem Abschluss des Bürgerschaftsbegehrens statt, und verbindlich wird, was die Mehrheit der an der Abstimmung Teilnehmenden beschließt. 

Von entscheidender Bedeutung im Prozess eines solchen dreistufigen Verfahrens wäre jedoch, welche Rolle den Medien für die Urteilsbildung der Bürgerschaft zur jeweiligen Sache zukommt. 

Eine Medienbedingung ist in der heutigen massenmedialen Gesellschaft erforderlich. Deshalb bedürfte es im plebiszitären Verfahren einer geeigneten Regelung, damit in der Zeit bis zum Bürgerschaftsentscheid für das Pro und Contra zum jeweiligen Sachverhalt, den eine Initiative auf die Agenda gestellt hat, die freie und gleichberechtigte Information und Diskussion gewährleistet ist. Die Institution eines Ombudsrates sollte mit den Vertretern der beiden Seiten – der InitiativträgerInnen einerseits und der Medien andererseits – das Entsprechende vereinbaren. 

Soweit die zentralen Punkte des „Wiener Appells". 

Meine Damen und Herren! Unabhängig davon, ob ich persönlich oder meine Fraktion diese Vorschläge aufgreifen werden oder nicht, mit diesem Beispiel möchte ich aufzeigen, dass es nie falsch ist, die Menschen nach ihrer Meinung zu fragen. Wie Sie sehen, hat die Zielgesellschaft praktikable und durchdachte Lösungsansätze parat. Die vorhin zitierten Gedankengänge und Vorschläge bergen etwa das Potenzial in sich, das Demokratieproblem der EU langfristig lösen zu können. Und so wie diese gibt es auch viele andere gute Vorschläge und Ideen, die diskutiert und geprüft werden sollten. 

Die SPÖ ist jene politische Bewegung, die tabulose und offene Diskussionen führen möchte, und auch deswegen sind wir näher bei den Menschen als alle anderen politischen Gruppierungen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte meine Kernpunkte noch einmal zusammenfassen: 

Die EU bürgt für und garantiert Frieden und hat vielen EuropäerInnen mehr Wohlstand gebracht. 

Die EU ist ein Projekt der Zukunft, und sie kann wesentlich mehr als traditionelle Nationalstaaten. 

Wem die EU wirklich am Herzen liegt, der darf sie nicht Lobbyisten und VertreterInnen von Partikularinteressen überlassen. Ein Selbstbedienungsladen EU für einige wenige Hyperkonzerne ist nicht die europäische Vision meiner Generation. 

Die EU muss eine politische Sozialunion werden, die eine Demokratie auf der Höhe der Zeit leben wird. Die EU kann es sich nicht erlauben, im Verhältnis zu Nationalstaaten demokratiepolitische Rückschritte zu machen. Vielmehr muss sie mutig und innovativ vorangehen. 

Wir Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen tragen als einzige politische Bewegung die Demokratie auch im Namen. Sie bedeutet keine leere Worthülse, sondern sie ist unsere Verpflichtung, und zwar seit den ersten Tagen der ArbeiterInnenbewegung. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wir wissen: Ohne die Lösung des Demokratiedilemmas auf europäischer Ebene wird es letzten Endes auch nicht die Lösung der sozialen Frage geben. 

Die Geschichte zeigt uns: Immer dann, wenn die Demokratie gelitten hat, wo Volkssouveränität in Frage gestellt oder gar verunmöglicht wurde, immer dann hat dies auch zwangsweise zu sozialen Schieflagen und in weiterer Folge zu Katastrophen geführt. 

Ich möchte es aus unserer sozialdemokratischen Perspektive wie folgt umschreiben: Der neoliberale Kapitalist duldet die Demokratie maximal, jedenfalls braucht er sie nicht, jedoch für die alleinerziehende Mutter ist Demokratie in letzter Konsequenz existenzsichernd. 

Die EU ist bisher von oben herab entstanden – das ist historisch erklärbar und nicht zu verurteilen, … 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen!  

Abg Petr Baxant (fortsetzend): Ich bin gleich fertig – … aber die europäischen Völker haben immer stärker das Bedürfnis, selbst Teil dieses einzigartigen Projektes zu sein. Wir haben die Verpflichtung, die Europäische Union mit den Menschen gemeinsam zu bauen, in die Zivilgesellschaft hineinzuhören und uns durch Ideen inspirieren zu lassen. 

Wir SozialdemokratInnen sind für einen ehrlichen, kritischen und zukunftsorientierten Diskurs mit den Menschen, deren Lebensumstände unmittelbar von Entscheidungen in der EU betroffen sind. Wenn am Ende eines Diskurses eine Volksabstimmung stehen sollte, sehen wir das nicht als Katastrophe, sondern als zarte Vorhut zu einer Entwicklung zu wahrhaftiger Demokratie, hin zu einer umfassenden europäischen Volkssouveränität, zu einer Entwicklung, die alternativlos ist. Entweder wird die EU eine wirkliche demokratische, soziale, politische Union der europäischen Bürgerschaft und der europäischen Völker oder sie wird als gutgemeintes, aber leider gescheitertes Projekt einiger Idealisten in die Annalen der Geschichten eingehen. 

Wir Sozialdemokraten jedenfalls arbeiten an der Zukunft eines Europas des Friedens, des Wohlstandes, der Arbeit, der Verteilungsgerechtigkeit und der Freiheit. Gemeinsam mit den Menschen! – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Gudenus.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Manche befinden sich ja schon mit einem Fuß im Urlaub, manche schon – wie man an den leeren Reihen sieht – mit zwei Füßen. Wir haben heute sehr viel gehört über die Positionierung der Großparteien zum Thema EU. Der Wettstreit, welche Partei ist europäischer, das ist ja eine große Rangelei. Jede Partei beansprucht für sich: Wir sind die Europapartei. 

Für uns Freiheitliche möchten ich Folgendes feststellen: Wir sind die einzige rot-weiß-rote Partei. Wir waren immer schon eine Partei, die für eine europäische Einigung eingetreten ist, aber das muss ja nicht gleich die EU sein, wie sie heute auftritt. 

Ich darf hier den Kollegen Klubobmann Tschirf zitieren, der gesagt hat, keine Region profitiert so sehr von der Ostöffnung wie Wien oder Ostösterreich. Das stimmt vielleicht schon. Wien ist die Drehscheibe für den Osthandel geworden, für die Wirtschaft über den Osten, aber gleichzeitig auch die Drehscheibe der Kriminalität, die vor allem aus dem Osten kommt. Das ist die Kehrseite der Medaille, dass eben hier nicht nur die positiven Aspekte zu sehen sind, sondern auch die negativen Aspekte, wie eben das Steigen der Kriminalität, was oftmals durch Statistiken geschönt wird. 

Der Herr Klubobmann Tschirf hat gesagt, man muss die Bürger mitnehmen. Aber was ist zum Beispiel, wenn die Bürger nicht wollen? Das wäre eine Freiheitsberaubung, eine Art Entführung, ein politisches Kidnapping. Was ist, wenn die Bürger überhaupt nicht in die EU mit wollen? Das ist auch der Grund, warum Sie sich so vehement gegen eine Volksabstimmung gewehrt haben. Sie wollen die Bürger in Geiselhaft nehmen. 

Bei manchen Rednern heute wäre man, wenn man die Augen zugemacht hätte, nie auf einen Gedanken gekommen, dass hier österreichische Politiker sprechen, man hätte eher geglaubt, dass hier ein EU-Kommissar spricht oder Vertreter der EU-Propagandamaschinerie, weil hier nur Versprechen getätigt werden und Schönfärberei betrieben wird. 

Wenn wir schon beim Thema Propaganda sind. Was wurde den Menschen nicht alles versprochen, um ihnen ein Ja zum EU-Beitritt zu entlocken! 

Alles wird besser, billiger, der EU-Beitritt macht alles billiger. – Wir sehen hier eigentlich das Gegenteil. 

Der Schilling bleibt. – Das Gegenteil ist eingetreten. 

Neutralität bleibt. – Man sieht jetzt schon, dass österreichische Soldaten im Tschad im Interesse Frankreichs unterwegs sind. 

Und es wurde auch versprochen, dass Österreich als Mitglied bei allen wichtigen Fragen mitbestimmen kann. Tatsache ist aber, dass wir kaum etwas mitzureden haben. Und vor allem bei der Umsetzung des Vertrages von Lissabon, der Gott sei Dank an den Iren gescheitert ist, würde es so ausschauen, dass unsere Mitbestimmung vollkommen weg ist, wir zwar noch zahlen dürfen, aber nicht mehr mitreden dürfen und ab dem Jahre 2014 Österreich kein Kommissar mehr zusteht. 

Es wurde auch versprochen, dass in der EU nur Platz ist für europäische Länder. Tatsache ist aber, dass die EU mit der Türkei über einen Beitritt verhandelt, schon Milliarden an den Bosporus pumpt, andererseits die Fortschrittsberichte der Europäischen Kommission eine mangelnde Europareife der Türkei bestätigen, und es ist anzunehmen, dass diese Europareife wahrscheinlich auch niemals erreicht werden wird. Es werden keine Lösungen erzielt bei Problemen mit sehr hoher Sprengkraft wie zum Beispiel im Zypern-Konflikt, wie zum Beispiel in der Kurdenfrage oder bei der Anerkennung des armenischen Genozids. Da gibt es überhaupt keine Lösungen. Man muss eben feststellen, dass die Türkei weder geographisch noch kulturell ein europäisches Land ist, und auch auf Grund der unzureichenden Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union ist der Schluss zulässig, dass die Verhandlungen mit der Türkei sofort abzubrechen sind. Ich bringe deswegen einen Beschlussantrag gemeinsam mit den Kollegen Schock, Ebinger und Jung ein. 

„Der Landtag möge beschließen: Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei den Verhandlungen auf EU-Ebene in den entsprechenden Räten einen sofortigen Abbruch der Verhandlungen über einen Vollbeitritt der Türkei zur EU durchzusetzen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige und namentliche Abstimmung beantragt.“ 

Man hat ja wirklich manchmal den Eindruck gehabt, vor allem in den letzten Monaten, als es darum gegangen ist, die Zustimmung zum Vertrag von Lissabon durchzuboxen, dass es sich hier in Österreich bei den Politikern teilweise um eine Ansammlung von Masochisten handelt, denen es anscheinend gefällt, wenn sie entrechtet und erniedrigt werden. 

Und der besondere Skandal ist ja: Den Österreichern wurde eine Volksabstimmung über diese so essentielle Zukunftsfrage verweigert. Sie wollen eben über das österreichische Volk drüberfahren, Sie entmündigen die Österreicher, und Sie nehmen den Österreichern die Freiheit einer Entscheidung, weil Sie in Wahrheit Angst haben vor der Meinung der Menschen. 

Ich möchte hier den Verfasser der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung, Thomas Jefferson, zitierten, der gesagt hat: „Freiheit ist ein stürmisches Meer. Ängstliche Naturen bevorzugen die Stille des Despotismus." – Das ist nämlich der Hauptgrund, meine sehr geehrten Damen und Herren, warum Sie eine Volksabstimmung verweigert haben: Sie haben Angst, Angst vor der freien Entscheidung der Österreicher. 

Wir Freiheitlichen haben immer darauf hingewiesen, wie wichtig es ist, die Bevölkerung hier einzubinden, hier mitentscheiden zu lassen. Ihre Haltung war bisher klar, und jetzt ganz, ganz plötzlich vor einer Woche – die Umfragewerte der SPÖ waren schon im Keller – taucht da ein Leserbrief an die „Kronen Zeitung" auf, künftig sollen bei essentiellen EU-Fragen Volksabstimmungen stattfinden. Also das ist ja wohl ganz klar ein reiner Schmäh, das nimmt doch bitte überhaupt niemand ernst. Sie wollen die Österreicher für dumm verkaufen, aber ich sage Ihnen, die Österreicher sind nicht dumm, sie durchschauen dieses miese Spiel ganz genau. 

Wir wissen ja, dass die Bundesregierung seit ihrem Amtsantritt sehr, sehr viel vorgegaukelt hat, und dieser angebliche Kurswechsel der SPÖ in der EU-Frage ist eben so eine weitere Gaukelei. In Wahrheit ist das Ganze viel Lärm um nichts. Dieser Offene Brief von Gusenbauer und Faymann bedeutet überhaupt nichts. Er ist an Unverbindlichkeit nicht zu überbieten. Die ÖVP hat ihn trotzdem als Vorwand genommen, die Koalition aufzukündigen, und der Klubobmann Cap wiederum hat den Brief sofort relativiert. 

Aber warum geht denn die SPÖ nicht her und nimmt, wenn sie das wirklich ernst meint, alles zurück, was sie in Sachen Reformvertrag gemacht hat. Der heutige Antrag der FPÖ liegt vor. Wir werden sehen, ob die SPÖ hier zustimmt. 

Zurück zum Start!, sollte es lauten. Es gibt nämlich von jedem Vertrag auch ein Rücktrittsrecht, und nur das wäre glaubhaft, meine sehr geehrte Damen und Herren. Aber Sie sind feig und verstecken sich hinter den mutigen Iren. Man sieht also, dieser angebliche Schwenk ist reine Taktik. Eben das, was Sie dem Herrn Schüssel vorwerfen, nämlich nur Taktik zu betreiben, betreiben Sie hier par excellence. Reine Taktik, reiner Opportunismus. 

Der Herr Oxonitsch hat heute begründet, nur noch 28 Prozent sind für die EU. Das Vertrauen in die EU sinkt. Das stimmt, das stimmt vollkommen, aber ich glaube, der Hauptgrund dieses angeblichen Schwenks ist wohl, dass immer mehr Leute das Vertrauen in die SPÖ verlieren und die SPÖ wahrscheinlich jetzt schon bei weniger als 28 Prozent im Vertrauen der Bürger liegt. Das ist nämlich der wahre Grund für diesen vermeintlichen Kurswechsel. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine Volksabstimmung zum EU-Reformvertrag wäre unumgänglich gewesen. Sie haben das verweigert. Die Regierung ist vor einigen Tagen geplatzt. Man merkt, ein spürbares und hörbares Aufatmen geht durch die Reihen der Bevölkerung. Österreich atmet auf, weil eben endlich die Katze aus dem Sack ist. Die permanente Belästigung und Pflanzerei der Bevölkerung hat ein Ende. Es war die Situation ja auch wirklich schon unerträglich. Ständig die gegenseitigen Ultimaten, gegenseitige Beflegelungen unter jedem Niveau. Das war eine reine Verhöhnung und Beleidigung der Österreicher. Jetzt endlich kann Österreich aufatmen. 

Die Verantwortung und die Schuld für diesen Koalitionsbruch – das haben wir heute schon auf der Wahlkampfbühne gehört – werden hin- und hergeschoben. Ihre gegenseitigen Schuldzuweisungen sind wirklich herzig. Wie in der Sandkiste. 

Man kann nur eines hier ganz klar feststellen: Beide Parteien, sowohl Rot als auch Schwarz, sind schuld. Rot oder Schwarz, das ist hier vollkommen einerlei. Sie haben die letzten zwei Jahre in der Bundesregierung vollkommen versagt. 

Bei diesen so genannten staatstragenden Parteien, wie sie sich so gerne nennen, geht es in Wirklichkeit um reines kleinliches Taktieren. Man kann sich aber auch zu Tode taktieren – auf dem Rücken der österreichischen Bevölkerung.

Jetzt kommt hier eine ach so neue Figur ins Spiel: der Herr Faymann. Wir kennen ihn ja auch aus Wien. In einem Punkt war sich die Regierung immer einig – das ist einer der wenigen Punkte, wo sich die Bundesregierung einig war –, nämlich in der Belastung der Bevölkerung, in der Belastung der Österreicher. Und auch der Herr Faymann hat immer brav genickt. Er war immer dabei bei Entscheidungen, wenn es darum ging, die Österreicher zu belasten. Und jetzt versucht man, ihn als neuen Mann zu verkaufen, als neues Gesicht, dabei hat dieses Gesicht schon einige politische Falten. Ich verweise zum Beispiel darauf, dass er im Ministerrat bei allen unsozialen Maßnahmen mitgestimmt hat oder als Regierungskoordinator bis zuletzt mit seinem Freund Josef Pröll für den Fortbestand dieser unsozialen Koalition gekämpft hat. 

Ich erinnere daran, dass er vor einigen Jahren als Wohnbaustadtrat die Öffnung der Gemeindebauten für Ausländer durchgesetzt hat. Das also ist das „neue Gesicht" des Herrn Faymann, das aber offensichtlich schon einige Falten trägt. 

Auf jeden Fall, das Problem der beiden Großparteien, der SPÖ und der ÖVP, ist es, weiterzuwurschteln um jeden Preis: mit der EU-Politik, aber auch mit Rekordbelastungen, Arbeitslosigkeit, Massenzuwanderung, Ruin des Sozialstaates, Zerstörung des Gesundheitssystems. Das ist Molterer und Faymann in Reinkultur: Hauptsache, der alte Proporz bleibt gewahrt und wir können weiterwurschteln wie bisher.

Man wird sehen, wie es nach der Wahl aussieht, ob wieder eine große Koalition zustande kommt auf dem Rücken der Österreicher.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich sage Ihnen, die Freiheitliche Partei ist die einzige Partei in Österreich und auch hier in Wien, die dieser Politik glaubhaft entgegentritt. Wir sagen Nein zu einem neoliberalen Unfug, der den Menschen die Luft zum Atmen nimmt. Wir sagen Ja zu mehr Mitbestimmung der Bürger. Am Wahltag, meine sehr geehrte Damen und Herren, wird Ihnen die Rechnung präsentiert werden. Diese Wahl wird auch eine Volksabstimmung werden über ein freies, eigenständiges, soziales und neutrales Österreich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu Wort gelangt Frau Abg Ekici.

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das meiste wurde heute schon gesagt, deswegen werde ich meine Ausführungen so kurz wie möglich halten und vielleicht nur ein bisschen resümieren. 

Bekanntlich wurde am 12. Juni 1994 in Österreich über den EU-Beitritt abgestimmt, und es war neben dem Verdienst der ÖVP auch ein Verdienst der SPÖ, dass so eine immens wichtige Abstimmung erfolgreich wurde. Bekanntlich haben damals zwei Drittel der ÖsterreicherInnen mit Ja abgestimmt. 

Umso bedauerlicher ist es heute, dass bei der SPÖ ein Schwenk zu verzeichnen ist, meine sehr geehrte Damen und Herren. Mit einer einzigen Aktion möchte die SPÖ sozusagen dieser Linie eine andere Perspektive geben, was sehr, sehr schade ist.

Wir wissen, dass die SPÖ schon bessere Tage gesehen hat. Das gilt insbesondere auch für den Herrn Bürgermeister und auch für Wien, doch, meine sehr geehrte Damen und Herren, rechtfertigt dies niemals einen Schwenk in Sachen EU. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte nicht mehr Stellung nehmen zu der Art und Weise, wie diese Meinungsänderung kundgetan wurde – wir wissen das mittlerweile alle –, aber wenn ich dann von der SPÖ höre, dass es Ziel dieser Aktion sei, EU-Skeptiker ins Boot zu holen, dann frage ich mich schon, meine sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, wo sie 14 Jahre lang gewesen sind. Sie hätten 14 Jahre lang Zeit gehabt, der Bevölkerung die Vorteile der EU nahezubringen. 

Wir von der ÖVP haben das getan. (Beifall bei der ÖVP.) Wir konnten auch die meisten Bedenken ausräumen – im Gegensatz zu Ihnen. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Ich rate Ihnen auch, es uns gleichzutun, meine sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) Wir sind nämlich auf die Bevölkerung zugegangen, wir sind auf die Menschen zugegangen. (Abg Godwin Schuster: Nennen Sie ein einziges Beispiel! Sagen Sie uns Beispiele!) Was haben Sie getan? Das würde ich gerne wissen. 

Es hat heute schon der Herr Bürgermeister selbst zugegeben, zu wenig gemacht zu haben. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Aber Sie genauso!) Wir haben das alle heute hier vernommen, Sie haben das selber schon zugegeben. Das ist ein Schuldeingeständnis! Aber natürlich, auf die ÖVP einzuschlagen, das ist Ihre Lieblingsfreizeitbeschäftigung meiner Meinung nach, und das kann es nicht sein. 

Ich kann Sie auch nicht von dieser Schuld freisprechen. Wenn wir heute eine Gebührenerhöhung haben, die inflationstreibend ist, wenn die Bevölkerung heute unsicher ist und Angst hat, dann muss ich Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, in die Pflicht nehmen. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist die bisher schlechteste Rede von allen!) 

Sie können auch mit diesem Schwenk nicht davon ablenken, was sich in dieser Stadt abspielt, welche Defizite es in dieser Stadt gibt, und als Integrationspolitikerin möchte ich das auch nennen. (Abg Mag Sonja Ramskogler: Das ist so was von selbstgefällig!) Sie haben die Aufgabe oder hätten die Aufgabe, der Bevölkerung zu sagen, dass zwischen 2007 und 2013 der Stadt Wien 1,538 Milliarden an Fördermitteln von der EU zur Verfügung stehen. Das kann man ja auch auf der Homepage der Stadt Wien, der MA 27, nachlesen. Hunderte Projekte wurden dadurch verwirklicht. Das wollen Sie nicht zugeben. Dann heißt es immer, die Stadt Wien fördert, die Stadt Wien fördert. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das hat der Bürgermeister alles gesagt! Sie sollten zuhören!) Ich kann ja gerne mal ein paar Projekte nennen, die gar nicht zustande gekommen wären, wenn es nicht die EU gegeben hätte, wenn es nicht die Fördermittel von der EU gegeben hätte, vor allem im Integrationsbereich. (Beifall bei der ÖVP.) Aber es gibt so viele Projekte, es würde den Rahmen sprengen, meine sehr geehrte Damen und Herren, jetzt alle aufzulisten, (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben offensichtlich nicht zugehört!) Aber schauen Sie einmal auf die eigene Homepage, und dann können Sie auch sehen, wo wieviel Geld zur Verfügung gestellt wurde und wo wieviel Geld ausgegeben wird. (Abg Godwin Schuster: Nehmen Sie doch die Wahlkampfbrille ab! Sie sollten zuhören! Das ist doch eine reine Wahlkampfrede!) 

Also ich frage mich auch, meine sehr geehrten Damen und Herren, beziehungsweise frage ich Sie, ob Sie denn vergleichbare zukünftige Verträge wie den EU-Reformvertrag zum Scheitern bringen und dann damit auch die EU beziehungsweise den europäischen Weg gefährden wollen. Diese Frage stelle ich Ihnen. (Abg Mag Sonja Ramskogler: Intellektuell können Sie dem Bürgermeister nicht das Wasser reichen!) 

Und ich stelle Ihnen auch die Frage und wiederhole es, meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ: Ist es demokratisch, wenn ein einziges Land und womöglich eines kleines Land 26 andere Länder blockieren kann, weil 31 Prozent gegen die Hausordnung stimmen? (Beifall bei der ÖVP.) 

Und weil Sie sich ja auch immer wieder damit rühmen, sich für die MigrantInnen einzusetzen: Wie werden Sie den Migranten und Migrantinnen in dieser Stadt dann erklären, dass Sie sich für einen möglichen EU-Beitritt ihres Mutterlandes als eventueller Stolperstein erweisen könnten? (Abg Godwin Schuster: Was meinen Sie da jetzt konkret?) Das würde ich sehr gerne wissen, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Ich möchte mich, wie gesagt, gerne kurz halten. Ich möchte resümieren: Viele, viele EU-Projekte könnten hier in dieser Stadt nicht verwirklicht werden beziehungsweise viele Projekte hätten in dieser Stadt nicht verwirklicht werden können, wenn es nicht Geld von der EU gegeben hätte, vor allem im integrationspolitischen Bereich. Bitte teilen Sie das auch in der Bevölkerung draußen mit. Ich habe Ihnen die Zahlen genannt, und Sie können das auch auf Ihrer Homepage nachlesen. 

Die Europäische Union eignet sich nicht für solch billigen Populismus. Ihren Opportunismus können Sie in anderen Bereichen ausleben, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ. Ihr Verhalten setzt sich selbst die Krone auf. Europa ist für diese Art von Politik, die Sie aus purer Wahltaktik betreiben, nicht zu haben und ist zu schade dafür. – Herzlichen Dank! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt der Abg Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Herr Bürgermeister hat heute gesagt, er ist bereit, mehr in Wien zu tun. Wir unterstützen ihn dabei. Aber er kommt eindeutig zu spät. Ich erinnere daran, in der Erklärung vor einem Jahr, bereits im Juni 2007, habe ich hier, als es um die Erklärung zur Europäischen Union gegangen ist, gesagt: „Wenn die Mitteilung dazu führen sollte, dass die Europakommission und die politischen Verantwortungsträger der Stadt Wien vermehrt den Diskurs mit den politischen Parteien über die Weiterentwicklung der Europäischen Union und die Nutzung der Finanzmittel in Wien suchen, dann freut es uns. Wenn diese Mitteilung nur dazu gedient hat, dass wir eine Mitteilung in einem Jahr abgeben und auf die nächste Mitteilung im nächsten Jahr warten müssen, dann war die Mitteilung leider umsonst.“ 

Das, meine Damen und Herren, haben wir heute festzustellen. Sie haben sich in den vergangenen Jahren nicht dazu bereit gefunden, mit den Bürgerinnen und Bürgern von Wien über Europa zu diskutieren. Und jetzt sind wir in der Situation, in der wir sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben auf der anderen Seite einen Koalitionsvertrag unterschrieben, wobei Sie genau erklärt haben, warum Sie nicht für eine Volksabstimmung sind. Es heißt hier – und ich möchte zitieren aus diesem Koalitionsvertrag –: „Schon die Zustimmung zum EU-Verfassungsvertrag erfolgte in Österreich im Mai 2005 durch die gewählten Volksvertreter, also auf rein parlamentarischem Weg. Übrigens mit überwältigenden Mehrheiten: im Nationalrat 181 zu 1, im Bundesrat 59 zu 3.“ 

Und damit ist es ganz klar: Auch hier zeigt sich, wo die SPÖ steht. Denn damals, im Jahre 2005, als wir um den Verfassungsvertrag geredet haben und wo es um noch mehr Rechte und noch mehr Möglichkeiten innerhalb der EU gegangen ist, gerade da haben Sie alle Ja gesagt, und heute stellen Sie es so hin, als ob Sie nichts mehr davon wissen täten. Und das ist verleumderisch von Ihrer Seite, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, wollen uns heute unterstellen, dass wir diese Sondersitzung dafür verwendet haben, um über Neuwahlen zu diskutieren. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Das tun Sie doch die ganze Zeit!) Erinnern wir uns zurück! Wann wurde dieser Antrag gestellt? Sie haben eine Aussage eines geschäftsführenden Parteiobmannes, eine Aussage eines Bundeskanzlers getätigt, in dem Sie einen Schwenk der EU-Politik dargelegt haben. Und am nächsten Tag oder zwei Tage später gab es eine Aussage des Herrn Bürgermeisters in der „Kronen Zeitung", in der er diesen Schwenk unterstützt hat. Das war die Grundlage für unsere Sondersitzung, und da war noch lange keine Rede von irgendeiner Neuwahl, meine Damen und Herren von der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Reden Sie mit Ihrem Parteivorsitzenden!) 

Nur Sie wollen sich heute darauf hinausreden. Niemand anderer glaubt Ihnen das. Ich zitiere Ihnen dazu ein paar Zeitungen. 

27. Juni, „Kurier", Margaretha Kopeinig: „Der Schwenk der SPÖ in der Europapolitik schadet Österreich." 

Manfred Perterer in den „Salzburger Nachrichten" am 1. Juli. Es geht um die Glaubwürdigkeit Österreichs. Es geht um die politische Stabilität Österreichs, unsere Position in Europa, der Welt: „Gusenbauer und Faymann setzen ihn leichtfertig aufs Spiel" – den Ruf Österreichs – „Österreich, nicht mehr der verlässliche Staat im Herzen Europas, sondern eine Bananenrepublik, wie dies der Salzburger Bürgermeister ausdrückte." – Das ist es, was Sie aufs Spiel setzen, meine Damen und Herren von der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben jetzt 17 Monate lang den Bundeskanzler gestellt und wichtige Ministerien in diesem Land. Sie hätten in dieser Zeit genügend Gelegenheiten gehabt ... (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Die wichtigeren habt ihr gehabt!) Wichtige, sehr wohl wichtige. Wir hatten wichtige, sie hatten wichtige, seien wir gerecht. Beide hatten wir wichtige Ministerien. Und es kommt darauf an, wie Sie sich durchsetzen in der EU. Was haben Sie getan, damit Sie mit dem Gejammere endlich aufhören? Was haben Sie in Brüssel getan, um dafür zu sorgen, dass es eine sozialere, eine gerechtere EU wird? Sie sitzen in den Ministerräten und tragen damit Mitverantwortung. Aber Sie haben sich nicht darum gekümmert.

Und so sagt Perterer: „Wir sitzen alle in Gremien der EU. Es gibt keine Entscheidung, ohne die Stimmen Österreichs gehört zu haben." Und das waren Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, ganz genauso. Wenn wir uns durchsetzen wollen, müssen wir die Dinge positiv sehen und mit anderen Achsen schmieden. Das haben wir in der Vergangenheit zu wenig getan. Das sage ich Ihnen, liebe SPÖ, und Sie dürfen nicht glauben, sich jetzt rausstehlen zu können. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wien hat im letzten Strukturfonds 25 Millionen EUR an Förderung im regionalen Wettbewerb und für die Beschäftigung in Wien zugestanden bekommen. Weitere 42 Millionen fließen über den Weg der Stärkung und Entwicklung der Grenzregionen nach Wien, und zwar für Wirtschafts- und Forschungskooperationen im grenzüberschreitenden Bereich und für Verbesserungen in der regionalen Erreichbarkeit, im Naturschutz, im Umweltschutz und im Klimaschutz. 

Hier haben Sie sich alle dafür auch wirklich schon einmal bedankt, aber Sie sagen es zu wenig. Sie erzählen es nicht den Bürgern, und Sie sprechen heute davon, dass Sie nur Basisdemokratie haben wollen. Wo ist Ihre Basisdemokratie? Wo war Ihre Basisdemokratie, als Sie auf einmal einen geschäftsführenden Parteiobmann eingesetzt haben? Und wie uns die Medien berichten, haben Sie nicht einmal ein Statut dafür, dass das rechtmäßig ist. Wo ist da Ihre Demokratie? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie wollen den Leuten glaubhaft machen, dass Sie sich für Demokratie einsetzen, aber in Ihrer eigenen Partei haben Sie keine Demokratie. Das ist Ihr Problem, meine Damen und Herren von der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Marianne Klicka: Sprechen Sie über Ihre eigenen Probleme!)
Sie sprechen in der österreichischen Gewerkschaftsbewegung, die von der Sozialdemokratischen Partei geprägt wird, von einer Urwahl. Und haben Sie sie endlich einmal durchgesetzt? – Nein! Hier ist es Ihnen auch wichtiger, dass der ÖGB-Präsident in den Nationalrat einzieht, weshalb Sie für vorgezogene Neuwahlen sind. Das ist der wahre Grund für die Neuwahl – auch in der SPÖ. (Beifall bei der ÖVP. – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – Abg Inge Zankl: Also das ist ein Blödsinn!) 

Wir werden uns das anschauen. Wir werden das nach der Wahl dann anschauen, wo der ehemalige Gemeinderatsvorsitzende dann wirklich sitzen wird. (Abg Harry Kopietz: Machen wir eine Wette? Ich biete eine Wette an?) Na, wir werden es sehen, meine Damen und Herren.

Selbst Salzburgs SPÖ-Bürgermeister Heinz Schaden spricht eben davon, dass es der SPÖ gelungen ist, Österreich auf eine Bananenrepublik zu reduzieren. Meine Damen und Herren, das ist Ihre Verantwortung, das ist Ihr Führungsstil, den Sie zu verantworten haben, und ich glaube, die Bevölkerung weiß auch, was sie davon zu halten hat, wenn eine Partei so mit einem Bundesparteiobmann umgeht, wie Sie es getan haben. Glauben Sie, dass das eine anständige und moralisch vertretbare Art war, wie Sie mit Ihrem Bundesparteiobmann umgegangen sind? Und glauben Sie, dass das demokratisch war? (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Also, meine Damen und Herren von der SPÖ, hier enttarnen Sie sich. (Beifall bei der ÖVP.) Sie haben hier eine Überrumpelungstaktik in der Partei durchgeführt und keine Staatspolitik. (Abg Harry Kopietz: Blind hat einen Nachfolger gefunden!) Sie sind diejenigen, die ihre Interessen nur darauf ausrichten, auch in Zukunft wieder den Bundeskanzler zu erhalten. Das ist Ihr wahres Interesse. Aber für die Europakommission kommen Sie erst heute nach dem irischen Nein darauf, dass Sie sich mehr damit beschäftigen müssten in Wien, dass Sie dem mehr Kraft geben müssen, dass wir von der Opposition wieder Anträge stellen müssen, damit Sie dem endlich zustimmen können, denn von selber würden Sie nichts dazu tun, dass die Bürgerinnen und Bürger mehr von der EU erfahren. Das ist Ihre Verantwortung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Harry Kopietz: Kurth-Bodo! Kurth-Bodo Gerstl!) 

Meine Damen und Herren! Innerhalb Österreichs gab es zwar immer Rot-Schwarz. (Abg Harry Kopietz: Kurth-Bodo Gerstl!) Ich antworte, Herr Landesgeschäftsführer: „Innerhalb Österreichs gab es zwar immer Rot-Schwarz, aber nach außen gab es immer nur Österreich." – So kommentiert Altkanzler Franz Vranitzky in seinem bekannt trockenen Stil das Chaos in der SPÖ. „Und das ist vielleicht auch die Erklärung", wie er weiter ausführt, „für die Doppelspitze, weil einem allein ein so kapitaler Missgriff nicht gelungen wäre." (Abg Harry Kopietz: Kurth-Bodo!) Jetzt kommen sie nochmals mit Kurth-Bodo zu Franz Vranitzky. 

Die SPÖ hat den Kurs einer staatstragenden Partei zugunsten von billigem Populismus aufgegeben. Und diesen Verrat, diese Verzweiflungstat zweier ohnmächtiger SP-Politiker werden sich die Österreicherinnen und Österreicher nicht gefallen lassen. Sie haben zwei Jahre lang in der Regierung blockiert, Sie hatten zwei Jahre lang Stillstand ausgerufen, und das hat die Sozialdemokratie auch zu verantworten. Denn es reicht den Bürgerinnen und Bürgern! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben keine Ihrer Wahlversprechungen eingelöst, dafür aber massiv die Arbeit der Koalition behindert, und damit haben Sie dem österreichischen Staat schweren Schaden zugefügt. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Nein! Behindert habt ihr euch gegenseitig!)
Meine Damen und Herren! Sie haben einen hektischen Wechsel von Personen und Positionen durchgeführt. Das ist ihre Sache. Gaby Schaunig ist zurückgetreten. Doris Bures konnte nur mit interessanter Hilfe von nichtwahlberechtigten Teilnehmern zur Klubobmann-Stellvertreterin gewählt werden. Broukal musste zurücktreten. Viele, viele Personen. Das ist das, was Sie zu verantworten haben, welche Personen nun in der Wiener SPÖ und in der Bundes-SPÖ das Sagen haben. (Beifall)
Meine Damen und Herren! Gemeinsam mit den Freiheitlichen – um die nicht ganz auszulassen –: Sie fischen jetzt in demselben Wählerteich wie die Freiheitlichen mit Ihrer Popularitätsfalle, mit der Sie jetzt versuchen, die Leute einzufangen. Und Sie glauben, sie gehen Ihnen noch länger auf den Leim. 

Bereits 2005 haben Sie mit den Stimmen der Freiheitlichen 146 Millionen EUR für den Compress Verlag hier beschlossen, um damit der Gunst sicher zu sein, sich hier in einer Richtung betätigen zu können. Sie geben für den Compress Verlag 146 Millionen auf zehn Jahre aus, damit wir dann in Wien, wenn wir am Flughafen ankommen, solche Zeitungen bekommen und sich der Altbürgermeister noch als Herausgeber titulieren kann. Hier schmeißen Sie das Geld hinaus! Und wenn Sie über Volksabstimmungen reden, dann reden Sie auch darüber, wofür Sie das Geld in dieser Stadt ausgeben. Haben Sie schon einmal über Volksabstimmungen bei Gebührenerhöhungen geredet? Hätten Sie sich das jemals getraut? Sie haben hier Gebührenerhöhungen gemacht mit über 25 Prozent und teilweise 50 Prozent, und das haben Sie auch nicht einem Volk zur Wahl vorgelegt. Es zeigt sich, was Sie wirklich wollen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Wer spricht da von Populismus? – Abg Harry Kopietz, eine rote Karte in die Höhe haltend: Zeigen wir dem schwarzen Redner die Rote Karte!)
Ihr Problem, meine Damen und Herren, ist nämlich nicht, dass Sie Sonntagsreden halten, Ihr Problem ist, dass Sie diese Sonntagsreden im EU-Fall nur einmal im Jahr hier in diesem Haus halten. Aber wenn Sie im Ausland sind und die internationalen Gazetten ihre Europascheinwerfer auf Sie richten, dann ist es Ihnen sehr wohl recht, wenn Sie für Europa tätig werden können. Aber hier, wenn es darum geht, Wählerstimmen zu gerieren, dann wollen Sie von dem Europakurs nichts wissen. Und diese Scheinheiligkeit wird von der Bevölkerung schonungslos aufgedeckt werden, meine Damen und Herren. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen zum Schluss nur mehr ein paar Zitate aus Leserbriefen bringen. Das zeigt dann ganz genau, was davon zu halten ist, und dass ein für allemal auch Schluss damit ist, dass Sie uns vorwerfen können, mit dieser Sondersitzung etwas erreichen zu wollen. (Abg Godwin Schuster: Das werden Sie aushalten müssen!) Es sind die WählerInnen, die Ihnen das sagen. 

„Mit Populismus und Versprechungen, Stichwort Pensionen, setzt man national schon die Zukunft der Jugend aufs Spiel. Mit dem Erreichen eines neuen unsäglichen hetzerischen Anti-EU-Populismus setzt man nicht nur die Zukunft der Europäischen Jugend, sondern aller europäischen Bürgerinnen und Bürger aufs Spiel. Das große Ziel, ein gemeines Europa in Frieden und Wohlstand, ohne Krieg und ohne Barrieren, ohne schlechtes Gewissen wird das geopfert. Schämen Sie sich!" – Das schreibt ein Bürger aus 4040 Linz am 28.6. in der Tageszeitung „Die Presse". 

Ein Bürger aus dem 21. Bezirk schreibt: „Gusenbauer handelt in Panik. Längere Zeit habe ich Alfred Gusenbauer für einen verkannten intelligenten Menschen gehalten. Nach seinem sich und die Demokratie entwürdigenden Kniefall musste ich die Einschätzung radikal ändern: Alfred Gusenbauer handelt in Panik ohne einen Rest an Intelligenz. Falls ihm irgendwann einmal das Gehirn gesagt haben sollte, dass die EU ein lebendes Wesen sei, so hat er dieses Wesen nun einem Ankläger und Richter ausgeliefert, dem es mittels Maximierung von Gewinnstreben und schlechtem Geschmack gelungen ist, das Land in eine neue dunkle Zukunft zu drängen, in der nur noch dumpfer Eigennutz als direkte Demokratie heroisiert, also falsch dargestellt wird." Das schreibt Karl Danninger aus dem 21. Bezirk. 

Und so könnte ich Ihnen hier noch mehrere Zitate bringen. Aber ich glaube, es ist am besten, wenn ich eine Ihrer intellektuellen zitiere, nämlich Traudl Brandstaller, die, glaube ich, eindeutig klar dem linken Lager zuzuordnen ist. Sie macht klar, wofür Sie verantwortlich sind und dass Sie nicht länger versuchen können, den Spieß umzudrehen. 

Sie sagt am 8.7. im „Standard": „Die SPÖ erledigt ihren Niedergang ganz ohne linke Konkurrenz. 

Das Spezifikum der SPÖ ist ihr totaler Opportunismus. Sie kapituliert vor der Anti-EU-Hetzkampagne der ‚Kronen Zeitung' und macht den Organisator dieser Kapitulation zu ihrem neuen Parteichef und Spitzenkandidaten. 

Auslöser des SPÖ-Selbstzerfleischungsprozesses waren nicht ideologische Differenzen, Kontroversen in Sachfragen oder der Streit um den wirtschaftspolitischen Kurs der EU, sondern die verheerenden Meinungsumfragen, die Alfred Gusenbauer nach eineinhalb Jahren Kanzlerschaft eingefahren hat. ‚Mit Gusenbauer ist keine Wahl zu gewinnen', war denn auch die Parole der parteiinternen Messerschleifer, die seit Monaten unterwegs waren und auf einen freiwilligen Rücktritt des ungeliebten Parteichefs hinarbeiteten." – Das sagt Traudl Brandstaller, eine Angehörige der Sozialdemokratie, eine Dame, die eindeutig dem linksgerichteten intellektuellen Flügel zugehört. Da zeigt sich, wo die SPÖ wirklich steht. 

„Der hektische Wechsel von Personen und Positionen", sagt sie weiter, „kann nicht kaschieren, … 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz kommen! 

Abg Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): … dass die SPÖ wie die meisten europäischen Sozialdemokraten in einer tiefen ideologischen und moralischen Krise steckt. Sie hat in Zeiten radikaler gesellschaftlicher Umbrüche keine Antworten auf neue Herausforderungen gefunden, sie hat sich vielfach den neuen Fragen nicht einmal gestellt." 

Und sie endet dann damit, meine Damen und Herren: „Aber inhaltliche Debatten und personelle Alternativen werden der SPÖ nicht erspart bleiben – wahrscheinlich erst nach einer Wahlniederlage, wenn sie die bittere Lektion gelernt hat, dass man mit Zynismus keine Wahlen gewinnt." (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Jung. (Abg Dr Kurt Stürzenbecher: Es kann nur besser werden! – Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Beim Jung? Nein, wirklich nicht!)

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Das war jetzt vergnüglich. – Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich kann nur sagen: Na, Mahlzeit! Ich freue mich darauf, wenn so um Weihnachten herum nach langem Zieren die Koalitionsverhandlungen zwischen SPÖ und ÖVP beendet sein werden und wir noch einmal eine große Koalition bekommen, mit veränderten Kanzlern dieses Mal. Dann gehen wir in zwei Jahren wieder wählen, das kann ich Ihnen sagen. Machen Sie so weiter, meine Damen und Herren! Das einzige Problem ist, dass die Österreicher die Zeche dafür zahlen. 

Ich gehe einmal etwas auf meine Vorredner ein. Ich fange an beim Kollegen Oxonitsch. Da kann man sich kurz halten. Das war das Pfeifen des Ängstlichen im finsteren Walde. Sonst waren es wirklich nur Phrasen, die Sie uns schon seit Jahren vorpredigen. Sie haben gesagt, Sie haben die EU-Diskussion auf sehr hohem Niveau geführt. Sie haben sie auf so hohem Niveau geführt, dass die Österreicher es einfach nicht verstehen konnten. 

Sie haben gesagt, Sie sind überzeugt, die Wähler werden unseren Weg mitgehen. Na, schauen Sie einmal die Meinungsumfragen an. Gegenwärtig sind wir ungefähr bei 26 Prozent, die Ihren Weg mitgehen. Gehen Sie weiter in diese erfolgreiche Richtung, meine Damen und Herren von der SPÖ! Lügen Sie sich selbst in den Sack! Sie werden die Quittung dafür bekommen. 

Von wegen Phrasen zur Geltung bringen, statt die Österreicher zu informieren. Ich gehe kurz auf den Kollegen Neuhuber ein. Man kann immer alles zweifach bringen. Sie haben in manchem durchaus recht gehabt. Sie haben sehr viele vorgeblich Sachargumente gebracht, nur haben die Sachargumente auch immer einen zweiten Teil. Wenn Sie zum Beispiel sagen, dass österreichische Banken sehr stark expandiert haben in Osteuropa, so haben Sie recht. Aber die Arbeitsplätze sind dort geschaffen worden, bei uns wurden sie wegrationalisiert. Das ist der Unterschied. (Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Was verstehen Sie davon?)

Und es wurde Geld in Österreich investiert. Das ist richtig. Ein Russe hat den halben Haselsteiner gekauft. So schaut es aus! Das hat immer alles zwei Seiten, Herr Kollege. 

Und wenn sich die Frau Kollegin Ekici empört, dass von manchen die Türkei als Stolperstein gesehen wird und nicht (Zwischenruf von Abg Mag Wolfgang Gerstl) – ruhig, Sie kommen eh noch dran! – in die Europäische Union aufgenommen wird, dann sage ich Ihnen, ich habe vorgestern einen Brief von meiner Versicherung bekommen – Donau Versicherung –, und da schreiben mir die, wenn ich die Grüne Karte will, in die Türkei darf ich nicht fahren, denn das ist nicht Europa. Sehen Sie! Die Versicherungen haben das schon erkannt, und Sie werden auch noch draufkommen. Das kann ich Ihnen sagen. (Beifall bei der FPÖ.)
Noch ein Wort zum Kollegen Tschirf, der sich da plötzlich an den Voggenhuber hält und die Hausordnung des Paradieses zitiert, die, wie er sagt, wenn 27 abstimmen hätten müssen, nicht angenommen worden wäre. Ich sage Ihnen, das wäre gut gewesen, wenn man sie nicht angenommen hätte, denn schauen Sie sich einmal die Hausordnung des Paradieses an. Da ist es verboten, vom Baum der Erkenntnis zu essen. Und das ist genau das, was die Brüder in Brüssel wollen. Sie wollen nicht, dass die Bürger draufkommen, wie sie hier beschwindelt und zum Narren gehalten werden. Und jetzt naschen sie vom Baum der Erkenntnis und sagen Nein wie in Irland. Und das wird noch stärker in der Zukunft kommen, das kann ich Ihnen sagen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ja, sicher wird es super für Österreich. Wir haben Glück gehabt. Das ist allerdings nicht Ihr Verdienst, sondern – noch einmal – das ist das Verdienst der Iren, die diesen Prozess gestoppt und ein gewaltiges Nachdenken in Europa eingeleitet haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, vor allem von der SPÖ! Sie kennen sicher alle den Refrain eines bekannten Liedes, in dem es heißt: „Einer allein kann doch nicht so deppert sein." Auf diese Zeilen dürfte sich Ihr Altkanzler Vranitzky bezogen haben, als er sich zu dem neuen EU-Kurs der SPÖ öffentlich mit den Worten äußerte: „Vielleicht ist das auch eine Erklärung für die Doppelspitze, weil einem allein ein so kapitaler Fehler gar nicht gelungen wäre." Er hat es weniger poetisch gesagt, aber vom Inhalt her ist es das Gleiche. Es hat natürlich diesen Alt-Bilderberger massiv gestört, dass dieser europäische Einigungsprozess der Großkonzerne nicht so weiterläuft, wie es ihm recht war. Es hat auch viele Alt-Linke gestört, Landeshauptleute und Bürgermeister waren not amused und haben auch sehr scharfe Worte – wir haben sie heute schon gehört – dafür gefunden.

Jetzt frage ich mich: Was war da geschehen? Der erste Schritt war, dass die Umfragewerte der SPÖ in den Keller gegangen sind. Der Kanzler, der zum Abgang gedrängt worden war und in den Medien eigentlich nur noch dann vorkam, wenn er seine eigenen Leute oder Mandatare in irgendeiner Form beschimpft hat, hat plötzlich gemerkt: So geht es nicht weiter! Eigene Leute haben seine Regierung eine Bananenrepublik genannt. Der x-te Neustart ist in die Binsen gegangen, und seit Monaten geht in dieser Regierung – das wissen Sie beide ganz genau – einfach nichts mehr weiter. 

Ein Beispiel dafür, was noch weitergeht und was von Ministern heute schon als Erfolgsmeldung hinausging – ich gebe Ihnen nur ganz kurz einen Ausschnitt von der APA-OTS vom 3.7., 9 Uhr Vormittag. Die wichtige Meldung: „Bundesminister Buchinger trinkt Fairtrade-Kaffee." – Das ist es, was die Österreicher von unserer Regierung wissen wollen: Bundesminister Buchinger trinkt Fairtrade-Kaffee. Das sind die Fortschritte, die Sie unseren Staatsbürgern zu bieten haben, meine Damen und Herren von der SPÖ, aber vor allem auch von dieser Bundesregierung. 

Es geht nichts mehr, und es war höchste Zeit, die Konsequenzen zu ziehen. 

Und dieser Kanzler von der traurigen Gestalt hat sich wieder etwas Neues einfallen lassen. Er hat beschlossen: Jetzt habe ich eine geniale Idee, wir machen eine Doppelspitze. Und für die Doppelspitze brauche ich den Sancho Pansa zum Mitreiten. Und den hat er gefunden. Das Duo Gusenmann – wie es in den Medien genannt wurde – wurde installiert, allerdings auf recht seltsame Art und Weise und ohne richtiges Wissen und gegen Widerstände in der Partei. Da gab es dann ein Hin und Her. Wer hat was wann und wo gewusst? Im Endeffekt war es wahrscheinlich ein Alleingang. 

Daraufhin wurden gegen diese neuen Hoffnungsträger, wiederum von den eigenen Freunden, schwere Geschütze in Stellung gebracht: „Aalglatt ist der falsche Ausdruck, gegen ihn fühlt sich ein Aal rau an.", sagt ein ehemaliger Funktionär. Das war keine Artigkeit des Kärntner Landeshauptmannes, das war ein Sozialdemokrat, der das über Ihren neuen Spitzenmann gesagt hat: Glitschig und aalglatt, nicht greifbar. Freundschaft, Genossen!, kann man da nur dazu sagen. 

Gusenbauer hat jedenfalls gehofft, mit einem – na ja, gelinde gesagt, von außen sehr seltsam anmutenden – Bauernopfer, nämlich seinem Bundesgeschäftsführer, das humanitäre Bleiberecht als Kanzler zu erhalten. Es ist halt nichts daraus geworden, es war nur neuer Sand in der alten Spielzeugkiste. 

Das hat aber, wie gesagt, noch nicht gereicht, und die SPÖ ist weiter nach unten getaumelt. Und da hat er einen genialen Einfall gehabt. Wir machen es dem Jörg Haider nach. Wir versuchen, stärker populistisch zu sein. Ein Blitzschwenk in der EU-Volksabstimmungsfrage. Einmal unter den Teppich in der Redaktion der „Kronen Zeitung" gekrochen, auf einen Umfaller mehr oder weniger kommt es nicht mehr an, und wenn der Ruf erst ruiniert ist, kann man ja dann bekanntermaßen endlich ungeniert leben. 

Es gab aber trotzdem viele Proteste in der Partei, und herbe Enttäuschung war nicht zu übersehen. Es war nämlich, meine Damen und Herren, keine Kurskorrektur, nicht eine gewisse Adaptierung von Positionen, das war eine Kurswende um 180 Grad. Darin hat die Volkspartei recht. Das war ein Gegenkurs und keine Wende. Unter Seglern nennt man so etwas eine Patentwende, ein derart verunglücktes Manöver, bei dem Boot und Besatzung in Gefahr geraten. Und der Kanzler oder Steuermann ist ja auch prompt über Bord gegangen und hat seinen Leichtmatrosen ratlos zurückgelassen. Aus war es mit der Doppelspitze, ein Zacken ist abgebrochen aus der „Krone" in dem Fall, und es blieb Faymann über. 

Na, und die ÖVP, die ohnehin spezialisiert darauf ist, ihre Koalitionspartner zu ruinieren, hat natürlich die Gelegenheit genützt. Das war nicht anders zu erwarten. 

Der SPÖ, die daraufhin voll Entsetzen teilweise zurückzurudern begonnen hat – Sie erinnern sich alle an die Cap-Erklärung –, hat das dann nichts mehr genützt und wird ihr auch nichts mehr nützen. Das kann ich Ihnen schon jetzt sagen für die Wahl. Ihre EU-Geschichte wird vielleicht einige Ihrer Parteimitglieder beruhigen, die Mehrheit der Österreicher werden Sie mit dieser Geschichte und mit diesen Halbheiten – davon bin ich überzeugt – nicht überzeugen. 

Bei der ÖVP hat jedenfalls der Puppenspieler im Hintergrund lang genug die Fäden gezogen und jede konstruktive Arbeit in der Regierung blockiert. Und jetzt hat er sein Ziel erreicht. Er bringt, wie gesagt, die Koalitionsregierung vorzeitig zum Scheitern, und das alles nur, wie man von der ÖVP und von Schüssel hört, im Interesse Österreichs. Darüber kann man sehr, sehr geteilter Meinung sein. 

Schüssel und seine Mannen wollen Österreich weiter an Brüssel ausliefern, an Brüssel, wo man gerade an einer Entscheidung arbeitet, Asylgewährung europaweit einheitlich zu regeln, um uns wiederum das Recht der Kontrolle darüber im eigenen Land zu nehmen; an dieses Brüssel, wohin wir gerade im Vorjahr fast das Doppelte unseres Nettomitgliedsbeitrages eingezahlt haben. Das Geld fehlt uns dann für die Sanierung der Kassen in Österreich. Wir haben eine Situation, wo die Ärzte und die Frächter auf die Straßen gehen. Die Transitlawine überrollt gleichzeitig unser Land, aber eine angemessene Mauterhöhung wird uns von den Eurokraten in Brüssel – von Ihnen in der ÖVP so gelobt – verboten. 

Und diese Macht will Ihr Herr Schüssel, will Ihr vorgeschobener Herr Molterer, will die ÖVP durch diese Vertragsunterzeichnung noch erweitern. Und die Außenministerin, die das Außenministerium bezeichnenderweise eh schon in MEIA umbenannt hat, um Europa in den Vordergrund zu stellen, wirft sich voll ins Gefecht – nicht für Österreich, nicht für die ÖsterreicherInnen, sondern für Brüssel. Darin wird sie von ihrer Alt-Außenministerin, die ja in Brüssel wohl versorgt als Kommissarin sitzt, auch noch unterstützt. 

Und Sie erdreisten sich und haben vorhin der SPÖ Vorwürfe gemacht. Machen Sie die Vorwürfe Ihrer eigenen Partei, die sagt, man muss sich für Österreich schämen. Das ist wirklich eine sehr, sehr traurige Angelegenheit, aber Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP, haben sie dort hingeschickt und Sie haben das zu verantworten. 

Sie in der ÖVP hoffen, mit diesen Zügen Ihre Verluste in Grenzen zu halten und nach der Wahl, die wahrscheinlich kommen wird, als – allerdings relativ – stärkste Partei herauszugehen und damit den Kanzler stellen zu können. Aber ich sage Ihnen eines: Ihre internen Führungsdiskussionen werden damit nicht beendet sein. Die gehen weiter, das kann ich Ihnen versichern. Und die Debatte um die Ablöse Ihres derzeitigen Kanzlerkandidaten – von Oberösterreich hört man ja sogar jetzt schon die Stimmen – und um die Frage Schüssel, die wird Sie einholen. Sie werden das gleiche Problem, das die SPÖ heute hat, irgendwann einmal nach den Wahlen bekommen, denn die Unzufriedenheit in den Ländern ist nicht zu übersehen. Molterers Tage sind auch gezählt. Das kann ich Ihnen sagen. 

Übrigens auch die von Van der Bellen, meine Damen und Herren von den Grünen. Auch bei Ihnen ist das Messerwetzen schon lange im Gange, und die potenzielle Erbin wird vermutlich die sein, für die Sie dann einen Versorgungsposten im Nationalrat brauchen, weil sie nicht mehr Präsidentin geworden ist. 

Und wenn Sie sich Ihre Freunde vom „NEWS" anschauen: Beim Würfeln um die künftige Entscheidung in Österreich kommen Sie nicht mehr vor. Sie sind sogar bei „NEWS" auf diesem Gebiet schon abgeschrieben. 

Und was macht die SPÖ? Sie hätten jetzt nach dem Bruch der Koalition, nach dem Aufsagen der Koalition durch die ÖVP die Chance gehabt, verschiedenes durchzusetzen, aber auch das trauen Sie sich nicht, auch dazu können Sie sich nicht durchringen. 

Wenn ich nur eines hernehme: Heute im Nationalrat hätten Sie die Übergangsfinanzierung für die Gebietskrankenkassen in Wien beschließen können. Eine wahrhaft dringliche Frage, denn die Kassen stehen vor der Pleite. Sie haben sich schlichtweg nicht getraut; und es wird ein Riesendebakel werden, denn wir werden im Herbst noch keine handlungsfähige Regierung haben, weil uns, weil Sie sich zieren müssen, ziemlich lange Regierungsverhandlungen ins Haus stehen. 

Das, meine Damen und Herren von der SPÖ, haben alleine Sie zu verantworten. Sie waren nicht mutig genug, wenigstens einige Ihrer Wahlversprechungen jetzt noch umzusetzen. 

Na, und warum waren Sie es nicht? Sie waren deswegen nicht mutig genug, weil Ihr Spitzenmann, der Herr Faymann, nichts anderes im Kopf hat, und damit hat er sich schon abgefunden, bitte, bitte, wenigstens Vizekanzler unter der ÖVP zu werden. So schaut es nämlich in Wirklichkeit bei Ihnen aus und darauf arbeiten Sie hin. Ein bissel Theaterdonner mit der ÖVP, ein paar von Ihnen ärgern sich wahrscheinlich wirklich, das glaube ich sogar und ehrlich, aber mehr ist es nicht. Sie warten auf die nächste große Koalition mit umgekehrten Vorzeichen!

Wir werden dem Ganzen zufrieden zusehen. Aber ich sage Ihnen, wir werden dem nicht nur zusehen. Wenn uns die Medien heute sagen, wir können den Wahlkampf fußfrei in der ersten Reihe verfolgen und brauchen uns nur zurückzulehnen, dann sage ich Ihnen: Den Teufel werden wir tun. Wir werden laufen, wie Sie es schon lange nicht gesehen haben. Wir werden den Österreichern klar machen, wohin es geht und dass es höchste Zeit für eine Wende in vielen Bereichen ist und die kann nur erfolgen, wenn wir daraus gestärkt hervorgehen und das werden wir! Wir werden massiv gestärkt werden, da können Sie sicher sein, das kann ich Ihnen sagen. (Abg Harry Kopietz schüttelt den Kopf.) Warum schütteln Sie den Kopf? Also ich traue mich wetten, dass wir mehr in Prozenten dazu gewinnen, vielleicht sogar mehr als Sie verlieren, wenn Sie Glück haben. Das kann ich Ihnen sagen und die Österreicher werden es erkennen. Denn es wäre für dieses Land nicht gut, noch auf weitere vier Jahre in einer Regierung festbetoniert zu werden, wie wir sie jetzt für zwei Jahre gehabt haben.

Der Unterschied ist der, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass viele von Ihnen und von der ÖVP ohnehin schon viel zu viel von den wirklichen Problemen in diesem Land abgehoben sind. Sie rührt es nicht mehr und wenn man es zehnmal da herinnen sagt, dass in Wien im vergangenen Winter zehntausend Leute nicht heizen konnten - Sie interessieren sich für Probleme irgendwo, nicht für die in der Stadt, weil Sie mit diesen Leuten ja gar keinen Kontakt mehr haben und weil Sie eben Ihre Schwierigkeiten haben. Es gibt ein paar, das stimmt, aber die Herren, die bei Ihnen etwas zu sagen haben, schon lange nicht mehr, die trinken Barolo und nicht den G´spritzten beim Heurigen draußen (Heiterkeit bei der FPÖ.), außer es wäre ein Nobelheuriger. Sie kennen diese Probleme nicht mehr. Sie haben zur Zeit nur Ihre eigenen Probleme im Kopf und das werden sich die Österreicher merken! 

Ich sage Ihnen eines: Wir freuen uns auf diesen Wahlkampf! Viel Vergnügen! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge.

Es wurden eingebracht ein Antrag von der SPÖ, einer von der ÖVP, vier von den GRÜNEN und drei von der FPÖ. Ich werde in dieser Reihenfolge abstimmen.

Ich lasse den Antrag der SPÖ-Abgeordneten Christian Oxonitsch, Dr Elisabeth Vitouch, Dr Kurt Stürzenbecher, Peter Baxant, Martina Ludwig-Faymann und Erika Stubenvoll betreffend den europäischen Integrationsprozess im Rahmen der EU abstimmen. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt. - Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die SPÖ und der Kollege Margulies von den GRÜNEN, das ist die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist so angenommen. (Abg Heinz Hufnagl: Das ist ein Mehrheitsbeschluss! – Allgemeine Heiterkeit.)
Wir kommen zum Antrag der ÖVP-Abgeordneten Dr Matthias Tschirf, Dr Franz Ferdinand Wolf, Mag Ekici, Mag Gerstl und Mag Neuhuber betreffend wider parteitaktischen Opportunismus in europäischen Fragen. Auch hier wurde die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP und die GRÜNEN. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zu den Anträgen der Grünen Fraktion.

Der erste Antrag betreffend europäische Demokratieinitiative nach dem Irland-Referendum, eingebracht von den Abgen Mag Vassilakou, Dipl-Ing Margulies, Marco Schreuder und FreundInnen. Hier wurde die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (Lautes Plenum.) – Dieser Antrag ist mehrheitlich gegen die Stimmen der FPÖ angenommen. 

Wir kommen zum Antrag betreffend BürgerInnenforum im Rathaus. Hier wurde die Zuweisung an den Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal sowie an die Europakommission verlangt. - Wer für die Zuweisung dieses Antrags ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig zugewiesen.

Wir kommen zum Antrag betreffend Schaffung eines Wiener Europa-Ausschusses, ebenfalls von der Grünen Fraktion eingebracht. Es wurde die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Grüne Fraktion, die Freiheitlichen und die ÖVP. Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der grünen Fraktion betreffend EU-Umweltpolitik und Maßnahmen der EU gegen steigende Lebensmittelpreise. Hier wurde ebenfalls die sofortige Abstimmung beantragt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Der Antrag ist von den GRÜNEN und von der SPÖ gegen ÖVP und FPÖ mehrheitlich so beschlossen.

Wir kommen nun zu den Beschlussanträgen der freiheitlichen Abgeordneten. Hier wurde die namentliche Abstimmung für alle drei eingebrachten Anträge verlangt. 

Ich beginne mit dem Antrag betreffend Neuorientierung der österreichischen EU-Politik und frage, wer den Antrag auf namentliche Abstimmung unterstützt? – Das ist die Freiheitliche Fraktion, er hat nicht die erforderlichen 25 Abgeordneten und ist damit abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung des Antrags. - Wer für diesen Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die Abgeordneten der Freiheitlichen Fraktion. Damit hat der Antrag nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Wir kommen zum Beschlussantrag betreffend Widerruf der Ratifikation des EU-Reformvertrags von Lissabon. Auch hier wurde die namentliche Abstimmung verlangt. - Ich frage wieder, wer die namentliche Abstimmung unterstützen möchte? – Das ist die Freiheitliche Fraktion, leider nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zu einer normalen Abstimmung. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist nur von den Freiheitlichen unterstützt, hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Der dritte Antrag betrifft den Abbruch der Beitrittsverhandlungen der Europäischen Union mit der Türkei. 

Auch hier wurde die namentliche Abstimmung beantragt. 

Wer unterstützt die namentliche Abstimmung? – Das ist die Freiheitliche Fraktion, es hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung des Antrags. - Wer diesem Antrag beitritt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls die Freiheitliche Fraktion, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Das war das Ende der Sondersitzung des heutigen Landtags.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen.

Ich wünsche Ihnen allen einen schönen Sommer, schöne Ferien, vor allem bis zur nächsten Sondersitzung, möglicherweise.

(Ende der Sitzung um 14.08 Uhr.)
